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VORWORT 
Unser Grundgesetz hat sich aus den Erfahrungen 
mit einem totalitären, die Freiheit mißachtenden 
Regime für die abwehrbereite, wehrhafte Demo­
kratie entschieden. Sie setzt voraus, daß die zum 
Schutz unserer freiheitlichen Rechtsordnung be­
rufenen Institutionen rechtzeitig und umfassend 
über extremistische, sicherheitsgefährdende und 
landesverräterische Aktivitäten unterrichtet wer­
den. Diesem Ziel dient die Arbeit des Verfassungs­
schutzes. Staatlicher Verfassungsschutz allein 
würde jedoch ohne den informierten und dem 
freiheitlichen Rechtsstaat verpflichteten Bürger 
niemals erfolgreich sein können. Daher ist der 
vorliegende Verfassungsschutzbericht für das Jahr 
1988 insbesondere auch als Hilfe bei der notwen­
digen geistig-politischen Auseinandersetzung mit 
den Gegnern unserer Verfassung gedacht. 
Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Ver­
fassungsschutzes gilt mein Dank dafür, daß sie 
auch im vergangenen Jahr mit ihrem nicht immer 
einfachen Dienst dazu beigetragen haben, Gefähr­
dungen für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung zu erkennen und ihnen angemes­
sen zu begegnen. 

Josef Stock, / 
NiedeDsächsischer Minister des Innern 
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Überblick in Zahlen 

Organisationen Bundesgebiet einschl. Berlin (West) 

Inländische Extremisten 
(ohne Mehrfachmitgliedschaften 
und Kinderorganisationen) 
— Mitglieder linksextremistischer 

Kern- und Nebenorganisationen1) 
— Mitglieder linksextremistisch 

beeinflußter Organisationen1)2) 
— Mitglieder rechtsextremistischer 

Organisationen 

etwa 
56 000 (62 000) 

28 300 (25 200) 

46 000 (46 000) 

Orthodoxer Kommunismus 
— Kernorganisationen1) 

(DKP3), SEW) 
— Nebenorganisationen1) 
— beeinflußte Organisationen1)2) 

„Neue Linke" 
— Revolutionäre Marxisten 

— Kernorganisationen1) 
— Nebenorganisationen1) 
— beeinflußte Organisationen1)2) 

— Anarchisten und sonstige 
Sozialrevolutionäre 
(terroristisches Umfeld) 

Rechtsextremisten 
— Neonazis 
— „Nationaldemokratische" 

Organisationen 
— „National-freiheitliche" 

Organisationen5) 
— sonstige Vereinigungen 

Sicherheitsgefährdende und extremistische 
Bestrebungen von Ausländern 

— Islamisch-extremistische Gruppen 
— Extremistisch-nationalistische 

Gruppen 
— Rechtsextremistische Gruppen 
— Linksextremistische Gruppen 

39 500 
15 900 

7 100 
500 

4 0004) 

1 320 

7 250 

18 600 
3 200 

101 600 
17 650 

9 700 
3 400 

70 850 

(42 500) 
(28 000) 

(6 100) 
(500) 

(4 300) 

(1 520) 

(7 000) 

(15 100) 
(3 100) 

(108 600) 
(20 300) 

(11 600) 
(3 400) 

(73 300) 

60 000 (60 500) 

1 400 (1 200) 

(Vergleichszahlen 1987 in Klammern) 
Abzüge für Mehrfachmitgliedschaften lassen sich nur auf Bundesebene erfassen 
und sind deshalb in der Zusammenfassung (oberste Spalte) nur für den Bundes­
bereich berücksichtigt. 



Niedersachsen Organisationen 

Inländische Extremisten 
(ohne Mehrfachmitgliedschaften 
und Kinderorganisationen) 

^ ^ ^ ^ ^ ^ — Mitglieder linksextremistischer 
etwa 4 400 (5 140) Kern- und Nebenorganisationen1) 

— Mitglieder linksextremistisch 
2 460 (2 470) beeinflußter Organisationen1)2) 

^ ^ ^ ^ — Mitglieder rechtsextremistischer 
2 700 (2 600) Organisationen 

2 600 
800 

(2 900) 
(1 300) 

2 400 (2 400) 

Orthodoxer Kommunismus 
— Kernorganisationen1) 

(DKP3), SEW) 
— Nebenorganisationen1) 
— beeinflußte Organisationen1)2) 

„Neue Linke" 
— Revolutionäre Marxisten 

^ ^ ^ ^ — Kernorganisationen1) 
440 (420) — Nebenorganisationen1) 

60 (70) — beeinflußte Organisationen1)2) 
^ ^ ^ — Anarchisten und sonstige 
300 (450) Sozialrevolutionäre 

70 (70) (terroristisches Umfeld) 

Rechtsextremisten 
170 (160)^=="*~ ~ - Neonazis 

^ i fö : A$ti ~~ „Nationaldemokratische" 
855 (850) Organisationen 

— „National-freiheitliche" 
1500 (1450) -^ fä ; lifo Organisationen5) 

140 (140) — sonstige Vereinigungen 

Sicherheitsgefährdende und extremisti-
4 325 (4 280) sehe Bestrebungen von Ausländern 
1980 (1 960) — Islamisch-extremistische Gruppen 
650 (660) — Extremistisch-nationalistische 

Gruppen 
35 (k. A.) — Rechtsextremistische Gruppen 

1 660 (1 660) — Linksextremistische Gruppen 

Vergleiche Erläuterungen auf der folgenden Seite. 
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Überblick in Zahlen 

Erläuterungen 

') Kernorganisationen sind Parteien 
und Gruppierungen, die die führende 
Kraft in dem jeweiligen politisch-ex­
tremistischen Lager bilden. 

Nebenorganisationen sind Vereini­
gungen, die sich selbst offen als einer 
Kernorganisation politisch verbun­
den bezeichnen, deren führende Rolle 
anerkennen und in allen maßgebli­
chen Funktionen von Mitgliedern der 
Kernorganisation besetzt sind. Sie 
sind jedoch auf Grund einer eigenen 
Satzung, eigener Führungsgremien 
und eines mit dem der Kernorganisa­
tion nicht identischen Mitgliederbe­
standes in organisatorischer Hinsicht 
selbständig. 

Beeinflußt sind Organisationen und 
Initiativen, auf die eine Kernorganisa­
tion sich in ihrem Bemühen stützt, 
möglichst viele Bürger für ihre jewei­
ligen Ziele zu mobilisieren; sie er­
scheinen nach außen meist unabhän­
gig, sind aber erheblich von der Kern­
organisation beeinflußt. 
2) Da den beeinflußten Organisatio­
nen auch Mitglieder angehören, die 
keine Kommunisten sind, wurden die 
Mitgliederzahlen ausgerückt. Mitglie­
der von Initiativen wurden hier nur 
dann erfaßt, wenn ein organisatori­
scher Zusammenhalt und eine Mit­
gliederstruktur gegeben sind. 
3) Nach Eigenangabe beim 9. Parteitag 
( 6 . - 8 . 1. 1989) hat die DKP 47 513 
Mitglieder; tatsächlich liegt die Zahl 
unter 35 000. 
4) Erfaßt sind nur Gruppen, die feste 
Strukturen aufweisen und über einen 
längeren Zeitraum aktiv waren. Den 

losen, statistisch nicht berücksichtig­
ten Zusammenschlüssen dieser Szene 
sind schätzungsweise 6 000 Personen 
zuzurechnen. 
5) Lt. Angaben von Dr. FREY haben 
die hier erfaßten Organisationen 
„Deutsche Volksunion e. V." mehr als 
„16 000" und die „DVU-Liste D" 
mehr als „7 000" Mitglieder. 
6) Mindestangabe, die mit Stand Juni 
1989 überschritten sein könnte. 
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Bundesgebiet I Niedersachsen 

102 000 101 600 

Kommunistisch 
beeinflußte Organisationen 

46 000 

Rechts­
extremisten 

30 750 

2 665 
Niedersachsen 

2 400 Niedersachsen 

Kern- und 
Nebenorganisationen 

56 000 

28 300 

4 400 
Nieder­
sachsen 

2 700 
Nieder­
sachsen 

Links­
extremisten 

70 830 

1 660 
Nieder­
sachsen 

Linksextremisten Rechtsextremisten 
Extremistische 
Ausländer 



Linksextremismus 

Orthodoxer 
Kommunis­
mus 

Die orthodoxen Kommunisten unter 
Führung der „Deutschen Kommunisti­
schen Partei" (DKP) und der „Sozialisti­
schen Einheitspartei West-Berlins" 
(SEW) ließen auch im vergangenen Jahr 
trotz interner Schwierigkeiten von ih­
rem Kampf gegen das als „staatsmono-
pol-kapitalistisch" bezeichnete System 
der freiheitlich-demokratischen Staats­
und Gesellschaftsordnung der Bundes­
republik Deutschland nicht ab. Insbe­
sondere im Rahmen ihrer Aktionsein-
heits- und Bündnispolitik gelang es ih­
nen wie in den Vorjahren, ihre kommu­
nistischen Zielsetzungen zu verbreiten. 
Vorgänge im Ostblock blieben nicht oh­
ne Auswirkungen auf die Kommunisten 
in der Bundesrepublik: Während füh­
rende sowjetische Funktionäre erkennen 
ließen, daß möglicherweise auf den in­
ternationalen Klassenkampf verzichtet 
werden könne, betonten die Führer der 
SED in der DDR, daß man den ideolo­
gischen Kampf gegen den westlichen 
Nachbarn nicht aufzugeben gedenke. 
Die SED hielt an ihrem Feindbild einer 
„kapitalistischen BRD" fest und rief 
weiterhin zum „langwierigen erbitterten 
Kampf gegen die aggressivsten imperia­
listischen Kreise" auf. 

„Deutsche 
Kommunistische Partei" 
(DKP) 

Nach dem Verbot der „Kommunisti­
schen Partei Deutschlands" (KPD) 1956 
und ihrer Wiedergründung in der 

„Deutschen Kommunistischen Partei" 
(DKP) 1968 war für die Kommunisten 
in der Bundesrepublik Deutschland das 
Jahr 1988 das schwierigste in ihrer Par­
teigeschichte. Folgende Punkte charak­
terisieren die Krise der DKP: 
— Die Mitgliederzahlen gingen stark 

zurück; zum zweiten Mal mußte die 
Parteiführung dies nach 1987 öffent­
lich eingestehen. 

— Teilweise erbitterte Diskussionen 
über den ideologischen Kurs der 
DKP, die 1987 begonnen hatten, 
setzten sich auch 1988 unvermindert 
fort. 

— Die Vorbildrolle der Kommunisten 
in der DDR wurde von zahlreichen 
Parteimitgliedern in Frage gestellt; 
sie sahen in Neuerungen der Politik 
der KPdSU Vorbilder für Theorie 
und Praxis der Kommunisten in der 
Bundesrepublik. 

Die Parteiführung, die zunächst die­
ser Entwicklung fast hilflos gegenüber­
stand und erst Anfang 1989 auf dem 9. 
Parteitag in Frankfurt am Main (6. bis 8. 
Januar) durch weitgehende „Ausgren­
zung" der reformorientierten Kräfte 
und „Durchwahl" der „Traditionali­
sten" bei den Vorstandswahlen das Heft 
wieder fest in die Hand nehmen konnte, 
beharrte auf den überkommenen dog­
matischen Positionen. Dazu zählen: 

— Die marxistisch-leninistische Welt­
anschauung, die keinerlei antimarxi­
stische, reformistische und sektiere­
rische Positionen duldet; 

— Das Konzept einer „revolutionären 
Partei der Arbeiterklasse"; 

— Der „demokratische Zentralismus". 
Dies bedeutet zwar Meinungsvielfalt 
im Vorfeld von Entscheidungen, je­
doch Einheit in der Aktion. Mei­
nungsstreit darf nicht zu unterschied­
lichen Plattformen führen. Die Vor-
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gaben der Parteiführung müssen un­
bedingt befolgt werden. 
Obwohl die DKP-Führung ganz im 

Sinne der SED ein eindeutiges Bekennt­
nis zu „Glasnost" (Öffentlichkeit) ver­
mied und die „Perestrojka" (Umgestal­
tung) nur auf die Stärkung des Sozialis­
mus bezog, mußte auch sie die Schwie­
rigkeiten der Partei offen eingestehen. 
So analysierte Willi GERNS (Mitglied 
des Präsidiums und des Sekretariats der 
DKP) im wesentlichen 6 Problemberei­
che (in: „Marxistische Blätter", 1/1988): 

1. Die Entwicklungen in der Sowjetuni­
on hätten einerseits Begeisterung, an­
dererseits aber auch sehr kritische 
Fragen hervorgerufen. Diese richte­
ten sich sowohl an die Sowjetunion 
als auch an die Parteiführung. Ein 
Teil der Mitglieder habe den Ein­
druck gewonnen, die Parteiführung 
habe in der Vergangenheit ein ge­
schöntes Bild des Sozialismus ge­
zeichnet und nicht die Wahrheit ge­
sagt. Damit sei Vertrauen geschwächt 
worden. 

2. Die Zusammensetzung der DKP ha­
be sich gewandelt; der Anteil Ange­
stellter, Angehöriger lohnabhängiger 
Mittelschichten und der Intelligenz 
sei beträchtlich gestiegen. Für solche 
Mitglieder sei es wesentlich schwieri­
ger als für Arbeiter, sich die Organi­
sationsprinzipien der marxistischen 
Partei („Demokratischer Zentralis­
mus", Parteidisziplin) anzueignen. 

3. Auch das höhere Bildungsniveau 
könne Kritik an Mängeln der inner­
parteilichen Demokratie begünstigen 
und zur Unzufriedenheit führen. 

4. Die fast 20jährige Legalität der DKP 
erschwere die Verankerung der Orga­
nisationsprinzipien der Partei. Wäh­
rend es in der Illegalität selbstver­
ständlich gewesen sei, die Beschlüsse 

der übergeordneten Organe als ver­
bindlich zu akzeptieren und auszu­
führen, bedürfe es heute einer größe­
ren Überzeugungsarbeit. 

5. Zu den größten Erfolgen zähle es, 
daß die Partei in den letzten Jahren 
aus ihrer gesellschaftlichen Isolation 
herausgefunden habe. Die Kommu­
nisten seien in Bündnissen als gleich­
berechtigte Partner anerkannt; das 
könne nicht hoch genug bewertet 
werden. Doch berge diese Entwick­
lung auch Gefahren: DKP-Mitglie­
der könnten dazu verleitet werden, 
die basisdemokratischen Zusam­
menhänge von Bündnissen auf die 
Partei zu übertragen. Bündnispolitik 
sei keine Einbahnstraße, sondern 
wirke ideologisch auch auf die DKP 
zurück. 

6. Vieles von dem, was früher allein die 
Kommunisten vertreten hätten, sei 
heute Bestandteil der Politik von Par­
lamentsparteien; das Monopol der 
DKP sei damit gebrochen. Bei man­
chen Mitgliedern tauchten daher 
Probleme ihrer Identität als Kom­
munisten auf. 

Zu den „Erneuerern" in der DKP zäh­
len — mit wachsender Tendenz — etwa 
30 Prozent der Mitglieder. 

Zielsetzungen der DKP 
Trotz aller parteiinternen Diskussio­

nen halten die orthodoxen Kommuni­
sten in der DKP an ihrem Ziel der revo­
lutionären Umgestaltung der Bundesre­
publik Deutschland fest. Für sie ist das 
demokratische, durch die Soziale 
Marktwirtschaft geprägte System der 
Bundesrepublik eine hochentwickelte 
Form des Kapitalismus, das nur durch 
die enge Verflechtung von Monopolin­
dustrien und Staat („Staatsmonopolisti­
scher Kapitalismus") sein Überleben si-
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chere. Da in einem solchen Staatswesen 
die Zeit für die Revolution noch nicht 
reif sei, propagieren die Parteitheoreti­
ker neue Etappenziele auf dem Marsch 
zur Revolution. Dabei wird bewußt der 
Begriff der „Diktatur des Proletariats" 
beiseite gelassen, um nicht — wie die 
KPD — Gründe für Verbotsverfahren 
zu geben. Die DKP hatte in ihren pro­
grammatischen Aussagen zunächst das 
Ziel der „antimonopolistischen Demo­
kratie" als letzte Etappe vor der Macht­
ergreifung der „Arbeiterklasse" und ih­
rer fuhrenden Kraft, der Kommunisti­
schen Partei, angestrebt. Ende der 70er 
Jahre wurde davor auch noch das Ziel 
der „Wende zum demokratischen und 
sozialen Fortschritt" gesetzt. Die Erfin­
dung solcher von Karl Marx nicht defi­
nierten taktischen Zwischenstufen ist 
ein klassisches Mittel der orthodoxen 
Kommunisten, falsche Voraussagen 
über die Entwicklung der westlichen 
Demokratien und eigene politische 
Mißerfolge zu erklären. Zugleich soll die 
Partei durch die Propagierung politi­
scher Ziele, aus denen auf den ersten 
Blick extremistische Ziele nicht abgelei­
tet werden können, für mögliche Bünd­
nispartner attraktiver werden. 

Die Bestrebungen der Kommunisten, 
über „Reformen" eigene politische Vor­
haben durchzusetzen, erläuterte der 
DKP-Chefideologe GERNS Mitte 1988 
wie folgt: Reformen seien für die „Re­
formisten" Endziel, für Revolutionäre 
hingegen Mittel zum Zweck der Verbes­
serung der Lage, Hebel im Kampf um 
das weitergehende sozialistische Ziel. 
Der aktuelle Kampf der Kommunisten 
solle Strukturen der kapitalistischen Ge­
sellschaft aufbrechen und an die Schwel­
le der Systemüberwindung heranführen. 
Im Kampf um „demokratische" Refor­
men — die von der Bindung der Arbei­
terklasse an die kapitalistische Gesell­

schaftsordnung wegführen müßten — 
gelte es, sich auf gemeinsames Handeln 
mit Sozialdemokraten, Grünen und Ge­
werkschaften zu konzentrieren. Die 
Kommunisten müßten die gemeinsa­
men Reformbestrebungen sodann wei­
tertreiben, ihnen eine antimonopolisti­
sche Orientierung geben und sie letztlich 
auf die Eigentums- und Machtfrage zu­
rückführen. 

Die Notwendigkeit der Bündnispoli­
tik unterstrich auch der Parteivorsitzen­
de MIES: 

„Entsprechend der Differenziertheit 
unserer Reformziele brauchen wir 
größtmögliche Flexibilität in der 
Bündnispolitik ohne Aufgabe der an­
timonopolistischen Stoßrichtung un­
seres Kampfes." 
Für die DKP haben die Aktionsein-

heits- und Bündnispolitik zentrale Be­
deutung. Mit ihnen will sie eine „Mas­
senbasis" zur Änderung und langfristig 
zum Sturz des „Systems" erreichen. Da­
für werden Bündnisse mit nichtkommu­
nistischen, demokratischen Parteien, 
Organisationen und Gruppen genutzt: 
— In der „Aktionseinheit der Arbeiter­

klasse" will man vor allem mit Ge­
werkschaftern und Sozialdemokra­
ten zusammenarbeiten. 

— Die „breiten antimonopolistischen 
Bündnisse" dienen der Einbindung 
von bürgerlichen Kreisen und Intel­
lektuellen. 
Gegenstand der Aktionseinheits- und 

Bündnispolitik ist z. B. der „Friedens­
kampf, der auch als „Koalition des 
Friedens und der Vernunft" bezeichnet 
wird; zunehmend an Bedeutung gewinnt 
der „Antifaschismuskampf'. 

Trotz zahlreicher Aufrufe und einiger 
gemeinsamer Aktionen haben die or­
thodoxen Kommunisten gemeinsame 
Aktionen mit Gewerkschaften und SPD 
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nicht in dem gewünschten Umfang er­
reichen können. Daß der Einfluß der 
DKP auf die Gewerkschaften stagniert, 
liegt teilweise auch daran, daß viele akti­
ve Parteimitglieder mit höherer Schul­
bildung oder einem Hochschulstudium 
nicht mehr als Arbeiter tätig sind und 
ihnen häufig der unmittelbare Zugang 
zur „Arbeiterklasse" fehlt. 

Mitgliederentwicklung 

Wie 1987 zeigten sich auch im ver­
gangenen Jahr die großen Schwierigkei­
ten der DKP bei der Entwicklung der 
Mitgliederzahlen. Nach eigenen Anga­
ben vom Januar 1989 hatte die DKP 
47 513 Mitglieder. Diese Zahl ist jedoch 
— wie üblich — „geschönt": Tatsäch­
lich hatte die Partei weniger als 35 000 
Mitglieder. Die DKP hatte Ende 1987 
noch von 56 000 Anhängern gespro­
chen, 1986 war die Zahl von 47 802 
genannt worden. 

Der negative Trend erstreckte sich auf 
alle Parteibezirke. In Niedersachsen 
sank die Zahl der Mitglieder von 2 900 
auf 2 600. Für die Partei alarmierend ist 
der Rückgang bei den Jugend- und Stu­
dentenorganisationen. Hier sanken die 
Zahlen von 28 000 (1987) auf weniger als 
16 000. 

Bei der personellen Zusammenset­
zung der Partei fällt seit längerer Zeit die 
Abnahme der Arbeiter auf. Gegenwärtig 
dürften mehr als 60 % der Mitglieder 
das Abitur abgelegt haben. 

Die selbsternannte „Partei der Arbei­
terklasse" versucht, diesen Widerspruch 
dadurch zu lösen, daß auch Akademiker 
und Arbeitnehmer der Mittelschicht der 
„Arbeiterklasse" zugerechnet werden. 
So betonte der DKP-Organisationsse­
kretär Kurt FRITSCH (Braunschweig) 
in der „uz" vom 7. Juli den Arbeiterklas­
sencharakter der Partei: Etwa 70 % der 

Mitglieder seien Arbeiter, Angestellte, 
Auszubildende oder Arbeitslose, Haus­
frauen und Rentner. Der Anteil der Mit­
glieder mit Fachhochschul- und Hoch­
schulabschluß nähere sich einem Drittel 
(Bevölkerungsdurchschnitt: 11 %). 

Problematisch, so FRITSCH, sei die 
Alterspyramide: Während die DKP frü­
her als eine Partei der Jugend gesehen 
worden sei, präsentiere sie sich heute 
eher als Organisation der 30- bis 40-
jährigen. Die Verankerung von DKP-
Mitgliedern in Betrieben und Gewerk­
schaften sei beachtlich gewachsen: Fast 
70 % aller Mitglieder seien gewerk­
schaftlich organisiert, nahezu % davon 
mit Funktionen; gegenüber 1983 seien 
25 % mehr Mitglieder zu Betriebs- oder 
Personalratsvorsitzenden gewählt wor­
den. 

Finanzen 

In ihrem Rechenschaftsbericht für 
das Jahr 1987 hat die DKP 23,51 Mio. 
DM Einnahmen ausgewiesen. Dieser 
Betrag reicht nicht zur Finanzierung des 
aufwendigen Apparates aus, der u. a. 
mehrere hundert hauptamtliche Funk­
tionäre und Hilfskräfte, die Parteizen­
trale und die „Vertretung des Parteivor­
standes" in Bonn umfaßt. Es sind außer­
dem erhebliche Beträge erforderlich, um 
Großveranstaltungen, Kampagnen und 
die zahlreichen aufwendig gestalteten 
Publikationen sowie die Nebenorgani­
sationen zu finanzieren und beeinflußte 
Vereinigungen zu unterstützen. Für die­
se Aufwendungen sind der DKP auch 
1988 wieder mehr als 65 Mio. DM aus 
der DDR zugeflossen. Zusätzlich kamen 
der Partei erhebliche Dienstleistungen 
in der DDR zugute, z. B. die Kaderschu­
lung, Delegationsbetreuung, Kranken­
haus- und Kuraufenthalte für DKP-
Funktionäre. 
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Schulung 
Die Schulung ihrer Mitglieder hat für 

die DKP nach wie vor große Bedeutung. 
Sie wird dabei von der KPdSU und der 
SED aktiv unterstützt. 
— Jährlich entsendet die DKP bis zu 30 

verläßliche, mit höheren Parteiäm­
tern beauftragte oder dafür vorgese­
hene Funktionäre zu Jahreskursen 
und dreimonatigen Auffrischungs­
lehrgängen an das „Institut für Ge­
sellschaftswissenschaften" beim ZK 
der KPdSU in Moskau. Dort sind 
bisher mehr als 500 DKP-Kader ge­
schult worden. Dieses Moskauer In­
stitut setzt die Tradition der Lenin­
schulen der 1943 aufgelösten „Kom­
munistischen Internationale" (Kom­
intern) fort, an denen ausländische 
Kommunisten für den revolutionä­
ren Kampf vorbereitet wurden. Am 
Institut können gleichzeitig etwa 500 
Teilnehmer ausländischer „Bruder­
parteien" untergebracht und unter­
richtet werden. Die Funktionäre der 
einzelnen „Bruderparteien" werden 
in der Regel zu Lehrgangsgruppen 
zusammengefaßt und in ihrer Mut­
tersprache unterrichtet. Sämtliche 
Kosten — einschließlich des Ta­
schengeldes für jeden Teilnehmer — 
werden von der KPdSU getragen. 

— Die SED unterhält eigens zur Ausbil­
dung von DKP-Funktionären der 
mittleren Parteiebene (Kreis- und 
Bezirksvorstände) in Berlin 
(Ost)-Biesdorf die „SED-Parteischule 
,Franz Mehring'" mit etwa 100 Inter­
natsplätzen und 30 hauptamtlichen 
Lehrern. An dieser Schule finden 
ständig Jahres- und Vierteljahres­
lehrgänge statt; außerdem werden 
mehrmals jährlich Kurzseminare ab­
gehalten. Mehr als 4 000 DKP-Ka­
der wurden bisher in Biesdorf für 

ihren Einsatz in der Bundesrepublik 
Deutschland ausgebildet. Auf den 
Lehrgangsprogrammen stehen — 
ähnlich wie in Moskau — der „wis­
senschaftliche Sozialismus", Lehren 
aus dem revolutionären Kampf der 
SED sowie Strategie und Taktik des 
revolutionären Kampfes der DKP in 
der Bundesrepublik Deutschland. 
Gelegentlich treten auch führende 
DKP-Funktionäre als Referenten 
auf. Die schulischen Leistungen so­
wie das persönliche Verhalten der 
Lehrgangsteilnehmer werden durch 
die DKP-Führung ständig kontrol­
liert. 

— Politisches Grundwissen vermittelt 
die DKP ihren Mitgliedern vor allem 
bei „Bildungsabenden" der einzelnen 
Parteigruppen. Außerdem betreibt 
sie die „Karl-Liebknecht-Schule" in 
Leverkusen, die über 40 Inter­
natsplätze verfügt. Dort finden jähr­
lich etwa 40 meist einwöchige 
Grund- und Spezialkurse (z. B. für 
Betriebsarbeiter und Kassierer der 
DKP oder zu aktuellen Themen wie 
„Bündnispolitik" oder „Wahlkampf­
strategie") statt. Für den Lehrbetrieb 
werden neben dem hauptamtlich tä­
tigen Schulleiter und seinem Stellver­
treter Führungsfunktionäre des 
DKP-Parteivorstandes eingesetzt. 
Bisher haben etwa 14 000 DKP-Mit­
glieder die „Karl-Liebknecht-Schule" 
durchlaufen. 

DKP in Niedersachsen 

Auch in Niedersachsen geriet die 
DKP 1988 in eine schwere Krise, ob­
wohl die parteiinterne Organisationsän­
derung in die Bezirke „Niedersachsen" 
und „Bremen" (bis November 1988 ge­
hörte zum Bezirk Bremen auch „Nieder­
sachsen-Nord") u. a. eine effizientere 
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Parteiarbeit zum Ziel hatte. Die Funk­
tionäre sahen sich zahlreichen inaktiven 
und motivationslosen Mitgliedern ge­
genüber. Die vehementen Diskussionen 
über den richtigen Kurs der Partei und 
das Fehlen sichtbarer Erfolge der Par­
teiarbeit verunsicherten die Basis und 
führten zu einer Welle von Austritten, 
die auch 1989 anhält. Die Zahl der Mit­
glieder sank von 2 900 auf weniger als 
2 600. Auch Funktionäre traten von ih­
ren Posten zurück; so der hannoversche 
DKP-Kreisvorsitzende SEYDEL An­
fang 1989. Er wies auf die „Ausgrenzung 
von Vertretern der Minderheitenströ­
mung aus den Leitungsorganen der Par­
tei" hin, die „die Lage in der Partei 
verschärft" habe. 

Durch die Schwierigkeiten fanden 
auch die Aufrufe der Parteiführung in 
geringerem Maße als sonst Anklang. So 
nahmen an den „Ostermärschen 1988", 
die von der DKP als „Beleg für die 
Größe, Kraft und Breitenwirkung der 
Friedensbewegung" gefeiert wurden, 
deutlich weniger Personen teil als in den 
Vorjahren. Zwar waren die DKP und die 
von ihr beeinflußten Organisationen 
wiederum maßgeblich an der Vorberei­
tung beteiligt, die Mitglieder aber zeig­
ten sich eher desinteressiert oder emp­
fanden das Mitmarschieren nur als lästi­
ge Pflichtübung. 

Neben den Ostermärschen gehörten 
die Betriebsarbeit (die DKP unterhält in 
zahlreichen größeren Firmen Nieder­
sachsens „Betriebsgruppen", die vor al­
lem in den VW-Werken zahlreiche Ak­
tionen veranstalteten), die Kampagne 
gegen angebliche Berufsverbote und die 
Bündnispolitik in den Bereichen „Frie­
den" und „Antifaschismus" zu den 
Schwerpunkten der Parteiarbeit in Nie­
dersachsen. Beim Versuch, neue Partner 
zu finden, machte man selbst vor ge­
walttätigen Anhängern des undogmati-

GÖTT1NGER 
VOLKSBLATT 
Stadtzeitung der DKP 
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nichts mehr zu melden haben, 
wo Atomwaffenfrei heil und 
Umweltschutz im Grundge­
setz verankert sind. Langfristig 
geht es uns um eine sozialisti­
sche Gesellschaftsordnung für 
die BRD, weil nur so die Inter­
essen der Menschen, ihre Aus­
bildung, Arbeit, Beruf und Zu­
kunft wirklich gesichert wer­
den können, im Gegensatz 
zum heute herrschenden Pro-
fitinteresse. 

Für all das wird die DKP auch 
in den nächsten 20 Jahren 
kämpfen. Wir meinen, daß der 
Kampf in und mit dieser Partei 
sich lohnt. 
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"Diese 5 Verhandlungstage waren eine 
Farce" - so lautete eine treffende Presse­
schlagzeile nach dem Berufsverbotsprozeß 
gegen Karl-Otto Eckartsberg, Lehrer und 
DKP-Kreisvorsitzender in Hannover-Land und 
nunmehr zum zweiten Mal vom Berufsverbot 
betroffen. Begründung: Seine Funktion als 
Kreisvorsitzender. 

1983 hatten dieselben Richter schon einmal 
ein Berufsverbot über ihn verhängt, das 
allerdings vom Oberverwaltungsgericht 
aufgehoben worden war. 

Mit der jetzigen Prozeßfarce wurde wie in 
einem Brennglas zusammengefaßt die Ein­
stellung der CDU-Landesregierung zu den 
Grundrechten, zur politischen Kultur, zur 
Demokratie überhaupt, deutlich. Denn nie­
mand anders als Ministerpräsident Albrecht 
und die von ihm geführte CDU-Landesregie­
rung gibt einem furchtbaren Juristen wie 
Groschupf die Narrenfreiheit, sich über 
die Verfassung, das Völkerrecht, über die 
Wahrheit und die Würde der Persönlichkeit 
des Lehrers Karl-Otto Eckartsberg hinweg­
zusetzen. 
Es ist die CDU-Landesregierung, die mit 
nur einer Stimme Mehrheit im Landtag ihre 
Politik gegen alle demokratischen Regeln 
durchsetzen will und den Staatsapparat 
zur Bekämpfung der politischen Gegner ohne 
Hemmungen einsetzt. 
Das hat zwar nichts mit Recht zu tun, aber 
umsomehr mit Macht und Konzerninteressen, 
als deren Sachwalter die CDU an der Macht 
bleiben will. 

So war es auch in Schleswig-Holstein. 
Einsatz des Staatsapparates zur Bekämpfung 
politischer Gegner der CDU - das stellte 
der Untersuchungsausschuß über die dortigen 
Praktiken fest. 

In Niedersachsen kennen alle das Celler 
Loch, den Agenten Mauss, den Richter 
Groschupf. Mit politischer Kultur, mit 
Demokratie hat das schon lange nichts mehr 
zu tun. Noch weniger lassen sich damit 



Nebenorganisationen 
der DKP 

sehen Linksextremismus nicht halt. So 
wurde am 20. September eine Demon­
stration zur Unterstützung der Besetzer 
von ehemaligen Fabrikgebäuden in 
Hannover von einem DKP-Mitglied an­
gemeldet; die Partei hatte sich zusam­
men mit ihren Nebenorganisationen 
durch Informationsstände und Flug­
blattaktionen schon vorher um Sympa­
thien bei den Besetzern bemüht. 

Die Partei nutzte mehrere Diszipli­
narverfahren gegen DKP-Funktionäre 
im Landesdienst für eine Kampagne ge­
gen die Landesregierung und die Justiz. 
Insbesondere das Verfahren gegen den 
früheren Garbsener Lehrer und DKP-
Kreisvorsitzenden Hannover-Land, 
ECKARTSBERG, vor dem Verwal­
tungsgericht Hannover, zu dem die 
DKP auch ausländische Prozeßbeob­
achter" eingeladen hatte, wurde als Beleg 
für „Menschenrechtsverletzungen" und 
„politische Klassenjustiz" gewertet. Der 
niedersächsische DKP-Vorsitzende 
HENNECKE bezeichnete den Gerichts­
vorsitzenden in einem Beitrag der „UZ" 
vom 18. Mai u. a. als „furchtbaren Juri­
sten" und als Juristische Exekutions­
maschine". 

Nicht nur die sogenannten „Berufs­
verbotsverfahren", sondern auch andere 
Gerichtsentscheidungen nahmen DKP-
Anhänger zum Anlaß, die Rechtspre­
chung als „in der Tradition der NS-Juri-
sten stehende Klassenjustiz" zu diffa­
mieren. Dies zielt im Einklang mit der 
Polemik gegen die Bundes- und die Lan­
desregierung darauf ab, Mißtrauen gegen 
die verfassungsmäßige Ordnung und die 
Gewaltenteilung zu säen. 

Nebenorganisationen sind Vereini­
gungen, die sich offen zur DKP beken­
nen, deren führende Rolle anerkennen 
und in allen maßgeblichen Funktionen 
von Mitgliedern der DKP besetzt sind. 
Sie sind jedoch auf Grund einer eigenen 
Satzung, eigener Führungsgremien und 
eines mit dem der DKP nicht ganz iden­
tischen Mitgliederbestandes in organisa­
torischer Hinsicht selbständig. 

„Sozialistische Deutsche 
Arbeiterjugend" (SDAJ) 

Der ehemals größten kommunisti­
schen Nebenorganisation, der SDAJ, 
liefen 1988 die Mitglieder scharenweise 
davon. Während im Jahr zuvor ihre 
Zahl bundesweit noch bei rund 15 000 
lag, sank sie 1988 auf etwa die Hälfte. In 
Niedersachsen verringerte sie sich auf 
etwa 300. Für die SDAJ wiegt dieser 
Verlust um so schwerer, als sie 1987 zu 
einem großen Wettbewerb zur Mitglie­
dergewinnung aufgerufen hatte. Der 
Bundesvorstand beschloß, bis zum 
Sommer 1989 eine „Verbandsdiskussi­
on" über Selbstverständnis, Rolle und 
Aufgaben der SDAJ zu führen. 

Der DKP-Parteivorstand bestätigte 
im Rahmen des 9. Parteitages die 
SDAJ-Vorsitzende RADOW, Anhänge­
rin des Gorbatschow-Kurses, zwar als 
Vorstandsmitglied, übertrug aber die 
Verantwortung für die Jugendpolitik 
dem Vorsitzenden MIES persönlich. 

In Niedersachsen entfaltete die SDAJ 
1988 keine nennenswerten eigenständi­
gen Aktivitäten. Sie war lediglich an 
einer Reihe von Aktionsbündnissen zu 
den Themengebieten Neofaschismus, 
Apartheid und Friedenskampf beteiligt. 
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„Marxistischer Studen­
tinnen- und Studenten­
bund Spartakus" (MSB) 

Der MSB, zu dem als Dauer-Bünd­
nispartner der „Sozialistische Hoch­
schulbund" (SHB) gehört, blieb 1988 
größter linksextremistischer Studenten­
verband. Allerdings mußte auch er erst­
mals öffentlich einen Rückgang der Mit­
gliederzahl eingestehen. Sie ist von etwa 
5 000 auf weniger als 4 000 gesunken. In 
Niedersachsen ist der MSB an fast allen 
Hochschulen vertreten. Bei Wahlen zu 
studentischen Selbstverwaltungsgremi­
en (Fachschaften, Studentenparlamente) 
tritt er auch mit der von ihm initiierten 
Liste „Wehrt Euch" auf. Bei den Wahlen 
des Jahres 1988 ergab sich für den MSB 
eine eher negative Bilanz. 

Auf einem Programmkongreß am 
7./8. Oktober in Hamburg wurde deut­
lich, daß auch der MSB versucht, sich 
auf den Pfaden der „Erneuerer" zu be­
wegen und das enge ideologische Kor­
sett der Mutterpartei abzustreifen, das 
die Ursache ist für Mitgliederverluste 
und mangelndes Echo bei der Studen­
tenschaft. Der Vorsitzende unterstrich, 
daß man zwar die sozialistische Zielset­
zung nicht preisgeben dürfe, wohl aber 
neue Wege und Prioritäten für den 
„Klassenkampf finden müsse. 

Obwohl die orthodoxen Kommuni­
sten aus taktischen Erwägungen gewalt­
tätige Aktionsformen ablehnen, propa­
gierte der MSB 1988 auch militante Ak­
tionsformen. In der Doppelnummer Ju­
li/August seines Organs „rote blätter" 
kritisierte er fehlende Organisierung 
und Radikalität in der Ökologiebewe­
gung: 

„Konkret: Wir wollen Greenpeace 
das nächste Mal real unterstützen, 
d. h. nicht mit Soli-Erklärungen. 2 
Schlauchboote sind schnell entfernt, 

30 nicht. Ein Werktor von Bayer zu 
blockieren wird ab 500 interessant. 
Vergessen, wie das geht? Rheinhau-
sener und Wackersdorfer geben be­
stimmt gerne Auskunft. Die Leute 
aus der Hafenstraße haben bewiesen, 
daß Entschlossenheit politisch rele­
vant ist." 
In derselben Ausgabe der Zeitschrift 

werden Menschenrechtsverletzungen 
im realen Sozialismus gerechtfertigt. 
Der „Kriegskommunismus" sei Ursa­
che dafür, daß individuelle Freiheits­
rechte nicht hätten verwirklicht werden 
können. Der Sozialismus habe von An­
fang an einen Überlebenskampf — von 
den Interventionskriegen bis zum Wett­
rüsten — führen müssen und deshalb 
seine eigene Systemlogik nicht freiset­
zen können. Die „Perestrojka" bringe 
die umfassende Wiedergewinnung der 
sozialistischen Grundlagen; sie führe zu 
den Wurzeln der Oktoberrevolution zu­
rück, mitnichten aber in die westliche 
Wertegemeinschaft. 

„Junge Pioniere — 
Sozialistische 
Kinderorganisation' (JP) 

Die Versuche der DKP, über ihre 
Kinderorganisation Kinder und deren 
Eltern an den Marxismus-Leninismus 
heranzuführen, blieben 1988 ohne meß­
baren Erfolg. Die Partei bemüht sich 
nach wie vor, auch Kinder „direkt in 
gesellschaftliche Auseinandersetzungen 
einzubeziehen" und sie immer mehr zu 
einem „Bestandteil der demokratischen 
Bewegung, vor allem der Friedensbewe­
gung" zu machen („Marxistische Blät­
ter" 1/88). 

In Niedersachsen wie im übrigen 
Bundesgebiet wurden viele Aktionen 
wie „Pioniernachmittage", Faschings-
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BÄREN­
STARK ICP 

FERIENFAHRT 
IN DIE DDR 

FürKinder von 10 - 14 Jahren. 

Wir fahren-in diesen Jahr vom 
3. - 19. Juli 

in ein tolles Kinderferienlager nach 
Beichlingen. 

Das liegt in Thüringen. 
Dort gibt es 17 Tage lang Spiel, Sport, Spaß, 
Kinder eus anderen Lindern kennenlernen, Stadt. 
buanel. Betteln, Helen, Kino, Disko und vieles 
nehr. 

Oie ganze Reise kostet 
nur 120— OH. 

Alles inklusive. 
Geschwisterermäßigung ist möglich. 

Anmeldungen an: DKP-Kr. l .vonland 
Hamburger Str. 239 
3300 Braunschwelg 
Tel.: 0531 /321113 

feiern, Pfingstcamps veranstaltet und 
insbesondere für die Kinderferienaktion 
in der DDR geworben. 

1988 reisten mindestens 3 500 Kinder 
und ihre Betreuer aus dem Bundesgebiet 
in die DDR. In Ferienlagern wurden die 
10 bis 14jährigen Teilnehmer „kindge­
recht" kommunistisch beeinflußt. 
Durch Besuche in „Volkseigenen Betrie­
ben", bei ausgesuchten Familien und in 
Häusern der „Ernst-Thälmann- Pionie­
re" sollte den Kindern der Sozialismus 
nähergebracht und die DDR als kinder­
freundliches Land dargestellt werden. 
Besichtigungen von ehemaligen Kon­
zentrationslagern dienten u. a. dazu, ein 
„antifaschistisches" Geschichtsbild zu 
vermitteln und den Eindruck zu erwek-
ken, Widerstand gegen den Nationalso­
zialismus sei in erster Linie von Kom­
munisten ausgegangen. Die Beteiligung 
an der Kinderferienaktion war — wie in 
den Vorjahren — für die JP und die 
DKP offensichtlich unbefriedigend, ob­
wohl der Preis für den 14tägigen Aufent­
halt in der DDR nur zwischen 90 und 
180 DM lag. 

DKP-beeinflußte 
Organisationen 

Der Schwerpunkt orthodox-kommu­
nistischer Aktivitäten in der Bundesre­
publik Deutschland liegt im Bereich der 
Bündnispolitik. Dabei setzen die Kom­
munisten auf von ihnen beeinflußte Or­
ganisationen. Diese Organisationen 
sind ins Leben gerufen oder werden per­
sonell und inhaltlich beeinflußt, um 
kommunistische Politik salonfähig zu 
machen. Sie führen in ihren Namen 
nicht die Attribute „kommunistisch" 
oder „sozialistisch" und sind scheinbar 
nur an aktuellen Themen orientiert, die 
sich aus den Interessengegensätzen und 
den Diskussionen in einer pluralisti­
schen demokratischen Gesellschaft er­
geben. 

Zu den beeinflußten Organisationen 
zählen u. a.: 
— Die „Vereinigung der Verfolgten des 

Naziregimes — Bund der Antifaschi­
sten" (VVN - BdA), 

— die „Deutsche Friedens-Union" 
(DFU), 

— die „Deutsche Friedensgesellschaft 
— Vereinigte Kriegsdienstgegner" 
(DFG - VK). 
Diesen Organisationen gehören auch 

Personen an, die keineswegs das Fern­
ziel eines totalitären kommunistischen 
Staates anstreben. Die entscheidenden 
Führungsfunktionen sind aber mit 
DKP-Mitgliedern besetzt, die geschickt 
auf eine Bewußtseinsänderung in weiten 
Bevölkerungskreisen hinwirken. Dabei 
beschränken sie sich nicht nur auf eigene 
Aktivitäten, sondern geben auch den 
Anstoß für themenspezifische „Initiati­
ven" unter bewußter Einbindung von 
Positionen demokratischer Parteien, so 
daß der orthodox-kommunistische Ein­
fluß kaum noch erkennbar ist. 
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„Vereinigung der Verfolg­
ten des Naziregimes — 
Bund der Antifaschisten" 
(VVN — BdA) 

Die von der DKP besonders stark 
beeinflußte VVN — BdA setzte wie in 
den vergangenen Jahren auf die Themen 
„Antifaschistische Aktionseinheit" und 
„Kampf dem Antikommunismus". 
Wichtigster historische Anknüpfungs­
punkt war der 50. Jahrestag der „Reichs­
kristallnacht". Die nationalsozialisti­
schen Terrorakte wurden in bezug ge­
setzt zu Interessen des „Großkapitals", 
das schon damals die Ausrichtung der 
Politik bestimmt habe. In den „neofa­
schistischen Aktivitäten" heute und in 
der nach Meinung der DKP im Interesse 
des Kapitals und der Herrschenden lie­
genden Ausländer- und Asylantenfeind-
lichkeit seien Parallelen zu 1938 unver­
kennbar. 

Mit einer im ersten Halbjahr auch in 
Niedersachsen durchgeführten Wande­
rausstellung zum Thema „Antifaschisti­
scher Widerstand 1933—1945" erreichte 
die VVN — BdA ein großes Echo. Die 
Ausstellung dokumentierte den Wider­
stand von Kommunisten, Sozialdemo­
kraten und Christen gegen das Nazire­
gime und versuchte damit, den Besu­
chern die breit angelegte „antifaschisti­
sche Bündnispolitik" der DKP (zur Er­
läuterung siehe Seite j £ „Antifaschis­
muskampf') nahezubringen. 

Trotz ihrer verhältnismäßig erfolgrei­
chen Politik blieb allerdings auch die 
VVN — BdA vom Richtungsstreit der 
DKP nicht verschont. So standen ältere 
Mitglieder, unter ihnen viele Altkom­
munisten, den Anliegen der Jüngeren, 
die ihr politisches Bewußtsein in den 
70er Jahren entwickelt haben, skeptisch 
oder offen ablehnend gegenüber. 

„Deutsche Friedens-
Union" (DFU) 

Die DFU tritt nach wie vor in enger 
Abstimmung mit der DKP im „Frie­
denskampf auf. Die Interpretation die­
ses Begriffes durch die DFU wird daran 
deutlich, daß sie pazifistische Gruppen 
in der DDR nicht einbezieht, sondern 
ihre Sicht der „Friedenspolitik" auf die 
von der NATO ausgehende „Bedrohung 
des Friedens" beschränkt. Dementspre­
chend waren alle verteidigungspoliti­
schen Erwägungen des Westens Gegen­
stand massiver Kritik der DFU und der 
von ihr initiierten und beeinflußten 
zahlreichen „Friedensinitiativen". Diese 
Friedenskampagnen erhielten Auftrieb 
durch die Katastrophen von Ramstein 
und Remscheid und stellten die The­
men „Tiefflüge", „Jäger 90" sowie ande­
re militärpolitische Projekte in einen 
Zusammenhang mit „Sozialabbau und 
Massenarbeitslosigkeit". 

Im Sinne ihrer mit der SED und DKP 
identischen Zielsetzung wirkte die nie­
dersächsische DFU in zahlreichen örtli­
chen Initiativen mit. Im Rahmen einer 
Konferenz am 16. Oktober in Hannover 
bezeichnete es der Sprecher des DFU-
Bundesausschusses, Horst BETHGE 
(zugleich Sprecher der Initiative „Weg 
mit den Berufsverboten" und Mitglied 
der Initiative „Pädagogen für den Frie­
den"), als aktuelle Aufgabe der DFU, 
zum Abbau des „Feindbildes Antikom­
munismus" beizutragen und im breiten 
Bündnis die „aggressiven Interessen des 
militärisch-industriellen Komplexes" 
zurückzudrängen. 

Neben der „Friedenspolitik" ist der 
Kampf gegen die „Berufsverbote" ein 
weiteres wichtiges Agitationsfeld der 
DFU. 
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„Deutsche Friedens­
gesellschaft — Vereinigte 
Kriegsdienstgegner" 
(DFG — VK) 

In der DFG — VK mit ihren rund 
11 000 Mitgliedern ist weiterhin im 
Bundesvorstand und in Niedersachsen 
der DKP-Einfluß erkennbar, während 
er in anderen Bundesländern zurückge­
gangen oder gar nicht mehr vorhanden 
ist. Dieser Einfluß wurde zum Gegen­
stand heftiger Diskussionen. So beklagte 
ein Vertreter des Bundessprecherkreises 
in einem offenen Brief an die Bundes­
und Landesgremien: Er habe sich nur 
deshalb in den Bundessprecherkreis 
wählen lassen, weil er eine Kontrolle 
derjenigen für nötig halte, die nicht nur 
von ihm als „Agenten der DKP in der 
DFG — VK" bezeichnet würden. 

Es gebe in den Führungsgremien des 
Verbandes auf Bundes- und Landesebe­
ne Kommunisten, die nur deshalb Funk­
tionen in der DFG — VK bekleideten, 
um dort DKP-Politik zu betreiben. Dies 
könne der Briefschreiber als ehemaliger 
bezahlter Mitarbeiter von DFU und 
„Friedensliste" aus einem reichen Erfah­
rungsschatz belegen. Das Vorstandsmit­
glied kritisierte die Auswirkungen dieses 
Zustandes: Seit Jahren verschwende die 
DFG — VK einen erheblichen Teil ihrer 
Energie darauf, politische Positionen zu 
diskutieren, die eindeutig der DKP zu­
geordnet werden könnten. Die Bündnis­
politik der DFG — VK müsse sich aber 
in erster Linie pazifistischen Partnern 
zuwenden, nicht Antipazifisten wie der 
DKP. 

Bereits 1987 hieß es in einem veröf­
fentlichten Brief an den Bundesvorstand 
der DFG — VK anklagend: „Wir kön­
nen dem Verfassungsschutz nicht mehr 
länger guten Gewissens widersprechen, 
wenn er sagt, der Bundesverband der 

DFG — VK sei kommunistisch beein­
flußt. Ganz offensichtlich können in 
diesem Verband wesentliche Entschei­
dungen nicht gegen den Willen der DKP 
getroffen werden." 
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Dogmatisch' 
extremisti­
sche „Neue 
Linke" 
Überblick 

Die Parteien und Gruppierungen der 
dogmatisch-extremistischen „Neuen 
Linken" lehnen einhellig die bestehende 
Staats- und Gesellschaftsordnung der 
Bundesrepublik Deutschland ab. Sie di­
stanzieren sich aber auch vom orthodo­
xen Kommunismus. Trotz unterschied­
licher ideologischer Richtungen, die vor 
allem von marxistisch-leninistischen, 
aber auch von maoistischen und stalini­
stischen Elementen bestimmt sind, soll 
auf dem Weg zur „Diktatur des Proleta­
riats" die „bürgerliche Herrschaft" ge­
waltsam gestürzt und die politische 
Macht erobert werden. Die Anwendung 
von Gewalt wird grundsätzlich bejaht. 
Die meisten Organisationen sind zu the­
menorientierten Aktionsbündnissen so­
wohl untereinander als auch mit ortho­
doxen Kommunisten oder mit demo­
kratischen Kräften bereit. Die straff ge­
führten Kaderorganisationen bieten 
aber heute wenig Anreiz zur Mitarbeit. 
Durch deutliche Mitgliederverluste sind 
sie in eine tiefgreifende Krise geraten. 
Bedeutung haben nur noch die „Marxi­
stische Gruppe", die „Marxistisch-Leni-
nistische Partei Deutschlands" und der 
„Kommunistische Bund" (KB). 

Einzelne Parteien 
und Gruppierungen 
„Marxistische Gruppe" 
(MG) 

Als einzige Organisation der dogma­
tisch-extremistischen „Neuen Linken" 
konnte die MG ihr personelles Potential 

MARXISTISCHE GRUPPE (MG) 

Veranstaltungshinweise: 

IWF und „Schuldenkrise" 

Die politische Ökonomie 
der „3. Welt" 

IWF und Well Wirtschaftsordnung werden von den verschiedensten Seiten kritisiert. Die 
Schulden der sogenannten Dritten Weit, die immerzu nur wachsen, halten Finanzminister 
wie Baker oder Stoltenberg für ein "Problem" und iinke Kritiker für eine "Krise" oder einen 
"Skandal". Von Vertreibung, Verelendung und Hunger der Volksmassen in der .Dritten 
Weil' lassen sich linke Kritiker zur "Solidarität" mit den Betroffenen herausfordern. Und 
westliche Politiker vom Bundespräsidenten bis zum Minister für wirtschaftliche Zu­
sammenarbeit erklären sich zuständig für "Entwicklungshilfe" und "Bekämpfung des 
Welthungers". 
Unterscheiden tut also not. 
Z. B. sollte man das Massenelend in der .Dritten Welt' nicht mit den Schulden der dortigen 
Staaten verwechseln. Die Hungerleider bekommen keine Gelegenheit, Schulden zu ma­
chen. Die Schulden haben die Herren der .Dritten Welt', die bei den Staaten und Banken 
der Weltwirtschaftsrnächte Kredit haben, weil damit allerhand Geschäft für die Kapitale 
des Westens eingerichtet und abgesichert wird. Dafür sind die Milliarden aufgelaufen. Für 
die Massen ist dem IWF jede Mark zu schade - selbst die Kosten für die Bürgerkriegstnip-
pen in der .Dritten Welt' verbucht der Westen als tote, aber nun mal unentbehrliche Unke­
sten seiner Weltwirtschaft. Die Verwechslung von Massenelend und Schulden leisten sich 
die Führer und Propagandisten des kapitalistischen Weltmarktes gerne: So können sie die 
nachgeschossenen Kredite für die Abwicklung und Fortsetzung des Geschäfts als Hil­
feleistung für die abgeräumten Massen hinstellen. 
Es hängt also einiges an der richtigen Klärung folgender Fragen: 
- Woher kommen die Schulden der .Dritten Welt'? 
- Was haben sie wirklich mii dem Massenelend dort zu tun? 

Göttingen: Do.. 30.6.88 19.00 Uhr 
Grünes Zentrum, Geistraße 1 

Wiesbaden: Di.. 28.6.88 20.00 Uhr 
Westendtreff, Bücherstr. 12 

Zwei Staatsmänner sind radikal unzufrieden 
- mit der Leistungskraft Ihrer nationalen Ökonomie; 
- mit den Kräfteverhältnissen in der Weltpolitik; 
- mit ihrem Ost-West-Gegensatz; 
- mit dem Rüstungswettlauf und der „Strategie der Abschreckung": 
- mit der Gemütsverfassung ihres Volkes. 

Zwei Staatsmänner probieren die Umgestaltung. 

Reagan und Gorbatschow. 
Ein Vergleich. 

Der Präsident 
- macfit mit Milliarden-Schuld en den Kapitalismus munter: 
- setzt terroristische Freiheitskämpfer in Marsch und 

eine freiheitliche Terrorismusbekämpfung In Gang; 
- träumt von einer geeinten Welt; 
- beginnt einen Höhenflug der Aufrüstung; 
- erneuert den bedingungslosen Antikommunismus. 

Der Generalsekretär 
-will mit Moral die Planwirtschaft erneuern; 
- probiert es mit einer neuen sowjetischen Beschwichtigungspolitik; 
- hält den Gegensatz zum Imperialismus für übern oft; 
- versucht sich an einer Bremsung des „Wettrüstens"; 
- mobilisiert die real sozialistische Unzufriedenheit In seinem Volk 

Das vorläufige Ergebnis: 
Zwei Staatsmänner reden miteinander - und konsequent aneinander vorbei. 

Heidelberg: Di.. 28.6.88 19.00 Uhr 
Essighaus, Plöck 

Marburg: Do.. 23.6.88 19.00 Uhr 
Hörsaalgebäude Biegenstraße 
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steigern. Der gegenwärtige Bestand an 
Mitgliedern oder aktiven Anhängern 
wird auf 3 000 Personen geschätzt (1987: 
1 800). Mehrere tausend Teilnehmer ka­
men zu den Schulungsveranstaltungcn. 

Für ihr Ziel der „totalen Zerschlagung 
des Kapitalismus und Abschaffung des 
Staates" warb die MG auf zahlreichen 
Treffen. Typisch ist die zynische, de­
struktive Kritik an allen bestehenden 
Verhältnissen. Organisationsinterne 
Strukturen bleiben verdeckt; MG-An­
hänger verhalten sich betont konspira­
tiv. Der hierarchische Aufbau, geprägt 
durch einen autoritären FUhrungsstil, 
und die umfassende Kontrolle der Mit­
glieder bis hin zur Unterbringung in 
Wohngemeinschaften führen zu einem 
elitären Zusammengehörigkeitsbewußt­
sein. 

Auch 1988 gab die MG viele Publika­
tionen heraus. Zielpersonen sind Stu­
denten, Angehörige akademischer Beru­
fe und zunehmend auch Arbeiter. 

In Niedersachsen verstärkte die MG 
ihre öffentlichen Aktivitäten. Hannover 
war Schwerpunkt der Bemühungen. 

Für die öffentlichen Veranstaltungen 
wurde mit aufwendig gestalteten Plaka­
ten und Druckschriften geworben. An 
Info-Ständen in der Universität Hanno­
ver lagen regelmäßig MG-Publikationen 
wie die „Hannoversche Hochschulzei­
tung" aus. 

In Göttingen versuchte die MG, eine 
örtliche Gruppe aufzubauen. Der Sym­
pathisantenwerbung in der Universität 
dienten Büchertische, wöchentliche 
Diskussionstermine und vereinzelt öf­
fentliche Veranstaltungen. 

In Oldenburg bemühte sich eine klei­
ne, aber recht aktive Gruppe von MG-
Anhängern, mit regelmäßigen Bücherti­
schen im Universitätsgebäude und 
durch Verteilung von MG-Publikatio­

nen — hauptsächlich der „Bremer 
Hochschulzeitung" — Sympathisanten 
zu werben. Die von Bremen aus angelei­
tete Gruppe lud wiederholt zu öffentli­
chen Veranstaltungen in der Universität 
ein. 

In Osnabrück beschränkten sich die 
Aktivitäten der MG-Anhänger auf die 
Verteilung der „Bremer Hochschulzei­
tung" in der Universität und der „Mar­
xistischen Arbeiterzeitung" vor der Fa. 
Klöckner. 

Die verstärkten Agitationsbemühun-
gen in Niedersachsen hatten nur wenig 
Erfolg. Selbst bei öffentlichen Vortrags­
veranstaltungen mit Spitzenfunktionä­
ren blieben die Besucherzahlen deutlich 
hinter denen in anderen Bundesländern 
zurück. Ihren Mitgliederbestand konnte 
die MG geringfügig steigern. 

„Marxistisch-
Leninistische Partei 
Deutschlands" (MLPD) 

Die 1982 gegründete MLPD mit 
mehr als 1 300 Mitgliedern beruft sich 
auf die Lehren von Marx, Engels, Lenin, 
Stalin und Mao Tse-tung. 

Der unter „verschärften Bedingungen 
im Klassenkampf vorbereitete III. Par­
teitag fand erneut unter konspirativen 
Bedingungen statt. Erst durch die Be­
richterstattung im MLPD-Zentralorgan 
„Rote Fahne" vom 2. Juli wurde be­
kannt, daß die Partei in der Zeit vom 17. 
bis 19. Juni in Duisburg getagt hatte. 
Künftige Arbeitsschwerpunkte sollen 
der Kampf um die Einheit der interna­
tionalen marxistisch-leninistischen Be­
wegung, die Beteiligung an den Europa-
und Kommunalwahlen 1989 und die 
Entwicklung des „Marxistisch-Lenini-
stischen Bundes Intellektueller" (MLBI) 
zu einer „Massenorganisation für die 
werktätige Intelligenz" sein. 
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Etwa 12 000 Personen besuchten die 
nachfolgende „Großveranstaltung zum 
Parteitag" am 16. Juli in der Kölner 
Sporthalle. 

In Niedersachsen konnte die MLPD 
ihrer Rolle als „politische Vorhutorgani­
sation der Arbeiterklasse" nicht gerecht 
werden; ihre Außenwirkung war kaum 
meßbar. Nennenswerte eigenständige 
Aktionen auf Landesebene waren nicht 
zu verzeichnen. 

„Kommunistischer 
Bund" (KB) 

Der 1971 durch Zusammenschluß 
maoistisch orientierter Splittergruppen 
entstandene KB betreibt „revolutionäre 
Politik" auf der Grundlage des Marxis­
mus-Leninismus und dessen Weiterent­
wicklung durch Mao Tse-tung. Inneror­
ganisatorische Vorgänge hält er weitge­
hend verdeckt. Trotz seiner geringen 
Mitgliederzahl hat der KB Einfluß auf 
Teile der Protestbewegung. So dominie­
ren seine Anhänger im Trägerkreis der 
„Bundeskoordination Unabhängiger 
Friedensgruppen" (früher: „Bundeskon­
ferenz Unabhängiger Friedensgruppen" 
— BUF). Erkennbare Beeinflussungen 
zeigten sich in 
— der „Anti-Kernkraft-Bewegung", 
— der Kampagne gegen die Tagung von 

IWF und Weltbank in Berlin, 
— dem Aktionsbündnis „Kein Geld für 

Apartheid", 
— der Kampagne „Atomwaffenverzicht 

ins Grundgesetz", 
— der Arbeitsgemeinschaft „Präventive 

Konterrevolution — Polizeipsycho­
logen in der BRD", 

— der Kampagne für den Rückzug Is­
raels aus den besetzten Gebieten und 
die Anerkennung der PLO, 

— der Protestbewegung (mit Gegen­
kongreß und Großdemonstration) 
anläßlich der Jahrestagung der Nord­
atlantischen Versammlung vom 12. 
bis 18. November in Hamburg und 

— der Internationalen Aktionskonfe­
renz „Denuklearisieren statt moder­
nisieren — Atomwaffenverzicht ins 
Grundgesetz" vom 25. bis 27. No­
vember in Köln. 
Die monatliche KB-Publikation „Ar­

beiterkampf ' (ak) erschien in veränder­
ter Aufmachung mit dem Hinweis, daß 
ein erweiterter Personenkreis anzuspre­
chen sei, da die Arbeiterbewegung in 
den letzten Jahren auf rein ökonomi­
sches Denken zurückgefallen sei und die 
Träger der großen Protestbewegungen 
heute überwiegend aus anderen gesell­
schaftlichen Schichten kämen. 

Die finanzielle Situation des KB ist 
angespannt. Ein Spendenaufruf im „ak" 
vom 14. November macht dies deutlich: 

„Um die Zeitung in Machart und 
Umfang ein weiteres Jahr zu gewähr­
leisten, benötigen wir mindestens 
40 000, — DM zusätzlich zu den 
Subventionen, mit denen wir aus 
Mitgliedsbeiträgen sowieso schon 
das politische Projekt ,ak' bezu-
schussen." 

Das Spendenziel wurde erreicht. 
Auch in Niedersachsen traten Anhän­

ger des KB überwiegend in Aktions­
bündnissen an die Öffentlichkeit. Orga­
nisationsschwerpunkt war Göttingen. 

„Bund Westdeutscher 
Kommunisten" (BWK) 

Zentrales Thema für den 1980 vom 
damaligen „Kommunistischen Bund 
Westdeutschland" (KBW) abgespalte­
nen BWK war weiterhin die bereits seit 
Dezember 1986 erörterte Fusion mit der 
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Antifaschisten erfolgreich 
DVU fordert breite Proteste heraus 
•Aus dm Erfahrungtn 
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von Deutschen unä Auslän­
dem tat und kuitn uns durch 
faschistische Htm nicht 
spnltin .... Su heißt es in 
einem Leserbrief der Jugend-
und Ausbildung!Vertretung 
von Ktöckner-Becorit m der 
bundesweiten Briefaktion 
der neofascha tischen DVU 
(Deutsche Volksunion — 
Liste D>. 

Die durch die Bundespost 
verbreitete auslindei feindli­
che Heue hat Antifaschi­
sten 2U Protesten herausge-

Im nordrhein-westfäli­
schen Schwelm verhinderte 

ifaschistische De-
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Gründung eines DVU-Lan­
desverbandes. In Schleswig-
Holstein gelang das nicht, 
weil dort die SPD-Landesre-

massivsten Polizersehutz ge­
schickt hatte. 

Überall in der BRD ha­
ben Postler stell mutig ge­
weigert, die Postwurfsen­
dungen !u verbreiten, Zig-
tausende wurden an den 
Absender zurückgeschickt, 

durchgeführt und Protesi-
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„Vereinigten Sozialistischen Partei" 
(VSP). 

Auf der 8. ordentlichen Bundesdele­
giertenkonferenz am 19./20. März in 
Köln wurde ein gemeinsamer Pro­
grammkongreß mit der VSP befürwor­
tet. Die Beratungen über eine gemeinsa­
me programmatische Erklärung dauern 
an. 

In Niedersachsen traten der Landes­
verband Niedersachsen/Bremen und 
die Bezirke Hannover, Hildesheim, 
Braunschweig, Südniedersachsen, Osna­
brück und Lüneburg nur durch Mitun­
terzeichnung von Aufrufen in Erschei­
nung. 

In keinem Fall konnten Anhänger des 
BWK einen dominierenden Einfluß aus 
üben. 

„Vereinigte Soziaiistische 
Partei" (VSP) 

Die im Oktober 1986 aus dem Zu­
sammenschluß der „Kommunisti sehen 
Partei Deutschlands (Marxisten/Lenini­
sten)" (KPD) mit der trotzkistischen 
„Gruppe Internationaler Marxisten" 
(GIM) hervorgegangene VSP setzte ihre 
bereits im November 1987 begonnenen 
Beratungen über die angestrebte Fusion 
mit dem BWK fort. 

Zu spektakulären überörtlichen Ak­
tionen war sie nicht fähig. 

In Niedersachsen beteiligte sich die 
VSP an Flugblattaktionen, Informati­
onsständen, Demonstrationen und Ver­
sammlungen zu den Themen 
— Befreiungskampf des kurdischen 

Volkes 
— Verfolgung von FEYKA-Kurdistan 
— Volksaufstand in Palästina 
— EG-Gipfel in Hannover und 
— IWF und Weltbank. 

„Volksfront gegen 
Reaktion, Faschismus 
und Krieg" (Volksfront) 

Die Arbeit der im Oktober 1979 von 
der damaligen KPD/ML gegründeten, 
in der Folgezeit aber weitgehend vom 
BWK beeinflußten Volksfront wurde 
durch interne Auseinandersetzungen 
beeinträchtigt. 

Die in Niedersachsen bestehenden 
Gliederungen waren kaum noch arbeits­
fähig. Sie beschränkten ihre Tätigkeit 
auf die Mitunterzeichnung von Flug­
blättern der vom BWK unterstützten 
Aktionen. 
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Undogma­
tischer 
Links­
extremismus 
Allgemeine 
Entwicklung 

Im Gegensatz zum orthodoxen Kom­
munismus und dogmatischen Linksex­
tremismus sind im undogmatischen Be­
reich der „Neuen Linken" nach wie vor 
kaum Strukturen feststellbar. Wenn auch 
Teile der marxistisch-leninistischen 
oder anarchistischen Ideologie zugrun­
de liegen, so bleibt doch organisiertes, 
kollektives Handeln die Ausnahme. Im 
Vordergrund steht nicht das Kollektiv, 
sondern der einzelne. Daher sind Aktio­
nen nur schwer berechenbar. Bemühun­
gen um stärkeren Zusammenhalt und 
mehr Kommunikation untereinander 
blieben bislang, vor allem bei den „Au­
tonomen", ohne Ergebnis. Die jeweilige 
Geflihlslage und das Feindbild bestim­
men oft den Verlauf von „Protesthand­
lungen". 

Der Haß auf die Bundesrepublik wird 
besonders in Formulierungen auf Flug­
blättern und Plakaten „Autonomer 
Gruppen" deutlich. 

Die „Föderation Gewaltfreier Akti­
onsgruppen" (FöGA) propagiert nach 
wie vor den sogenannten gewaltfreien 
Widerstand: Sie lehnt Gewalt gegen Per­
sonen ab, zählt Gewalt gegen Sachen 
jedoch zum legitimen Mittel des Wider­
standes. 

Der militante Protest der „Autono­
men" ist spontan. Lediglich im Zusam­

menhang mit dem Protest gegen die Ta­
gung von IWF und Weltbank im Sep­
tember in Berlin kam es dort und in 
Hamburg zu organisierten Gewaltakten. 

In Niedersachsen traten neben den 
„Autonomen" vereinzelt die anarcho-
syndikalistische „Freie Arbeiter Union" 
(FAU) und die FöGA auf. 

Die Aktivitäten richteten sich vor­
nehmlich gegen Kernenergie, „Neofa­
schismus", die Tagung von IWF und 
Weltbank in Berlin und den Bau der 
„Panzertrasse" bei Garlstedt. Zu Ge­
walttaten größeren Ausmaßes ist es in 
Niedersachsen nicht gekommen. 

Allgemein war im undogmatischen 
Bereich ein deutlicher Rückgang der 
Aktivitäten feststellbar. 

„Autonome" 

Nach den tödlichen Schüssen auf 
zwei Polizeibeamte am 2. November 
1987 am Flughafen in Frankfurt am 
Main setzte unter den „Autonomen" ei­
ne Debatte über Militanz ein. Die Ak­
tion wurde überwiegend verurteilt, weil 
sie nicht den Ansprüchen der Autono­
men an revolutionäre Gewalt entsprach. 
Dieser Auffassung zufolge muß Gewalt 
die Sympathie derjenigen haben, die 
den „Widerstand gegen das System" tra­
gen. Die Diskussion führte jedoch nicht 
zu einer generellen Ablehnung bewaff­
neter Aktionen. Wegen der Uneinigkeit 
über die Gewaltfrage spaltete sich die 
diffuse Szene weiter. Die für das Jahr 
1988 angestrebte Stärkung des Kräftepo­
tentials durch eine Verbreiterung bzw. 
Radikalisierung anderer Bewegungen 
blieb aus. Dies gilt ebenso für Ansätze 
zur Entwicklung überregionaler Struk­
turen. Die „Autonomen" stellten dies 
selbst fest und beklagten, daß ihre Situa­
tion innerhalb der „sozialen Bewegung" 
noch nie so desolat gewesen sei. 
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Soweit „Autonome" im Rahmen von 
Aktionsbündnissen Gewalt befürworte­
ten, führte dies gelegentlich dazu, daß 
andere Organisationen Abstand nah­
men. 

Für Niedersachsen können ange­
sichts der amorphen Struktur keine zu­
verlässigen Angaben zur Zahl der Auto­
nomen gemacht werden. Aktionen hat­
ten meist regionalen Charakter. Bei be­
sonderen Ereignissen wie der Jahresta­
gung des Internationalen Währungs­
fonds und der Weltbank (27. bis 28. Sep­
tember), der EG-Gipfelkonferenz in 
Hannover (24. bis 28. Juni) oder den 
Aktionen zur Hafenstraße in Hamburg 
traten die „Autonomen" allerdings auch 
überregional auf. Nennenswerte autono­
me Gruppen gibt es in Niedersachsen in 
Braunschweig, Delmenhorst, Göttingen, 
Hannover und Lüneburg. 

Besondere 
linksextre­
mistische 
Aktionsfel­
der 
„Antifaschismuskampf" 

Von Linksextremisten initiierte „An­
tifaschismuskampagnen" und der von 
ihnen geforderte „Antifaschismus­
kampf' standen auch 1988 im Vorder­
grund. 

Ein wesentliches Ziel orthodox-kom­
munistischer Politik ist es, das gegen 
rechts- und linksextremistische Bestre­
bungen gleichermaßen gerichtete De­

mokratieverständnis des Grundgesetzes 
auf einen „antifaschistischen" Gehalt zu 
reduzieren und damit den Kommunis­
mus hoffähig zu machen. Die orthodox­
kommunistische Faschismustheorie 
sieht einen bis zur Identität reichenden 
Zusammenhang zwischen Faschismus 
und Kapitalismus und bezeichnet den 
Faschismus als die „offene terroristische 
Diktatur der am meisten chauvinisti­
schen, am meisten imperialistischen 
Elemente des Finanzkapitals". Diesem 
linksextremistischen Interpretationsbe­
streben ist in den letzten Jahren kräftig 
Auftrieb gegeben worden. Bereits 1976 
erklärte dazu der Bonner Wissenschaft­
ler Prof. Bracher *): 

„Der inflationäre Gebrauch des Fa­
schismusbegriffs, gängig nicht nur in 
kommunistischer Propaganda, son­
dern auch wieder verstärkt in libera­
ler Publizistik und Wissenschaft, be­
deutet im Grunde die Begatellisie-
rung einer wirklich totalitären Dikta­
tur wie der nationalsozialistischen, 
weil damit alles in einen Topf gewor­
den wird: Ob es sich um Militär­
regime oder Entwicklungsdiktaturen 
oder lateinamerikanische Oligarchi­
en handelt, oder ob gar westliche De­
mokratien an ihren Krisenpunkten 
als faschistisch bezeichnet werden. 
Das läuft entweder auf eine Dämoni-
sierung aller Diktaturtendenzen oder 
aber auf eine Bagatellisierung derje­
nigen Regime hinaus, die wie das 
nationalsozialistische Gewalt- und 
Vernichtungssystem auch vom italie­
nischen Faschismus weit und prinzi­
piell unterschieden sind." 
Die DKP-beeinflußte „Vereinigung 

der Verfolgten des Naziregimes — Bund 
der Antifaschisten", wesentlicher Träger 
des „Antifaschismuskampfes", bemühte 
*) Bracher: Um Faschismus, Totalita-

rismus, Demokratie, München 1976. 
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Für einen starken antifaschistischen Block! 

\ Treffpunkt: 

1.5.1988 10.00 Uhr Lowenwall 

-c'e. w# 
' M i ' '} 

I In der letzten Zeit nehmen die Provokationen der Skin- | 
| heads weiter zu. Einige Baispiele: 

- Mehrere Angriffe auf das Konzerthaus (Böckler-
straBe) mit Steinen und Leuchtmunition im Oktober 
und November 1987. 

- Einschüchterung von Schülern durch massenhaftes j 
Auftreten von Skinheads, Drohungen gegenüber an- ' 
darsdenkenden Schülern, gezielte Angriffe auf Ein­
zelne an einzelnen Schulen (z.B. Pestalozzistraße, 
(GS, Neue Oberschule...) im Februar und März | 
1988. 

- Im östlichen Ringgebiet ziehen oftmals Trupps von Î 
Skinheads durch die Straßen und grölen Nazi-1 
parolen und -Jiederl 

Die Zunahme dar faschistischen Aktionen ist 
zufällig. Vielmahr organisieren sich Faschisten und Nazt-1 
Skins immer mehr überregional in faschistischen Grup-1 
pen wie der FAP oder der NF. Konkret ist beispielsweise I 

i bekannt, daB Braunschweiger Skins am Überfall auf das 1 
; Göttinger Jugendzentrum beteiligt waren. 

Bullen haben zu den Skinheads ein ganz besonderes 
Verhältnis: 

- So z.B. über Bullentunk (21.11.87) während eines I 
Angriffes von Skinheads auf das Konzerthaus: "Faßt I 
die (Skins) 'mal nicht so hart an; die wollen im | 
Grunde das gleiche wie wir". 

- Als dar Rektor der Pestalozzi-Hauptschule die Bul­
len rief, um Ruhe vor der Schule zu schaffen, setz­
ten diese nicht einmal zur Verfolgung dar Skins an, 
sondern kontrollierten die Personalien einiger Antifa­
schisten. Als eine Bewohnerin des Viertels Anzeige | 
gegen Skins wegen Volksverhetzung usw. erstatten i 
wollte, wurde ihr von den Bullen gesagt, "das solle ' 
sie doch lieber sein lassen!". 

I Diese Vorfälle sind nicht in der reaktionären Einstellung 1 
I einzelner Bullen begründet, sondern sie werden "von i 
l oben" gedeckt bzw. unterstützt 

Offiziell wird von den Herrschenden immer wieder | 
| betont, daB es sich bei Auseinandersetzungen zwischen ! 
, Antifaschistinnen und Neonazis nur um "Streitigkeiten I 
I rivalisierender Jugendgruppen* handeln würde (so z.B. 
I auch vom Braunschweiger Buttenpräsidenten von Katte) 1 
I und die Polizei natürlich gegen alte Gruppen vorgeht. In 
I der Praxis Ist es aber so, daB Bullen und Justiz Aktionen ] 
| von Nazis gegen Antifaschistinnen decken und sogar un-

tarstützen, weil damit Leute bekämpft werden, die dem 1 
1 Staat eh ein Dorn im Auge sind. Nur da, wo Skins allzu 1 
' wahllos draufhauan, werden sie vom Staatsapparat ge-

\ Faschismus —eine Strategie Kapitalist"*- M u S j 
! scher Herrschaft j y ^ j 

Schon seit Jahren zielt die Politik des Kapitals dl- l! 
\ rekt auf die Zarsetzung gemeinsamer Lebenssituatio-
i nen, aus denen kollektive Erfahrungen entstehen kÖnn-
I ten. Mit der Umsetzung der Parole dar "Flexibilisierung" 
I und "Differenzierung" werden die materiellen Grundlagen 
I für die Zersetzung gemeinsamer Klasseninteressen ge-
, schaffen. Ja vereinzelter die Lebenssituationen werden, fc 

I umso stärker wird der Verwertungsanspruch des Kapitals P » 
' durchgesetzt. Um zu verwischen, in wessen Interesse * 
I dies« Zersetzung stattfindet, wird die Parole verbreitet. 
| daß damit die Möglichkeiten der kulturellen Sefestfindung 
I des Individuums vergrößert werden. " g M e ^ " * • • 

Mit der Zerschlagung homogener Strukturen im Me- ' 
Itropolenproletariat werden die, bisher vom Kapital funk-1 
Itionalisierten Mathoden der sozialen Kontrolle des V e r - I 
lhaftens, durchlöchert. Um die Verweigerung und den Wi-™ 
• derstand bekämpfen zu können, muß der Staatsapparatfc 
• die Kontrolle reorganisieren. Das fängt an bat der Ein-E 
lrichtung staatlich kontrollierter Treffpunkte mit dem Z i e l ! 
• der Überwachung möglicher Unruheherde, geht über d ie f 
P Verschärfung des Arbeitszwangs als Disziplinierungsme-i 
Bthode gegen Erwerbslose, die Hetze gegen Flüchtlinge,1 
lüber den Ausbau des Bullenapparates bis hin zum offe-f 
I nen Terror durch faschistische Banden. 

So verschwimmt die Grenze zwischen den Forde- ; 
Irungen der Faschisten und den Maßnahmen des Staats-, 
lapparates, aus dessen Großraumbüros auch schon m a l l 
• der Geist des Faschismus schleicht (z.B. die Förderung! 
I von latentem Rassismus über Ausländergesetze), 

[Den Kampf gegen den Faschismus als ^ 3 
I Kampf gegen die kapitalistische Enfr-
| wtcklung führen 

Der DGB-Bezirk Niedersachsen hat sich zum Z ie l ! 
I gesetzt, eine entschlossene Mobilisierung gegen faschi-
Istische Tendenzen zu verhindern. Der Göttinger DGB-l j 
I Vorsitzende Zrmball wurde vom Landesvorstand wegen | 
I seiner Mitarbeit In einem Antrfa-Bündnis gemaßregelt. I 
I Auch hier in Braunschweig bemüht sich dar DGB, d e n l 
1 Faschismusbegriff zu entpolitisieren und die Faschisten I 
I als von Staat und Kapital unabhängige "Gruppe verwirr-1 
I ter Geister" darzustellen. Dar Vorsitzende Schmidt g e h t l _ 
I noch weiter; er will in ainam Brief an "Jugendverbände" £ y 
I vom 23.3.1988 diesen vorschraben, wie antifaschistische r, 
1 Arbeit auszusehen hat: nicht dar Kampf gegen die F a - t 
Ischisten soll im Vordergrund stehen, sondern die Bewun-I 
I derung des ach so demokratischen BRD-Staates. 

Die angestrebte Wirkung des faschistischen Terrors • 
I ist die Bedrohung und Einschüchterung jeglichen Wider- j ^ 
I stands, jeglicher Auflehnung gegen das Kommando das tt 
I Kapitals. Deshalb ist as zunächst wichtig, daB wir danja-f 
I nkjen, die diesen Terror ausüben, organisiert entgegen-1 
I traten und sie handfest daran hindern, ihr Treiben fortzu-fl 
I setzen. 



Antifaschistische Mobilisierung kann aber auch nicht | 
« i stehenbleiben, nur eine Angleichung der Interessen 1 

I des Staatsapparates und der Faschisten festzustellen;! 
I und as genügt auch nicht, die kapitalistische Herrschaft! 
I nur deshalb zu bekämpfen, weil sie faschistische S t r a f e ! 
Ig te hervorbringen konnte. Entscheidend ist vielmehr, d a ß ! 
•wir die politische Entwicklung fortsetzen, die der Staats--
• apparat durch den Terror seiner Organ© und der Faschj-y. 
I sten bekämpfen will. DaB wir unser Leben nicht nach d e n ! 
I Erfordernissen des Kapitals organisieren, sondern kapi-
Italistische Herrschaft als eine historische Episode begrei-
I fen , die beendet werden muB. DaB wir versuchen, den "• 
• Raum in den Städten als Raum für die Entfaltung unse-, 
•rar Kommunfcation zu nutzen, als Basis der Konfronta­
ltion und darin seine Funktion für die Aufrechterhaftung 
Ider kapitalistischen Verhältnisse auszuschalten. Daß wir. ' 
• die Aussonderung, Ghetto«ierung und Vernichtung der. 
I Flüchtlinge und Kranken als Entscheidung des Kapitals j p 
I begreifen, nur diejenigen überleben zu lassen, die bereit | 
I sind, sich anzupassen, bekämpfen. _ | I 
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Garade deshalb kann sich dar antifaschistische J 
Jf Kampf nicht damit begnügen, auf Provokationen zu rea-
- gieren. Nicht der Staatsapparat oder die Faschisten be­

stimmen die Termine unseres Zusammenkommens, son­
dern wir selbst. 

Deshalb werden wir auf der î.Mai-Demo einen an-1 
[ «faschistischen Block bilden, um dort gemeinsam für | 
eine umfassendere Mobilisierung gegen die kapitalisti­
sche r 'arrschaft zu demonstrieren. 

Der 1. Mai ist nicht der 'Tag der Arbeit", wie ihn der I 
| reformistische DGB Inszeniert, sondern in vielen Landern f 
ein Kampftag gegen imperialistische Ausbeutung und I 
Herrschaft Er wurde 1898 ausgerufen, um die blutige I 

I Niederschlagung eines Streiks in Chicago 1866 in Erin- [ 
[ nerung zu haften. 

• Den Faschismus zerschlagen! 

- Die kapitalistische Herrschaft organisiert bekämpfen! 

Der Widerstand gegen die Ausrichtung der Lebens-
I bedingungen auf die Erfordernisse der Kapftalakkumu-
I lation ist auch hier in Braunschweig nicht nur mit den I 
I Provokationen der Faschisten konfrontiert. Der lokale I 

Staatsapparat ist mit seinen UnterdrückungsmaBnahmen I 
I schneller zur Stelle als die Faschisten. Am 6.1.1988 hat j 
I die Stadtverwaltung im Auftrag des Bullenapparates (vor-
( rausgegangen war ein Gespräch mit dem Bullenpräsi- I 
f denten von Kalte) das Erwerbslosenzentrum in der WbF- I 
I fenbütteler Straße 14 abreißen lassen, um "Ruhe und 
[ Ordnung" herzustellen. Die Stadtverwaltung sieht ihre 
I Aufgaben darin, möglichst günstige Bedingungen für die I 
I Kapitalisten zu schaffen. Zum einen durch die Subven- I 
I tionierung von Industrieansiedlungen, zum anderen durch I 
I das Schaffen eines Arbeitskräftepotentials, das bereit ist, I 
I sich allen Bedingungen der Kapitalisten zu unterwerfen. J 

Mit dem Widerstand der Nutzerinnen des Zentrums j 
I konfrontiert, versprach die Verwaltung die Bereitstellung 1 
[ eines neuen Gebäudes. Damit wird in der Öffentlichkeit | 
f eine Position verbreitet, die die wahren Absichten der Ver- F 
I waltung verdeckt Durch ihre Untätigkeit seit Januar zeigt ,'j 
I die Verwaltung, daß sie kein neues Erwerbslosenzentrum [/ 

herausgeben will, weil ihr EinfluS nicht so weit reichen ! 
würde, um ein solches Zentrum — ähnlich den städtisch fc 

kontrollierten Einrichtungen — als Reperaturbetrieb für ! 
die im Produktionsprozeß zerschlissene Arbeitskraft zu t 
organisieren. 

Nach der Besetzung eines neuen Zentrums a m l 
I 4.3.1988 in der Wotfenbütteler Straße, Ecke Riedestraß« I 

hat die Brauerei Wollers AG das Haus räumen las-f 
I sen. Die Staatsanwaltschaft überzieht die Besetzerinnenl 
| jetzt mit Strafbefehlen wegen Hausfriedensbruch. Dabei I 
I eignet sich dieses Gebäude für ein neues Erwerbslosen- r 
I Zentrum. Es ist in einem guten Zustand und wurde von I 
I Wolters nur deshalb fast vollständig "entmietet", weil eine I 
I weitere Einfahrt auf das Wolters-Gelände gebaut werden I 
I soll. Eine AbriBgenehmigung für das Gebäude erhielt \ 
j Wolters bisher nicht, weil das Gebäude unter Denkmai-
I schütz steht. 

Einen weiteren Angriff der Stadtverwaltung auf un-l 
" kontrollierte Treffpunkte und auf die Möglichkeit des Zu- / 

J i n sammenwohnens stellt die Kündigung des Nutzungsver- f 
, . trags für das Konzerthaus zum 30. April dar. Die Verwal-J 

Zr tung und der Bullenapparat werden jetzt den Räumungs- f 
f { druck verstärken. Dagegen müssen wir die Forderung J 

nach Fortdauer der Nutzung durchsetzen. 

••-*_/ - Ein neues Erwerbslosenzentrum — aber plötzlich! 

• . f ipj - Schluß mit der Kriminalisierung! 

I I - Das Konzerthaus verteidigen! 

I l l i i i i i i i i i i i v ssv m ' ' ISJFQ '̂ 

I 
Antifa-Block auf der 1.Mai-Demo 
Treffpunkt: 10.00 Uhr Löwen wall 

• VisdP: August Nerges, KarT-Harx-Str. 
3300 BraunschweigJ 



sich verstärkt, „breite antifaschistische" 
Bündnisse zu bilden, bestehende zu fe­
stigen und ein „antifaschistisches Kli­
ma" zu schaffen. Sie initiierte 
zahlreiche Aktionen. Träger der Aktio­
nen waren formal zumeist Bündnisse, in 
denen neben Linksextremisten auch 
zahlreiche Vertreter demokratischer 
Parteien und Gewerkschaften vertreten 
waren. Im Gegensatz zu den Mitglie­
dern der DKP und der von ihr beein­
flußten Organisationen setzen die Grup­
pen der undogmatischen Linksextremi­
sten und der dogmatisch-extremisti­
schen „Neuen Linken" auch auf Gewalt 
als Mittel der Politik bei ihrem „Kampf 
gegen Faschisten". Sie agitieren gegen 
„neofaschistische" Entwicklungen in 
der Bundesrepublik Deutschland als in­
tegraler Bestandteil des Kapitalismus; 
„antifaschistischer Kampf müsse da­
her antikapitalistisch sein und sich ge­
gen diesen Staat richten. Bei „Autono­
men Antifaschisten" in Göttingen hieß 
es: 

„Es ist ohnehin selbstverständlich, 
daß man/frau sich gegen Faschisten 
wehrt, gemäß der historischen anti­
faschistischen Parole: Schlagt die Fa­
schisten, wo ihr sie trefft. Als autono­
me Antifaschisten halten wir nichts 
davon, einen imperialistischen Staat 
um das Verbot faschistischer Organi­
sationen zu bitten, wie das bürgerli­
che Antifaschisten tun. Viel zu oft 
handeln faschistische Organisatio­
nen im Sinne dieses Staates, als daß 
er sie tatsächlich wirkungsvoll ver­
bieten wollte." 

Die linksextremistische Grün-Alter­
native Liste an der Universität in Göt­
tingen behauptete, daß „Faschisten" 
vom Staat beschützt werden und rief 
zum Kampf gegen „das kapitalistische 
System" auf: 

„Der Bereich Antifaschismus wird 
auf Grund der Entwicklung in der 
BRD, auch in und um Göttingen, 
von Jahr zu Jahr zu einem wichtige­
ren Arbeitsfeld. Sowohl parlamenta­
risch (Liste D, NPD, Republikaner) 
als auch „auf der Straße" in Form 
von Schlägerbanden, sind die Faschi­
sten im Aufwind, geschützt vom 
bundesdeutschen Rechtsstaat und 
seinen ausführenden Organen (Poli­
zei, VS, Justiz) . . . Antifaschismus 
darf aber nie, so wichtig Aktionen 
gegen offen faschistische Gruppen 
auch sind, bei der Bekämpfung von 
Symptomen stehenbleiben. Revolu­
tionärer Antifaschismus (im Gegen­
satz zum bürgerlichen) bekämpft die 
Wurzeln des Übels, das kapitalisti­
sche System. Beim Kampf gegen den 
Faschismus darf nie vergessen wer­
den, daß Faschismus eine Reaktion 
des kapitalistischen Systems zur Be­
wältigung politischer und ökonomi­
scher Krisen, eine Spielart zum Er­
halt der eigenen Macht, ist. Kein 
Fußbreit den Faschisten!" 

Beteiligung von Links­
extremisten an der 
Kampagne gegen die 
Tagung des Internatio­
nalen Währungsfonds 
und der Weltbank in 
Berlin 

Die Vorbereitung von Aktionen ge­
gen die Tagung vom 27. bis 29. Septem­
ber in Berlin war monatelang zentrales 
Thema der Linksextremisten. Ziel war 
es, „die Tagung zu stören mit vielfälti­
gen Aktionen bis hin zur Verhinde­
rung". Zahlreiche Vertreter linksextre-
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mistischer Organisationen aus Nieder­
sachsen hatten sich an den Vorbereitun­
gen beteiligt, ihre Teilnahme in Berlin, 
wo es zu schweren Ausschreitungen 
kam, jedoch unter Hinweis auf Aktio­
nen in Städten des Bundesgebietes abge­
sagt. In Niedersachsen kam es zu zahl­
reichen Sachbeschädigungen. An De­
monstrationen in Göttingen, Hannover, 
Oldenburg und Osnabrück beteiligten 
sich jeweils bis zu 150 Personen. Ob­
wohl die Linksextremisten nicht den 
maßgeblichen Einfluß hatten, bewerte­
ten sie ihre Teilnahme als Erfolg. So 
habe sich ihre Bündnisfähigkeit gezeigt; 
eigene Themen und Forderungen seien 
eingebracht worden. Die mit der Kam­
pagne verknüpfte Hoffnung auf gemein­
same „antiimperialistische, internatio­
nalistische Perspektiven" erfüllte sich 
wegen großer ideologischer Differenzen, 
insbesondere in der Gewaltfrage, nicht. 

Einflußnahme 
von Linksextremisten 
auf die „Anti-
Kernkraft-Bewegung" 

Aktionen gegen die Entsorgung kern­
technischer Anlagen waren auch 1988 
ein zentrales Thema der Linksextremi­
sten. Insbesondere gegen den Transport 
abgebrannter Brennelemente auf Schie­
ne und Straße richtete sich ein Protest, 
der in Widerstands- und Blockadehand­
lungen sowie schweren Sachbeschädi­
gungen gipfelte. In Niedersachsen kam 
es zu solchen Vorfällen vor allem in den 
Räumen Emden und Lüchow-Dannen-
berg. 

In Emden wurde wiederholt ver­
sucht, den Umschlag abgebrannter 
Brennelemente von der Eisenbahn auf 
Schiffe zu verhindern. 

Die Verhinderung von Transporten in 
das Zwischenlager Gorleben war auch 

das Ziel von Initiativen auf Bundesebe­
ne. So beschloß die „Herbstkonferenz" 
der Kernkraftgegner im November in 
Nürnberg, sich vorrangig dieses Themas 
anzunehmen. An der Zusammenkunft 
nahmen etwa 200 Vertreter aus rund 70 
Gruppen der „AKW-Bewegung" teil. 

Im Raum Lüchow-Dannenberg wur­
de offen zu Blockadehandlungen aufge­
rufen. Für den „Tag X" wurden Telefon­
ketten eingerichtet. In Flugblättern, 
bundesweit verbreitet, hieß es: „Behin­
dert die CASTOR-Transporte ins Wend­
land!" oder: „Atomtransporte laufen wie 
geschmiert, laßt uns Sand sein, der blok-
kiert!" 

Entlang den möglichen Transport­
strecken kam es zu zahlreichen Plakat­
aktionen und Farbschmierereien, die 
sich — ebenso wie zahlreiche Anschläge 
— insbesondere gegen die Deutsche 
Bundesbahn richteten. Hervorzuheben 
sind Brandstiftungen im Oktober und 
im November an der Strecke Uel­
zen—Dannenberg. Dabei wurde u. a. ei­
ne Relaisstation zerstört. 

Aktionen gegen die 
„Panzertrasse" in 
Garlstedt 

Die Aktionen verschiedener linksex­
tremistischer Gruppierungen gegen das 
Eisenbahnanschlußgleis von Oldenbüt-
tel zur Lucius-D.-Clay-Kaserne in Garl­
stedt (Landkreis Osterholz) setzten sich 
auch 1988 fort. Getragen wurden die 
Aktionen fast ausschließlich von Bre­
mer und Osterholzer Linksextremisten; 
insbesondere „Autonome" übten mehr­
fach Gewalt gegen Personen und Sachen 
aus. Im gesamten Bereich der etwa neun 
Kilometer langen Trasse kam es zu er­
heblichen Sachbeschädigungen: 

— Barrikadenbau mit Betonpfählen, 
Baumstämmen, Drainagerohren und 
Lkw-Reifen auf dem Gleiskörper 
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Linksextremismus 

— Beschädigung 
— eines etwa 500 Meter langen Zaunes 
— von Telefonmasten und mehrfaches 

Durchtrennen der Telefonkabel 
— von Baufahrzeugen beteiligter Fir­

men 
— der Schienenanlagen 
— eines Geländers in einer Länge von 

etwa 30 Metern und von Drainage-
rohren 

— von Polizeifahrzeugen. 

Linksextremistischer 
Terrorismus 

1988 kam es in Niedersachsen nicht 
zu größeren terroristischen Gewalttaten. 
Anhänger und Unterstützer terroristi­
scher Gruppierungen wie der „Roten 
Armee Fraktion" (RAF) oder der „Revo­
lutionären Zellen"/„Rote Zora" (RZ) 
traten öffentlich kaum in Erscheinung. 

Unter Terrorismus werden alle ge­
walttätigen, extremistischen Bestre­
bungen verstanden, die ihre politi­
schen Ziele mit Hilfe von Anschlä­
gen auf Leib, Leben und Eigentum 
anderer Menschen durchsetzen wol­
len, insbesondere durch schwere 
Straftaten, wie sie im § 129 a Abs. 1 
des Strafgesetzbuches genannt sind 
(u. a.: Mord, Totschlag, erpresseri­
scher Menschenraub, Brandstiftung, 
Herbeiführung einer Explosion 
durch Sprengstoff) oder durch ande­
re Gewalttaten, die der Vorbereitung 
solcher Straftaten dienen. 

morden, wurde glücklicherweise nicht 
erreicht. 

Zwei Täter schössen am 20. Septem­
ber mindestens dreimal auf das Dienst­
fahrzeug des Finanz-Staatssekretärs, der 
mit Fragen des IWF und der Weltbank 
betraut war. Dem Fahrer des Staatsse­
kretärs gelang es, trotz zerschossener 
Reifen eine nahegelegene Polizeidienst­
stelle anzusteuern. Die in der Nähe des 
Tatorts aufgefundene Tatwaffe, ein 
Schrotgewehr, stammt aus einem Waf­
fenraub der RAF am 5. November 1984 
in Maxdorf bei Ludwigshafen. In Tat­
ortnähe wurde ein gefülltes Magazin ei­
ner Maschinenpistole gefunden. 

In einem Selbstbezichtigungsschrei­
ben bekannte sich ein RAF-Kommando 
„Khaled Aker" zu dem „Angriff' auf 
den Staatssekretär. Aus einem beigefüg­
ten „Kommunique" ergaben sich Hin­
weise auf Verbindungen zur italieni­
schen Terrorgruppe „Brigate Rosse". 
Um diese Verbindungen hatte sich die 
RAF bereits seit Jahren bemüht. Sie 
waren 1988 deswegen besonders wichtig, 
weil im Jahr zuvor führende Mitglieder 
der französischen Terrororganisation 
„Action Directe" verhaftet und damit 
eine Verbindung der RAF ins westeuro­
päische Ausland zerschlagen worden 
war. Die deutschen Terroristen suchen 
diese Kontakte zu Kampfgenossen in 
anderen Ländern, um mit ihnen zusam­
men die — immer wieder geforderte — 
„antiimperialistische Front in Westeuro­
pa" aufbauen zu können. 

„Rote Armee Fraktion" 
(RAF) 

Während 1987 die RAF-Komman-
doebene inaktiv geblieben war, kam es 
1988 zu einem Anschlag auf den Staats­
sekretär Dr. Tietmeyer. Das Ziel, einen 
ranghohen Beamten des Bundes zu er-

Strukturen 
Die Kommandoebene der Roten Ar­

mee Fraktion bestand 1988 aus rund 15 
Personen. Zum engeren Umfeld dieser 
terroristischen Gewalttäter zählen rd. 
250 Anhänger. Der weitere Unterstüt­
zerkreis der RAF setzt sich bundesweit 
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Linksextremismus 

HUNGERSTREIK SEIT 1.2.8v| 
FÜR 

ZUSAMMENLEGUNG 
DER POLITISCHEN 

GEFANGENEN -

§ejE-r*T! 

mit Vertreterinnen des InitiaII«kreises zum Erhall der Hafenstraße 
und ehemaligen Gefangenen und Rechtsanwältinnen 

Do. 9.3.89 19°» 
Im Konzerthaus Böcklerstraße 232. Braunschweig 

Schluß mit der Isolation 
Zusammenlegung — Jetzt! 

SOLIDARITÄT HIT DEN GEFANGENEN 
IM HUNGERSTREIK 

DEMONSTRATION AM 15. APRIL, 
10.00 UHR ab Ledenhof 

IM RAHMENDER BUNDESWEITEN 

AKTIONSTAGE AM 14./15. April 
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aus mehreren 100 Personen zusammen. 
In Niedersachsen sind in den Städten 
Hannover, Braunschweig und Göttin­
gen Unterstützer der RAF aktiv. 

Einsitzende 
terroristische Gewalttäter 

Die inhaftierten RAF-Terroristen er­
weiterten ihre Forderung nach Zusam­
menlegung der „Gefangenen aus der 
RAF und dem Widerstand" zu einer 
Kampagne. Die gegenwärtige Form des 
Strafvollzuges wird als „Isolationsfolter" 
und Verstoß gegen die Menschenrechte 
dargestellt. Die Forderungen der Strafge­
fangenen werden von einer Reihe von 
Rechtsanwälten unterstützt, die in Ver­
öffentlichungen und bei entsprechenden 
Veranstaltungen die Haftbedingungen 
anprangern und die Zusammenlegung 
der Gefangenen befürworten. Am 1. Fe­
bruar 1989 erreichte die Kampagne mit 
dem Beginn einer bundesweit abge­
stimmten Hungerstreikaktion ihren Hö­
hepunkt. 

„Revolutionäre Zellen" 
„Rote Zora" (RZ) 

Nach den schweren Brand- und 
Sprengstoffanschlägen des Jahres 1987 
kam es 1988 nicht zu größeren Gewalt­
taten der terroristischen RZ. Nur in Nie­
dersachsen versuchte die Frauengruppe 
„Rote Zora" am 27. Februar einen 
Sprengstoffanschlag auf das Bio-Zen­
trum der Universität Braunschweig. Der 
Sprengsatz zündete jedoch nicht. Erst 
durch Selbstbezichtigungsschreiben 
wurde der Sachverhalt bekannt und der 
Sprengkörper aufgefunden. Die Schrei­
ben waren in verschiedenen Städten 
Nordrhein-Westfalen s aufgegeben wor­
den. 

tiuno^r. 
streik, 

Knast 
und 

Anfi -

Vir als Antifa-Gruppe aua dem Unabhän­
gigen Jugendzentrum (0JZ) Kornstraße 
in Hannover wollen uns zu den Hunger­
streik verhalten und unterstützen die 
Forderungen der Gefangenen. 
Antifaschist/inn/en, die nur beschwö­
rend auf neofaschistische Organisa­
tionen wie DVU-Liste D, NPD, FAP, oder 
faschistoide Jugendkulturen wie z.B. 
Skinheads, festgelegt sind, nicht aber 
die Verhältnisse in den Knasten und 
Hochsicherheitstrakten thematisieren, 
sind keine Antifaschist/inn/en. 
Die Wurzeln des Faschismus liegen in 

^
-^taÜBinus. Deshalb muß antifaschis-
cächer Kampf zwangsläufig auch anti­

kapitalistisch sein! 
Die Empörung über die Verbreitung des 
Neofaschismus und Rechtsradikalismus 
auf den Straßen und in den Parlamenten 
ist nur eine Seite der Medaille: Der 
bürgerliche Staat benötigt seine Fa­
schisten als Wegbereiter für seine ei­
gene autoritäre, rassistische und re­
pressive Politik.' Und er braucht seine 
Knaste als Drohung gegen die, die die 
Normen des kapitalistischen Systems 
nicht eishalten. Das betrifft z.B. die 
Norm der Unantastbarkeit des Eigentums 
- denjenigen, die gezwungen sind zu 
klauen um über die Runden zu kommen, 
und damit diese Norm mißachten und 
verweigern, droht der Knast. 
Das ist die andere Seite der Medaille! 
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Rechtsextremismus 

Allgemeine Entwicklung 

Die gegen die freiheitliche demokra­
tische Grundordnung gerichteten Be­
strebungen des Rechtsextremismus und 
seiner ideologischen Strukturen lassen 
sich oft nur annähernd beschreiben. Der 
Grund hierfür liegt in dem Fehlen einer 
übergreifenden einheitlichen und syste­
matischen Ideologie. Die ideologischen 
Bestandteile rechtsextremistischer Be­
strebungen sind sehr verschiedenartigen 
theoretischen Denkansätzen und politi­
schen Bewegungen entnommen (z. B. 
dem Nationalismus, dem Militarismus, 
dem Sozialdarwinismus sowie u. a. 
idealistischen Mythen von der „Volks­
gemeinschaft"). 

Die folgenden zwei Hauptmerkmale 
kennzeichnen (in Anlehnung an Unter­
suchungen von W. HEITMEYER *) 
rechtsextremistische Ideologien und 
Handlungsweisen in der Bundesrepu­
blik: 

a) Grundgedanke von der Ungleichheit 
der Menschen: 

— Nationalismus als aggressive 
Übersteigerung der Bejahung des 
eigenen Volkes und Staates. 

— Rassismus als Infragestellung bis 
hin zur Ablehnung der Men­
schenwürde „Anders- oder Fremd­
artiger", ausgedrückt insbeson­
dere in Antisemitismus und Aus­
länderfeindlichkeit. 

— Differenzierung zwischen „le­
benswertem" und „lebensunwer­
tem" Leben. 

— Behauptung „natürlicher" Hierar­
chien rassisch verschiedenartiger 
Gruppen. 

— Propagierung eines „Rechts des 
Stärkeren" i. S. des „Sozialdarwi­
nismus". 

— Ausgrenzung von Minderheiten 
und Andersdenkenden als Fol­
ge totalitärer gesellschaftlicher 
„Leitbilder". 

b) Anerkennung von Gewalt als geistig­
politische Orientierung: 

— Ablehnung rational geführter 
Kontroversen, irrationale Nei­
gung zu Verschwörungstheorien. 

— Auffassung des „alltäglichen" Le­
bens als „Kampf ums Dasein" 
mit der Schlußfolgerung, den 
Schwachen zurückzustoßen. 

— Ablehnung demokratischer Prin­
zipien für soziale und politische 
Auseinandersetzungen, Unfähig­
keit zum Kompromiß. 

— Autoritäres Denken, Pflege mili­
taristisch-autoritärer Umgangs­
formen und Stile. 

Wenn beide Hauptmerkmale, die 
Ideologie von der Ungleichheit der 
Menschen und die Bejahung von Gewalt 
als Form politischen Denkens und Ver­
haltens, sich miteinander verbinden, lie­
gen Anhaltspunkte für Bestrebungen ge­
gen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung vor. Die Kombination 
der Merkmale aus beiden Bereichen bie­
tet begriffliche Ansätze für die Analyse 
und Standortbestimmung aktueller 

Wilhelm HEITMEYER: Rechtsextremisti­
sche Orientierungen bei Jugendlichen. Empi­
rische Ergebnisse und Erklärungsmuster ei­
ner Untersuchung zur politischen Sozialisa­
tion. Juventa-Verlag, Weinheim und Mün­
chen 1987 (Reihe Jugendforschung). 
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Rechtsextremismus 

rechtsextremistischer Organisationen. 
Die Merkmale sind bei den verschiede­
nen rechtsextremistischen Gruppen je­
weils in unterschiedlicher Ausprägung 
und Häufigkeit festzustellen. Dabei 
dürfen einzelne Merkmale nicht isoliert 
betrachtet und zur Bewertung herange­
zogen werden; die Definitionsmerkmale 
charakterisieren in ihrer Gesamtheit 
den gegenwärtigen Rechtsextremismus 
in seinen typischen Erscheinungsfor­
men und ermöglichen eine Abgrenzung 
zum demokratischen Konservatismus 
bzw. Radikalismus. 

Begriffe wie Faschismus, Neofaschis­
mus, Neonazismus und Rechtsextre­
mismus werden oft wahllos nebeneinan­
der zur Beschreibung neuer politischer 
Entwicklungen verwendet. 

Die Worte „Faschismus" und „Neo­
faschismus" werden häufig als politi­
sche Kampfbegriffe (vgl. S. 25 ff.) be­
nutzt. Ihre ursprüngliche Bedeutung ist 
weitgehend verschüttet. Der historische 
Faschismusbegriff orientiert sich an 
dem faschistisch-korporativen System 
Italiens unter Mussolini, das keiner 
rechtsextremistischen Organisation in 
der Bundesrepublik Deutschland zum 
Vorbild dient oder gedient hat. 

Neonazismus ist ein Unterfall des 
Rechtsextremismus. Langfristiges Ziel 
neonazistischer Bestrebungen ist die Er­
richtung eines dem „Dritten Reich" ver­
gleichbaren Systems. 

Herausragendes Merkmal des Neona­
zismus, aber auch anderer rechtsextre­
mistischer Bestrebungen ist der Rassis­
mus. Als rechtsextremistische Ausprä­
gung der Ideologie von der Ungleichheit 
der Menschen war und ist er Grundlage 
einer nach der „Wertigkeit" der einzel­
nen „Menschenrasse" aufgestellten 
Rangordnung, in der die „Arier" auf 
dem höchsten und die Juden auf dem 
niedrigsten Rang stehen. 

Aktuell ist dieser Antisemitismus 
durch eine rassistische Ausländerfeind­
lichkeit überlagert. Rechtsextremisten 
orientieren sich dabei an den Kriterien 
der „Fremdartigkeit" der Ausländer. Je 
„fremdrassiger" der Ausländer, insbe­
sondere der Asylbewerber ist, desto stär­
ker wird er als potentielle Gefahr einer 
„Rassenvermischung" oder Gefährdung 
der deutschen „Volkssubstanz" empfun­
den. Dem Antisemitismus vergleichbar 
wird aus rassistischen Beweggründen die 
„Entfernung" dieser Ausländer gefor­
dert. 

Die Ende 1988 aufgeklärte Serie von 
politisch motivierten Brandanschlägen 
und anderer Straftaten im Bereich Gro­
nau und Hildesheim zeigt, daß auslän­
derfeindlich eingestellte Jugendliche, 
die mit der rechtsextremistischen Agita­
tionsparole, Asylanten gehörten „raus", 
allein gelassen werden, gefährlich 
schnell zu Angriffen auf Leben und Ge­
sundheit kommen können. 

Die Zunahme der Mitgliederzahlen 
des Rechtsextremismus hat sich bun­
desweit fortgesetzt. In Niedersachsen 
blieb 1988 - nach eher überproportiona­
len Steigerungen im Vorjahr - der Zu­
wachs unter dem Bundestrend. Bemer­
kenswert ist das weitere starke Anstei­
gen der „Deutschen Volksunion-Liste 
D". 

Der Mitgliederzuwachs der NPD 
konnte mit den stärkeren Zugängen bei 
der DVU-Liste D nicht Schritt halten. 
In Niedersachsen verzeichnet der „na­
tional-demokratische" Rechtsextremis­
mus immerhin eine leichte Mitglieder­
steigerung. 

Bei den neonazistischen Gruppen gab 
es in Niedersachsen wegen der Steige­
rung der Mitglieder und Aktivisten der 
FAP eine Zunahme. Bei der Mitglieder-
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Schätzung für die Bundesebene fällt der 
Rückgang um über 9 % auf. Er ist über­
wiegend auf eine geänderte, besseren Er­
kenntnissen folgende statistische Erfas­
sung der Mitgliederzahlen bei bestimm­
ten Gruppierungen zurückzuführen. 

1988 war der Rechtsextremismus in 
der Bundesrepublik Deutschland durch 
folgende Erkenntnisse und Entwicklun­
gen gekennzeichnet: 

— Weiterer organisatorischer Aufbau 
und erheblicher Mitgliederzuwachs 
bei der DVU-Liste D; 

— Fortsetzung der Zusammenarbeit 
von DVU-Liste D und NPD im Hin­
blick auf die Teilnahme an der Wahl 
zum Europäischen Parlament im Ju­
ni 1989; 

— Aufwärtstrend der NPD bei Wahlen; 

— Anhaltende Gewaltbereitschaft von 
Neonazis und ihres Umfeldes (Skin­
heads); 

— Zunehmende Zahl von Anschlägen 
gegen Unterkünfte von Ausländern. 

Von Bedeutung für den Rechtsextre­
mismus sind weiterhin die über 2 500 
Skinheads, von denen mehr als 10 % 
rechtsextremistisch, insbesondere neo­
nazistisch ausgerichtet sind. Dieser Pro­
zentsatz stellt mit seiner unberechenba­
ren Militanz und seinem Ausländerhaß 
weiterhin einen bedrohlichen Faktor im 
Gewaltpotential des Rechtsextremis­
mus dar. 

Unverändert stellt die sich als „Ge­
sinnungsgemeinschaft" verstehende 
neonazistische „Bewegung" den domi­
nierenden Teil des Neonazismus dar. 
Die „Bewegung" hat sich als Kaderorga­
nisation das „Komitee zur Vorbereitung 
des 100. Geburtstags Adolf Hitlers" 
(KAH) geschaffen. Als parteipolitischer 
und legaler Arm dient ihr unverändert 

die „Freiheitliche Deutsche Arbeiterpar­
tei" (FAP). Die „Hilfsorganisation für 
nationale politische Gefangene und de­
ren Angehörige e.V." (HNG) steht unter 
dem Einfluß der „Bewegung". Ungeach­
tet der Spaltung der „Bewegung" und 
der FAP sowie der öffentlichen Diskus­
sion über ein eventuelles FAP-Verbot 
nutzten die Neonazis den Freiheits­
raum, den das Parteienprivileg auch der 
FAP gewährt, zum Kampf gegen die 
freiheitliche demokratische Grundord­
nung und für ein politisches System, das 
der nationalsozialistischen Ideologie 
entspricht. 

Im Zusammenhang mit Wehrsport­
aktivitäten waren Ansätze für rechtsex­
tremistische Gruppenbildungen zu be­
obachten. 

Für den Berichtszeitraum ist festzu­
stellen, daß der Rechtsextremismus wie 
in den vergangenen Jahren keine akute 
Gefahr für die freiheitliche demokrati­
sche Grundordnung dargestellt hat. Die 
militanten Rechtsextremisten sind we­
gen ihrer politisch-kriminellen Energie 
allerdings auch weiterhin genauestens zu 
beobachten. 
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Neonazistischer 
Rechtsextremismus 
Zur Entwicklung der neo­
nazistischen „Bewegung" 

Die neonazistische „Bewegung" ist 
ein Zusammenschluß neonazistischer 
Aktivisten, die nach dem Verbot der 
„Aktionsfront Nationaler Sozialisten/ 
Nationale Aktivisten" (ANS/NA) am 7. 
Dezember 1983 entstanden ist. Sie hat 
sich die Aufhebung des Verbots der 
NSDAP und ihre Neugründung zum 
Ziel gesetzt. Die „Bewegung" sowie die 
von ihr kontrollierten bzw. beeinflußten 
„Organisationen" halten den organisa­
torischen Zusammenhalt ehemaliger 
ANS/NA-Anhänger aufrecht. 

Nach neonazistischem (wie auch na­
tionalsozialistischem) Verständnis stellt 
die „Bewegung" selbst keine Organisati­
on dar. Als organisatorische Form, Aus­
druck und Rahmen dient ihr vor allem 
das „Komitee zur Vorbereitung des 100. 
Geburtstags Adolf Hitlers" (KAH). Das 
KAH versteht sich nach seinen sog. 
Dienstvorschriften als „legaler Arm der 
Bewegung" und bietet den organisatori­
schen Rahmen für die politische, jedoch 
nicht die parteipolitische Arbeit. In den 
„Dienstvorschriften" wird klargestellt, 
daß die „Bewegung" über verschiedene 
Organisationen und „Parteien" verfügt, 
sich jedoch die internen Befehlsverhält­
nisse im gesamten Organisationsspek­
trum aus dem Organisationsschema des 
KAH ergeben, nicht aus der Stellung in 
der jeweiligen Organisation oder „Par­
tei". Mit dieser Charakterisierung wird 
grundsätzlich auch das Befehls- und Ab­
hängigkeitsverhältnis zwischen „Bewe­
gung", KAH und FAP vorgegeben. Re­
gional ist das KAH in Sektionen/Berei­
che, Gaue, Kreisgruppen/Kamerad­
schaften sowie Stützpunkte gegliedert. 

Bei der FAP handelt es sich um eine 
1979 von dem Rechtsextremisten PAPE 
gegründete, bis 1983 völlig unbedeuten­
de, damals auf den Raum Stuttgart be­
schränkte Partei. 

Anfang 1984 begannen Anhänger der 
verbotenen ANS/NA, die FAP zu unter­
wandern und für ihre Ziele umzufunk­
tionieren. Unter maßgeblicher Mitwir­
kung ehemaliger ANS/NA-Aktivisten 
wurde der organisatorische Ausbau vor­
angetrieben. Mit der Abwahl PAPEs an­
läßlich des 2. Bundesparteitages der 
FAP am 5. November haben bekannte 
und aktive Neonazis alle Parteifunktio­
nen von der Bundesführung bis zum 
Kassenprüfer besetzt. Die eigentliche 
Willensbildung innerhalb der FAP geht 
von den Führungskadern der neonazisti­
schen „Bewegung" bzw. des KAH aus. 

-nein tanW 
F r e i h e i t l i c h e DEUTSCHE ARBEITERPARTEI 
P o s t f a c h 51 03 72, 3000 Hannover 51 
V. l .S .d.P. i S. Müller, StUvestr.6, 3 Heim. 1 

52 



Spätestens seit dem 2. Bundesparteitag 
wird die FAP vollständig von Neonazis 
kontrolliert. 

Im Zusammenhang mit einer Kam­
pagne gegen Homosexuelle, die sich 
hauptsächlich gegen die bisherigen An­
führer der „Bewegung", Michael KÜH­
NEN und Thomas BREHL, richtete, 
kam es Ende 1986 zu einer Spaltung in 
eine KÜHNEN-Gruppe sowie eine 
MOSLER-Gruppe. 

Auch in der von der „Bewegung" ge­
steuerten FAP bildeten sich zwei Flügel. 
Am 5. November wurden die Auseinan­
dersetzungen zwischen den Flügeln 
durch die Entscheidungen des 2. Partei­
tages vorläufig abgeschlossen. Die 
MOSLER-Gruppe „wählte" den lang­
jährigen Neonazi und früheren Vorsit­
zenden der 1982 verbotenen „Volksso­
zialistischen Bewegung Deutschlands/ 
Partei der Arbeit" (VSBD/PdA), Fried­
helm BUSSE, zum neuen Bundesvorsit­
zenden der FAP. 

„Die Bewegung" 
(KÜHNEN-Gruppe) 

Bereits vor der Haftentlassung von 
Michael KÜHNEN am 1. März hatte 
sich der Streit um den Führungsan­
spruch in der „Bewegung" verschärft. In 
der Publikation „Die Neue Front" vom 
Februar wurde die MOSLER-Gruppe 
wegen der versuchten Störung einer Ver­
anstaltung am 16. Januar in Hagen ge­
warnt: 

„ . . . Dieser Langmut solle nicht dar­
über hinwegtäuschen, daß bei dem 
nächsten Übergriff gelte: „Wenn sie 
Krieg haben wollen, werden sie Krieg 
bekommen! Und dann werden sie 
ihn so total und radikal bekommen, 
wie sie es sich nur wünschen kön­
nen!" 

Nach seiner Haftentlassung trat 
KÜHNEN eine „Deutschlandfahrt" an, 
die vor allem dazu dienen sollte, seine 
Führungsrolle in der „Bewegung" zu fe­
stigen. Im Rahmen dieser Fahrt besuch­
te er auch Niedersachsen. 

Anhänger von KÜHNEN traten auch 
in Hannover unter der Bezeichnung 
„Nationale Sammlung" (NS) öffentlich 
in Erscheinung. In Hannover wurden 
verschiedene Flugblätter hergestellt und 
verteilt. 

Die Mehrzahl seiner Anhänger hat 
KÜHNEN im westdeutschen Raum 
und insbesondere in Hessen. 

„Die Bewegung" 
(MOSLER-Gruppe) 

Jürgen MOSLER und Volker HEI­
DEL waren 1986 die Initiatoren der 
Kampagne gegen die Homosexuellen in 
der „Bewegung". Ihre Anhänger kom­
men hauptsächlich aus Niedersachsen 
und Nordrhein-Westfalen. 

Gegen einen Teil der MOSLER-
Gruppe führt die Staatsanwaltschaft 
Stuttgart ein Ermittlungsverfahren we­
gen des Verdachts des Verstoßes nach 
§ 85 StGB (Fortführung einer verbote­
nen Vereinigung). Nach umfangreichen 
Ermittlungen kam es am 2. März zu 
bundesweiten Exekutivmaßnahmen 
(Wohnungsdurchsuchungen) gegen ins­
gesamt 83 Tatverdächtige. Vielfaltiges 
Schriftmaterial, NS-Embleme, Uni­
formstücke und Waffen (in der Mehr­
zahl erwerbsscheinfrei) wurden be­
schlagnahmt. Gegen Volker HEIDEL 
aus Hannover und drei weitere Funktio­
näre aus Duisburg, Grevenbroich und 
München wurden Haftbefehle erlassen, 
die am 29. März außer Vollzug gesetzt 
wurden. 
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Die bundesweiten Exekutivmaßnah­
men wurden in einer „Extra-Ausgabe" 
der „Neuen Front" kommentiert. Darin 
wird der „unerwünschte Besuch" der 
„Lakaien des Besetzersystems" beklagt. 
Man zeigte sich erstaunt, daß weder ge­
gen den „Homosexuellen Michael 
KÜHNEN" noch gegen dessen Anhän­
ger Ermittlungen eingeleitet worden sei­
en. Trotz der Inhaftierung „bedeutender 
Kameraden" und der massiven Be­
schlagnahme sei aber die Aktionsfähig­
keit nicht gemindert. „Im Gegenteil, 
Terror schafft Fanatismus, Fanatismus 
ist Kraft, die unsere kleine Gemein­
schaft so stark macht." Der Artikel en­
det mit dem Aufruf: „Wir, die wir bis 
zum Tode zur heiligen Idee stehen, wer­
den nur noch energischer, totaler und 
radikaler gegen dieses Terrorsystem vor­
zugehen wissen . . . Nun erst recht!" 

„Freiheitliche Deutsche 
Arbeiterpartei" (FAP) 

Die Aktivitäten der Partei wurden 
auch 1988 von den Spannungen zwi­
schen den beiden Gruppierungen der 
„Bewegung" beeinträchtigt. Am 5. No­
vember fand im Raum Stuttgart der 
Bundesparteitag der FAP statt, auf dem 
— nach der Abwahl des bisherigen Bun­
desvorsitzenden Martin PAPE — ein 
Vorstand gewählt wurde, der sich aus­
schließlich aus Neonazis zusammen­
setzt, die gleichzeitig der „MOSLER-
Gruppe" angehören. Es wurden gewählt: 

Vorsitzender: 
Friedhelm BUSSE, Wachtendonk 
Vertreter: 
Siegfried BORCHARDT, 
Dortmund, 
Willi WEGNER, Hamburg. 

Auf der ersten Sitzung des neuen Par­
teivorstandes am 19. November wurde 

ein sog. FAP-Generalsekretariat einge­
richtet: 

Generalsekretär: 
Jürgen MOSLER, Duisburg 

stellv. Generalsekretär: 
Volker HEIDEL, Hannover, 
Michael SWIERCZEK, München. 

In der Schrift „FAP-Intern" Nr. 12/88 
wird zum „Neuanfang" der Partei fol­
gendes ausgeführt: 

„Endlich hat der langersehnte und 
immer wieder verschobene Bundes­
parteitag der FAP stattgefunden. Wie 
erhofft ist es uns gelungen, die Mei­
nung der Mehrheit durchzusetzen 
und damit in Zukunft die politische 
Richtung der Partei zu bestim­
men . . . 

Diesem herrschenden System mit 
seinen z.T. kuriosen Gesetzen wer­
den wir eine geschlossene nationale 
und sozialistische Partei entgegen­
stellen . . . 

Es gibt immer noch genug Überle­
bende einer großartigen Zeit, die so­
fort bereit wären, ihre Kenntnisse 
zur Verfügung zu stellen oder auch 
direkt mitzuarbeiten, wenn deren 
Mitglieder die Voraussetzungen er­
füllen, die damals selbstverständlich 
waren.. . 

In der Partei wird sich nach diesem 
Parteitag vieles ändern. Wir werden 
jetzt endlich voll in den Angriff ge­
hen können, da die klare Mehrheit 
auch endlich den klaren Kurs be­
stimmt . . ." 

Parallel zu dem FAP-Parteitag in 
Stuttgart fand in Kusterdingen-Jetten-
burg ein „Gegen- bzw. Notparteitag" 
der „KÜHNEN-Gruppe" statt, an dem 
u. a. Michael KÜHNEN und sein Stell­
vertreter Thomas BREHL teilnahmen. 
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Auch hier wurde ein „Bundesvorstand" 
gewählt. Die Teilnehmer bestimmten 
den Gründer der Wiking-Jugend Walter 
MATTAEI zum Bundesvorsitzenden. 

Ein wichtiges innenpolitisches The­
ma war die Diskussion über ein Verbot 
der FAP. Der niedersächsische Landtag 
hatte im Juni einstimmig die Landesre­
gierung aufgefordert, in Beratung mit 
der Bundesregierung und den anderen 
Bundesländern zu prüfen, ob ein Antrag 
auf Feststellung der Verfassungswidrig­
keit durch das Bundesverfassungsge­
richt Aussicht auf Erfolg habe und von 
der überwiegenden Mehrheit der ande­
ren Länder mitgetragen werde. Wie sich 
1989 herausstellte, ist gegenwärtig die 
überwiegende Mehrheit der Bundeslän­
der sowie die Bundesregierung nicht für 
ein Verbotsverfahren. 

Aktivitäten 
in Niedersachsen 

Am 30. Januar führte der FAP-Lan-
desvorstand Niedersachsen in Garistorf 
einen Landesparteitag durch. Die 30 
Teilnehmer wählten Michael GIESE aus 
Seevetal zum Vorsitzenden. Der Lan­
desverband Niedersachsen der FAP ge­
hört zur „MOSLER-Gruppe". 

Am 6. FAP-„Gautreffen" am 6. Fe­
bruar in Wriedel, Krs. Uelzen, nahmen 
etwa 80 Personen, u. a. aus Hamburg, 
Bremen und Niedersachsen, teil. Politi­
sche Gegner erwarteten die anreisenden 
FAP-Teilnehmer bereits an der Auto­
bahnraststätte Allertal. Die Polizei ver­
hinderte durch rechtzeitiges Eingreifen 
gewaltsame Auseinandersetzungen. 

Am 13. Februar kam es in der Innen­
stadt von Hannover zwischen Anhän­
gern der FAP und der linksextremisti­
schen „Sozialistischen Arbeitergruppe" 
(SAG) zu Auseinandersetzungen. Wegen 
der Hakenkreuze und mehrerer SS-Ru­
nen am FAP-Stand wurde der weitere 
Betrieb des Info-Standes untersagt. 
Beim Rückzug fugten Punker einem 
FAP-Anhänger Stichverletzungen zu. 
Hierzu nimmt die „FAP-Frauenschaft" 
in der Schrift „Der Mädelbrief' Nr. 8, 
Februar 1988, unter der Überschrift 
„Viehischer Terror" wie folgt Stellung: 

„Unsere Meinung hierzu: Nun erst 
recht! 
Wir werden uns ihrem Terror nie 
beugen!!!" 

Am 6. März versammelten sich rund 
120 FAP-Anhänger in Rotenburg 
(Wümme) zu einer Kundgebung. Neben 
Neonazis aus Norddeutschland reisten 
rund 50 FAP-Anhänger aus dem Ruhr­
gebiet an. Bei polizeilichen Durchsu­
chungen in Dortmund waren bei ihnen 
u. a. Gas- und Luftpistolen, Leuchtspur-
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aufsätze, Baseballschläger, Knüppel 
und Messer sichergestellt worden. 

Am 29. Oktober fand in Bad Münder 
das 7. „Gautreffen" der FAP-Nieder-
sachsen mit etwa 80 Teilnehmer statt. 
Unter anderem wurden die Delegierten 
für den Bundesparteitag am 5. Novem­
ber gewählt. Es kam nicht zu Störungen. 

Neben diesen Treffen trat die FAP 
überwiegend durch Flugblattaktionen 
und Schmierereien in Erscheinung: 

Beispiele: 

12. Februar An das Dokumentenhaus 
und an die Schautafel im 
Eingangsbereich der Ge­
denkstätte Bergen-Belsen 
wurden FAP-Plakate ge­
klebt. 

27. Februar An der Jüdischen Kapelle 
auf dem Nordfriedhof in 
Hildesheim wurden ein 
halber Schweinskopf befe­
stigt und FAP-Flugblätter 
ausgelegt. 

5. März Schmierereien am Jugend­
zentrum in Seevetal-Mek-
kelfeld. 

21. März Sachbeschädigung am Par­
teibüro der „Grünen" in 
Lüneburg. 

14. April An das Schulzentrum und 
an Gebäude des türkischen 
Arbeitervereines in Hann.-
Münden wurden FAP-
Flugblätter geklebt und Pa­
rolen geschmiert. 

17. Juli Sachbeschädigung am Frei­
zeitheim in Wolfsburg, 
Tiergartenbreite. 

„Nationalistische Front" 
(NF) 

Die im November 1985 gegründete 
NF hat organisatorisch außer in Biele­
feld bisher nur in Berlin und Bremen 
Fuß fassen können. 

In Niedersachsen führte sie Treffen 
mit überregionaler Beteiligung durch: 

— Anfang April in Thedinghausen bei 
Achim mit Teilnehmern aus Bre­
men, Berlin und Nordrhein-Westfa­
len. 

— In der Zeit vom 4. bis 14. August 
Ausbildungszeltlager in Hetendorf. 
An dem Lager nahmen etwa 20 bis 
25 Personen teil. 

Als neue Schrift der NF ist die erste 
Ausgabe der „Nachrichten der Szene" 
erschienen, die künftig vierteljährlich 
herausgegeben werden soll. 

„Hilfsorganisation für 
nationale politische 
Gefangene und deren 
Angehörige e. V." (HNG) 

Die HNG gehört nach wie vor zu den 
mitgliederstärksten neonazistischen Or­
ganisationen in der Bundesrepublik 
Deutschland. Schriftleiter des Organs 
„Nachrichten der HNG" ist der Neona­
zi Volker HEIDEL aus Hannover. Die 
HNG unterstützt hauptsächlich inhaf­
tierte Gesinnungsgenossen durch finan­
zielle Zuwendungen und andere Betreu­
ungsmaßnahmen. 

Sie hielt am 27. Februar mit etwa 130 
Personen in Bründersen bei Kassel ihre 
Jahreshauptversammlung unter der Lei­
tung ihrer Vorsitzenden Christa 
GÖRTH ab. Der bisherige Vorstand 
wurde bestätigt. Der Versuch von MOS-
LER-Anhängern, den ehemaligen FAP-
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Landesvorsitzenden Erhardt KEMPER 
zum Vorsitzenden zu wählen, scheiterte. 

„Bürger- und Bauern­
initiative e. V." (BBI) 

Der langjährige 1. Vorsitzende der 
BBI, Thies CHRISTOPHERSEN, ist 
auf der Jahreshauptversammlung des 
Vereins am 6. Juni in Sonderburg (Dä­
nemark) von seinem Amt zurückgetre­
ten. Ausschlaggebend für den Rücktritt 
dürfte neben den laufenden Strafverfah­
ren die Forderung nach seiner Auswei­
sung aus Dänemark sein. Zu seinem 
Nachfolger wurde der dänische Rechts­
extremist Henry KROG-PEDERSEN 
gewählt. 

Die BBI hat ihren Sitz in Hannover. 

In den Schriften „Die Bauernschaft" 
und „Kritik" widmet sich CHRISTO­
PHERSEN auch weiterhin seinem zen­
tralen Thema, der „Kriegsschuldlüge". 

„Nationalsozialistische 
Deutsche Arbeiterpartei — 
Auslands- und Aufbau-
Organisation" 
(NSDAP/AO) 

Der Propaganda- und Organisations­
leiter der NSDAP/AO, Gary Rex 
LAUCK aus Lincoln (USA), versorgt 
weiterhin deutsche Rechtsextremisten 
mit neonazistischem Agitationsmateri­
al. Es umfaßt Aufkleber, Handzettel, 
Flugblätter und Plakate mit Parolen wie 
„Ausländer raus", „Rotfront verrecke" 
oder „Kauft nicht bei Juden" sowie die 
unregelmäßig erscheinende Schrift „NS-
KampfruP mit ihrer zum Teil aggressi­
ven NS-Diktion. 

„Die Deutsche 
Freiheitsbewegung e. V." 
(DDF) 

Die DDF wurde 1983 von dem 
Rechtsextremisten Otto Ernst REMER 
gegründet. Die DDF sieht sich als „Sam­
melbecken aller Vaterländischen" und 
als „unabhängige Dachorganisation". 
REMER rechtfertigt pauschal das NS-
Regime und leugnet eine deutsche 
Schuld am 2. Weltkrieg. Durch Vor­
tragsveranstaltungen, auch in Nieder­
sachsen, will er den organisatorischen 
Aufbau der Organisation vorantreiben. 

Remer war als Kommandeur des Ber­
liner Wachregiments an der Nieder­
schlagung des Aufstandes vom 20. Juli 
1944 gegen HITLER maßgeblich betei­
ligt. Nach dem Krieg war er Gründungs­
mitglied und Zweiter Vorsitzender der 
1952 vom Bundesverfassungsgericht 
verbotenen „Sozialistischen Reichspar­
tei" (SRP). 

Urteil gegen den 
Neonazi und Terroristen 
Peter NAUMANN 

In dem Strafprozeß gegen den Neona­
zi Peter NAUMANN aus Wiesbaden 
und den Neonazi Jürgen BUSCH aus 
Rüsselsheim hat das Oberlandesgericht 
in Frankfurt am Main am 14. Oktober 
das Urteil verkündet: 

NAUMANN erhielt eine Freiheits­
strafe von 4 Jahren und 6 Monaten, 
BUSCH eine einjährige Freiheitsstrafe, 
die für die Dauer von 3 Jahren zur Be­
währung ausgesetzt wurde. 

Das Gericht erkannte NAUMANN 
für schuldig, 

— am 30. August 1978 auf eine Gedenk­
stätte in Rom, die an die Erschießung 
italienischer Geiseln durch den SS-
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Schein-
Asylanten 

raus! 

Offizier Herbert KAPPLER erin­
nert, einen Sprengstoffanschlag ver­
übt und dabei einen Sachschaden 
von etwa 20 000 DM verursacht zu 
haben; 

— sich Ende 1978 gegenüber dem 1981 
verstorbenen Rechtsextremisten 
Heinz LEMBKE aus Uelzen bereit 
erklärt zu haben, an Sprengstoffan­
schlägen auf Sendeanlagen anläßlich 
der Ausstrahlung der Fernsehserie 
„Holocaust" mitzuwirken, zu diesem 
Zweck einen Sender ausgespäht und 
den Mitangeklagten BUSCH zur Be­
teiligung angestiftet zu haben (eine 
direkte Tatbeteiligung an den An­
schlägen war NAUMANN nicht 
nachzuweisen); 

— ab Anfang 1982, zunächst im Zusam­
menwirken mit den Rechtsterrori­
sten HEPP und KEXEL, versucht zu 
haben, eine terroristische Vereini­
gung zu gründen. 

BUSCH wurde für schuldig befun­
den, sich Ende 1978 gegenüber NAU­
MANN bereit erklärt zu haben, an den 
geplanten Anschlägen auf die Sendean­
lagen mitzuwirken. 

Ehemalige Funktionäre 
der FAP verurteilt 

Das Landgericht Hannover verurteil­
te am 23. November die ehemaligen 
FAP-Funktionäre Siegfried MÜLLER 
und Jörg-Gabriel KIEM wegen Beihilfe 
zu schwerer Brandstiftung zu Freiheits­
strafen von 13 bzw. 6 Monaten. Nach 
Überzeugung des Gerichts haben beide 
den Anführer der rechtsextremistischen 
Gruppe „Gemeinschaft Eisernes Kreuz" 
(EK 1), Bernd FUTTER, bei einem 
Brandanschlag auf ein türkisches Über­
setzungsbüro am 27. September 1986 in 
Hannover unterstützt. 

Anschlag auf Jugend­
zeittrum in Gronau führte 
zur Aufklärung einer Serie 
politisch motivierter 
Straftaten 

Nach dem Anschlag auf das Jugend­
zentrum in Gronau am 3. Dezember 
ermittelte die Polizei mehrere Tatver­
dächtige. Von diesen ist einer FAP-Mit-
glied, ein weiterer ehemaliges FAP-Mit-
glied und eine Person bezeichnete sich 
als Anhänger der NF. Bei Wohnungs­
durchsuchungen wurden u. a. Material 
für Brandsätze und rechtsextremistische 
Pamphlete gefunden. 

Durch die Ermittlungen konnten wei­
tere politisch motivierte Straftaten im 
Stadtgebiet und im Landkreis Hildes­
heim aufgeklärt werden, die von der 
festgestellten Tätergruppe in wechseln­
der Tatbeteiligung begangen worden 
waren, u. a. die Serie von Brandanschlä­
gen um die Jahreswende 1986/87 gegen 
das Asylantenheim in Gronau, Plakat-
und Schmieraktionen, Sachbeschädi­
gungen an einer Asylhilfe-Einrichtung 
sowie die Schändung der jüdischen Ka­
pelle auf dem Nordfriedhof in Hildes­
heim. 
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Neonazi GEISS publiziert 
„Rudolf HESS — Märtyrer 
für den Frieden 

Im Eigenverlag veröffentlichte Edgar 
GEISS in Hechthausen bei Stade ein 
Buch, das dem „Gedenken an Rudolf 
Heß gewidmet und eine Danksagung an 
einen großen Deutschen" ist, „der durch 
seine patriotische Tat der Welt den Frie­
den erhalten wollte". GEISS behauptet, 
daß Heß von seinen Feinden getötet 
wurde, damit er „die Wahrheit über 
Adolf Hitlers Friedensangebote und die 
Kriegs- und Menschenverbrechen der 
Massenmörder Churchill, Roosevelt 
und Stalin nicht verbreiten konnte". 

Zur Judenvernichtung schreibt 
GEISS: „Unbestritten ist das Leid und 
der Tod von unzähligen Juden in den 
Lagern inner- und außerhalb des deut­
schen Reichsgebiets. In den chaotischen 
Wirren eines totalen Krieges gegen ei­
nen unbarmherzigen Feind und in der 
Katastrophe des militärischen Zusam­
menbruchs ist es zu verbrecherischen 
Taten von Einzelpersonen, kleinen 
Gruppen und einzelnen hochgestellten 
Vorgesetzten gekommen, die weit ab im 
Osten ihre Rechte mißbraucht haben, 
wofür sie dann von der SS-Gerichtsbar­
keit nicht mehr zur Verantwortung gezo­
gen werden konnten." . . . „Zweifellos ist 
es in der Abwehr des mörderischen Par­
tisanenkampfes durch die deutschen 
Einsatzkommandos des SD zu Tötun­
gen von Juden gekommen." 

GEISS formuliert damit erneut die 
für Neonazis kennzeichnende Leugnung 
der systematisch betriebenen Judenver­
nichtung, die sogenannte „Ausschwitz-
Lüge". 

In dem Kapitel „Die Deutsche Revo­
lution" begründet er ohne kritische An­
merkungen, warum Rudolf Heß „wie 

Millionen Deutscher" . . . „voll der Be­
wunderung für Adolf Hitler und für das 
Programm des Nationalsozialismus" 
war. Daß Heß vorbehaltlos als engster 
Vertrauter Hitlers dessen Ziele und Me­
thoden unterstützte, den Führerkult 
mitaufbaute und gegen Widerstände 
durchsetzte, findet bei GEISS keine Er­
wähnung. 

„Nationah 
demokratischer" 
Rechtsextremismus 
„Nationaldemokratische 
Partei Deutschlands" 
(NPD) 

Seit der Europawahl am 17. Juni 1984 
befindet sich die NPD nach Jahren poli­
tischer Bedeutungslosigkeit im Auf­
wind. Die enge Zusammenarbeit mit 
dem Münchener Verleger und Rechtsex­
tremisten Dr. Gerhard FREY hat diesen 
Aufwärtstrend unterstützt. Die Mitglie­
derzahl der NPD stieg von 6 100 (1986) 
über 6 200 ( 1987) auf 6 400 im vergange­
nen Jahr. In Niedersachsen dagegen sta­
gnierte die Zahl bei 750 Mitgliedern. 

Die Wahlkampfkostenerstattungen 
aus der Europawahl 1984, der Bundes­
tagswahl 1987 und der Landtagswahl in 
Baden-Württemberg 1988 verbesserten 
die Finanzlage. 

Wahlbündnis zwischen 
NPD und DVU-Liste D 

Bereits kurz nach der Gründung 
der rechtsextremistischen „Deutschen 
Volksunion - Liste D" (DVU-Liste D) 
am 5. März 1987 hatten die Präsidien 
der NPD und der DVU-Liste D verein­
bart, sich bei Wahlen unter Wahrung 
ihrer organisatorischen und politischen 
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Eigenständigkeit gegenseitig zu unter­
stützen. Danach sollte die NPD bei den 
Landtagswahlen in Rheinland-Pfalz am 
17. Mai 1987 und in Baden-Württem­
berg am 20. März 1988, die DVU-Liste 
D bei der Bremischen Bürgerschafts­
wahl am 13. September 1987 kandidie­
ren. Nach dem Wahlerfolg der DVU-
Liste D in Bremen, wo erstmals seit 
Ende der 60er Jahre wieder ein Kandi­
dat einer rechtsextremistischen Partei 
ein Mandat in einem Landesparlament 
errang, und nach den mit Unterstützung 
der DVU-Liste D erreichten Erfolgen 
der NPD-Kandidaten bei den Oberbür­
germeisterwahlen in Villingen-Schwen­
ningen (6,6%) und in Tuttlingen 
(15,05%), entschlossen sich die Partei­
vorstände zur gegenseitigen Unterstüt­
zung auch bei weiteren Wahlen. Die 
NPD kandidierte absprachegemäß nach 
der Wahl in Baden-Württemberg auch 
bei der Landtagswahl in Schleswig-Hol­
stein am 8. Mai 1988. Die DVU-Liste D 
wird bei der Europawahl 1989 und die 
NPD wiederum bei der Bundestagswahl 
1990 kandidieren. 

Die Wahlabsprache war von Anfang 
an im Partei vorstand der NPD, bei eini­
gen Landesverbänden und der Jugend­
organisation der NPD, den „Jungen Na­
tionaldemokraten" (JN), äußerst um­
stritten. Gegner warfen dem Parteivor­
sitzenden der DVU-Liste D, FREY, ei­
ne ausschließlich auf Profit ausgerichte­
te Geschäftstüchtigkeit vor, bei der 
nicht die „nationale Politik" im Vorder­
grund stehe. Am Ende werde die Fusion 
mit der DVU-Liste D zur Selbstaufgabe 
der NPD führen. 

Der breite, von mehreren Landesver­
bänden getragene parteiinterne Wider­
stand gegen das Wahlabkommen sollte 
auf dem Sonderparteitag am 26. Juni in 
Feucht (Bayern) ausgeräumt und been­
det werden. Mit knapper Mehrheit wur­

de der politische Kurs der Parteiführung 
bestätigt. Der NPD-Parteivorsitzende 
MUSSGNUG hatte die Abstimmung 
über die Nichtteilnahme der NPD an 
der Europawahl mit der Vertrauensfrage 
für sich und das NPD-Präsidium ver­
bunden. 

Zur weiteren Konsolidierung der Po­
litik des NPD-Vorstandes wurde die 
Führung des opponierenden NPD-Lan­
desverbandes Hamburg ausgewechselt. 
Das Parteiausschlußverfahren gegen die 
Wortführer der Opposition endete vor 
dem Bundesschiedsgericht mit einem 
Vergleich, der die schärfsten Kritiker 
verstummen ließ. Insbesondere bei den 
„Jungen Nationaldemokraten" und im 
„Nationaldemokratischen Hochschul­
bund" (NHB) hält der Widerstand aber 
weiter an. Der NHB agitierte mit einer 
Broschüre im Juni massiv gegen das 
Parteipräsidium und die Wahlabsprache 
mit der DVU-Liste D. Die NPD stellte 
daraufhin vorübergehend die Zahlungen 
an den NHB ein. 

Die Opposition in den eigenen Rei­
hen wird solange keine Chance haben, 
wie die Parteiführung Erfolge, insbeson­
dere bei Wahlen, vorweisen kann und es 
der Partei gelingt, ihre Identität trotz der 
engen Zusammenarbeit mit FREY zu 
wahren. 

MUSSGNUG bewertete das Wahl­
bündnis seiner Partei mit der DVU-
Liste D positiv. Der Erfolg sei größer als 
erwartet; die NPD habe mehr Mitglie­
der und Interessenten als vorher. Die 
Finanzkrise sei überwunden. Die Wahl­
ergebnisse wiesen deutlich nach oben. 
Die DVU-Liste D habe die „National­
demokraten" in den schweren Wahl­
kämpfen der letzten beiden Jahre groß­
zügig unterstützt und mit ihren Anhän­
gern und Wochenzeitungen entschei­
dende Hilfestellung geleistet. Tatsäch-
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Rechtsextremismus 

lieh erzielte die Partei wieder Ergebnis­
se, die in Prozenten und nicht nur in 
Zehntelprozenten ausgedrückt werden 
konnten. In Baden-Württemberg er­
reichte sie am 20. März 101 889 Stim­
men = 2,1%, in Schleswig-Holstein am 
8. Mai 19 154 Stimmen = 1,2%. Sie 
konnte damit in beiden Bundesländern 
ihr Bundestagswahlergebnis vom Vor­
jahr verdoppeln (Baden-Württemberg: 
54 996 Zweitstimmen = 1,0%, Schles­
wig-Holstein: 8 196 = 0,5%). Auch bei 
Kommunalwahlen in Süddeutschland 
konnte die NPD beachtliche Ergebnisse 
vorweisen; allerdings pflegt sie bei örtli­
chen Wahlen nur punktuell und nur dort 
zu kandidieren, wo ein Erfolg oder we­
nigstens ein Achtungserfolg zu erwarten 
ist. 

Aktivitäten der NPD in 
Niedersachsen 

Mit einer großangelegten Postwurf­
sendung versuchte der NPD-Landesver­
band Niedersachsen, Stimmung gegen 
ein Wahlrecht von Ausländern zu ma­
chen. Auf der „Stimmkarte" wurde der 
Empfänger u. a. gefragt, ob er der Mei­
nung sei, daß es zu viele Ausländer in 
Niedersachsen gäbe, ob Ausländer 
Wahlrecht bekommen sollten und ob 
die NPD-Forderung unterstützt würde, 
daß deutsche Arbeitnehmer Vorrang vor 
Ausländern hätten. Die Aktion reiht 
sich ein in die ständige NPD-Agitation 
gegen Ausländer und Asylanten; aller­
dings soll die Resonanz auf die Aktion 
für die NPD unbefriedigend gewesen 
sein. 

Mit der Schlagzeile „Willkommen 
deutsche Aussiedler!" bietet sich die 
NPD in ihrer Zeitung „Deutsche Stim­
me" vom Oktober 1988 als politische 
Heimat für alle deutschen Aussiedler 
an. Der NPD-Landesverband Nieder­

sachsen setzte diese Bemühungen in ei­
ner Aktion „Friedland" fort und rief alle 
„aktiven Kameraden" dazu auf, am 29. 
Oktober vor dem Lager Friedland und 
dem „Außenlager" Osnabrück Flugblät­
ter zu verteilen. Dem Aufruf folgten al­
lerdings nur wenige NPD-Mitglieder. 
Auch das NPD-Organ „Niedersachsen-
Spiegel" griff dieses Thema in seiner 
Ausgabe vom November 1988 auf und 
bot den Aussiedlern die Übernahme 
von Patenschaften an. 

„Junge National­
demokraten" (JN) 

Die JN, Jugendorganisation der 
NPD, konnten ihre Mitgliederzahl von 
rd. 750 auf rd. 800 steigern, davon über 
100 in Niedersachsen. 

Kennzeichnend für die derzeitige Si­
tuation der JN ist die Opposition zur 
NPD. Die Mehrheit der Jugendorgani­
sation lehnt die Zusammenarbeit mit 
der DVU-Liste D ab. Beim Bundeskon­
greß der JN am 24. und 25. September 
in München wurde ein Mitglied des Par­
teipräsidiums der NPD, das die Verein­
barungen mit der DVU-Liste D vertei­
digte, ausgepfiffen. 

Der Bundesvorstand prangerte in der 
Mai-Ausgabe seines Mitteilungsblatts 
„Junge Stimme" die Erschießung von 
drei IRA-Mitgliedern durch die briti­
sche Spezialeinheit SAS in Gibraltar an. 
Der Kampf der nationalistischen Iren 
gegen die britische Fremdherrschaft und 
ihre loyalistischen Helfershelfer sei wie­
der voll entbrannt. Der irische Wider­
stand gegen die Willkürherrschaft und 
die Fremdbestimmung der britischen 
„Besatzer", die heute mit über 10 000 
schwerbewaffneten Soldaten auf der In­
sel säßen, sei unauslöschlich. „Hiervon 
könnten wir Deutschen, die wir ja auch 
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Rechtsextremismus 

unter neuzeitlicher Fremdherrschaft ste­
hen, uns eine gute Scheibe abschnei­
den." 

Ebenfalls in der „Jungen Stimme" 
wurde des 50. Jahrestages des Einmar­
sches der deutschen Wehrmacht in 
Österreich im März 1938 gedacht. Der 
mit einem Pseudonym gezeichnete Arti­
kel sagte aus diesem Anlaß für 1988 eine 
Reihe „antideutscher Hetzsendungen" 
voraus. Tatsächlich sei jedoch mit dem 
Anschluß Österreichs dem Willen des 
deutschen Volkes entsprochen worden. 
„Fast 100%" seien dafür gewesen. Der 
Verfasser des Artikels läßt keinen Zwei­
fel daran, daß er eine erneute Annexion 
Österreichs befürwortet. Die Forderung 
nach Überwindung der innerdeutschen 
Grenzen sei eine Selbstverständlichkeit. 
Illustriert wird der Artikel durch ein 
Bild Hitlers bei seiner Ansprache vom 
Balkon der Wiener Hofburg am 15. 
März 1938. 

Der JN-Landesverband Niedersach­
sen veranstaltete am 3. September bei 
Lüneburg seinen 19. ordentlichen Lan­
deskongreß. Trotz der Steigerung der 
Mitgliederzahl bemängelten einige De­
legierte fehlende Aktivitäten. Als posi­
tiv wurde im Informationsblatt „JN-
intern" Nr. 3/88 die Herausgabe des 
Aufklebers „Kein Wahlrecht für Auslän­
der - Michel wach auf und der Kontakt 
zum „Schutzbund für das deutsche 
Volk" sowie zur rechtsextremistischen 
„Gesellschaft für Freie Publizistik e.V.", 
die von ehemaligen SS-Offizieren und 
NSDAP-Funktionären gegründet wur­
de, gewertet. 

„National-Freiheit­
licher" Rechts­
extremismus 
DVU-Liste D 

Anders als die NPD von ihrem Vor­
stand wird die DVU-Liste D von ihrem 
Bundesvorsitzenden Dr. Gerhard FREY 
straff geführt. Während Beschlüsse der 
NPD-Parteiführung von den Parteiglie­
derungen nicht widerspruchslos hinge­
nommen werden, ist bislang Kritik von 
Mitgliedern der DVU-Liste D an FREY 
nicht in vergleichbarer Art bekanntge­
worden. 

Organisation 
Die DVU-Liste D, die am 5. März 

1987 gegründet wurde, verfügte nach an­
fänglich schleppendem Aufbau 1988 be­
reits über 9 Landes-, 2 Bezirks- und 23 
Kreisverbände. Im Gründungsjahr war 
— im Hinblick auf die Kandidatur bei 
der Bremischen Bürgerschaftswahl am 
13. September 1987 — lediglich der 
Landesverband Bremen gegründet wor­
den. Nachdem FREY im Januar die 
Teilnahme seiner Partei an der Europa­
wahl 1989 verkündet hatte, begann mit 
der Gründung des Landesverbandes 
Bayern am 25. Februar — dessen Vor­
sitz FREY selbst übernahm — der bun­
desweite organisatorische Ausbau der 
Partei. Der Landesverband Niedersach­
sen folgte am 18. Juni. Vorsitzender 
wurde Klaus MÜLLER aus Celle, stell­
vertretender Vorsitzender Johannes 
RADDATZ aus Wittmund. 

Der Gründung des Landesverbandes 
Niedersachsen folgten die Einrichtung 
von Kreis- bzw. Bezirksverbänden in 
Lüneburg am 28. August, Hannover am 
29. Oktober und Weser-Ems am 30. Ok­
tober. 
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In der Bevölkerung soll der Eindruck 
wachsender Akzeptanz entstehen. So 
werden Funktionen an zumindest ört­
lich bekannte Personen übertragen. 
Gleichzeitig werden „Persönlichkeiten 
aus Staat und Gesellschaft" mit Foto 
und Begleittext in den FREYschen Wo­
chenblättern („Deutsche National-Zei-
tung", „Deutsche Wochenzeitung", 
„Deutscher Anzeiger") vorgestellt, die 
sich offen zur DVU-Liste D bekennen. 
Eng damit zusammenhängend unter­
nimmt FREY den Versuch, die DVU-
Liste D als Sammelbecken für Personen 
anzupreisen, die aus Unzufriedenheit 
die etablierten Parteien verlassen haben. 
Er stellt in seinen Zeitungen ehemalige 
Funktionäre von CDU, F.D.P. und SPD 
als neue Interessenten vor. Die Kampa­
gne zur Werbung neuer Anhänger verlief 
erfolgreich. Auf der Gründungsver­
sammlung des Landesverbandes Schles­
wig-Holstein am 27. August nannte 
FREY laut „Deutsche National-Zei-
tung" eine Mitgliederzahl von über 
7 000, die beständig wachse. Wenn auch 
FREY in der Vergangenheit bei der An­
gabe der Mitgliederzahlen seiner Orga­
nisation wie auch der Auflagenhöhen 
seiner Zeitungen als überhöht einzu­
schätzende Zahlen angab, ist doch von 
einem erheblichen Zuwachs auf über 
6 000 Mitglieder Ende 1988 gegenüber 
2 500 im Vorjahr auszugehen. 

Vorbereitungen auf die 
Europawahl 1989 

Nachdem die Kandidatur der DVU-
Liste D zur Europawahl am 18. Juni 
1989 feststand, liefen in den FREYschen 
Wochenzeitungen sofort die Wahlvorbe­
reitungen an. In den Ausgaben vom 29. 
Januar 1988 forderte FREY seine Leser 
zum Beitritt zur DVU-Liste D, zur Mit­
teilung von Adressen „Deutschgesinn­

ter", zu Abonnements und Patenschafts­
abonnements seiner Wochenblätter und 
zu Spenden für die DVU-Liste D unter 
Hinweis auf deren steuerliche Abzugsfä­
higkeit auf. Mit einer als Meinungsum­
frage aufgemachten Anzeige 

„Ausländerwahlrecht - Nein! 
Deutsche Interessen - Ja!" 

wandte sich die DVU-Liste D gegen das 
Wahlrecht für Ausländer und fordert zu 
Unterschriften unter Angabe des Na­
mens, Alters und der Anschrift auf. 

Nach Darstellung der „national-frei­
heitlichen" Presse ist „die deutsche 
Rechte im Kommen" und „steht vor 
dem großen Durchbruch". In einem In­
terview in der August-Ausgabe der 
rechtsextremistischen Monatsschrift 
„Nation Europa" sagte FREY den Ein­
zug der DVU-Liste D ins Europäische 
Parlament voraus. Er deutete an, erheb­
liche finanzielle Mittel für den Europa­
wahlkampf einzusetzen. 

Im Januar 1989 wurde der Wahl­
kampf intensiviert. FREY verschickte 
in einer Postwurfsendung Propaganda­
material, mit dem er vor allem gegen 
Ausländer und Asylanten sowie die Eu­
ropäische Gemeinschaft agitierte. Der 
„Deutsche Anzeiger" hatte bereits in sei­
ner Ausgabe vom 26. August die The­
men zusammengefaßt, mit denen die 
DVU-Liste D ihren Wahlkampf für die 
Europawahl bestreiten will: 

„Ausländerprobleme, 
Ausländerwahlrecht, 
Bauernsterben, 
Lebensmittelvernichtung, 
Stahlkrise, 
Umwelt- und Lebensmittelschutz, 
Werftenkrise, Wiedervereinigung." 

Auch die Veranstaltungen der DVU-
Liste D im Jahr 1988 - so z. B. der 
erstmals in Straubing am 17. Februar 
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durchgeführte „politische Aschermitt­
woch" mit rd. 1 100 Teilnehmern und die 
Großkundgebung am 18. September in 
Passau mit rd. 2 200 Teilnehmern - stan­
den ganz im Zeichen des Wahlkampf­
mottos für die Europawahl „Erst 
Deutschland, dann Europa". 

Die Partei erhofft sich von der Ver­
stärkung der Agitation mit diesen The­
men einen weiteren Zuwachs an Wäh­
lerstimmen. Eine wichtige Zielgruppe 
sind Landwirte und Winzer, die beson­
deres Propagandamaterial erhielten. 
Darüber hinaus wendet sich die DVU-
Liste D an Jene Deutsche, die von der 
versprochenen und vielbeschworenen, 
jedoch niemals durchgeführten Wende 
enttäuscht und im Stich gelassen" wor­
den seien. Die Europawahl 1989 müsse 
zu einer Volksabstimmung über die Po­
litik der letzten Jahre, „zum Protest ge­
gen das Bonner Parteienkartell der Sprü­
chemacher" gemacht werden. 

Als neueste Zielgruppe hat FREY die 
Aussiedler entdeckt. Wiederholt rief er 
in Anzeigen seiner Wochenzeitungen 
dazu auf, daß Deutsche Deutschen hel­
fen müßten. Die bisher von der Bundes­
regierung zur Verfügung gestellten Mit­
tel seien völlig unzureichend. Für die 
Versorgung Hunderttausender Schein-
asylanten und Wirtschaftsflüchtlinge 
seien dagegen viele Milliarden Steuer­
gelder aufgewendet worden. 

Die „Deutsche National-Zeitung" 
forderte in ihrer Ausgabe vom 4. No­
vember, für jeden Ost- und Osteuropa-
Deutschen habe ein Ausländer zu gehen. 
Damit könne dem Argument, es sei zu 
wenig Platz für die Aussiedler, begegnet 
werden. Zweifellos stünde es um 
Deutschland besser, wenn „statt 
500 000 Asylschwindlern und fremden 
Kriminellen" eine halbe Million Aus­
siedler in der Bundesrepublik wären. 

Nach dem NPD-Sonderparteitag zur 
Zusammenarbeit mit der DVU-Liste D 
fand am 26. November in Feucht bei 
Nürnberg auch der Bundesparteitag der 
DVU- Liste D statt, der die Kandidaten 
zum Europa-Parlament wählte und das 
Wahlprogramm verabschiedete. An der 
Versammlung nahmen etwa 600 Perso­
nen teil. Gemäß der von FREY vorge­
legten Kandidatenliste mit 24 Personen 
wurden die vorderen Listenplätze wie 
folgt festgelegt: 

Platz 1: 
Dr. Gerhard FREY (DVU-Liste D, Bun­
desvorstand) 

Platz 2: 
Wilhelm CRINIUS (DVU-Liste D, Be­
zirksvorstand Weser-Ems) 

Platz 3: 
Martin MUSSGNUG (NPD) 

Platz 4: 
Gerhard FREY jr. (DVU-Liste D) 

Platz 5: 
Bruno WETZEL (DVU-Liste D, Bun­
desvorstand). 

Weitere NPD-Mitglieder sind abspra­
chegemäß auf die Plätze 6, 9 und 12 
gesetzt worden. Darunter befinden sich 
auch Kandidaten aus Niedersachsen. 
FREY hatte ursprünglich die Absicht, 
eine renommierte unabhängige Persön­
lichkeit als Spitzenkandidaten aufzustel­
len. Das ist ihm nicht gelungen. 
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Sonstige 
rechtsextremistische 
Organisationen 
„Wiking-Jugend" (WJ) 

Die WJ entstand 1952 aus dem Zu­
sammenschluß verschiedener Jugend­
verbände, u. a. der „Reichsjugend", Ju­
gendorganisation der verbotenen „So­
zialistischen Reichspartei" (SRP). 

Den Funktionären der WJ gelang es, 
die Kontinuität rechtsextremistischer 
Jugendarbeit von den 50er Jahren bis 
zur Gegenwart zu wahren. Entscheidend 
dafür waren die engen personellen Ver­
flechtungen zu anderen rechtsextremi­
stischen Organisationen. 

Von Anfang an orientierten sich die 
Mitglieder der WJ an einer völkisch­
nationalistischen Ideologie, in der die 
„germanische Rasse" idealisiert wird. 

Die Annäherung der WJ an neonazi­
stische Kreise der ehem. ANS/NA bzw. 
der FAP wurde besonders während des 
„Bundesthing" 1987 in Hetendorf er­
kennbar, als der heutige FAP-General-
sekretär Jürgen MOSLER in den Älte­
stenrat der WJ gewählt wurde. 

Die Mitgliederentwicklung der WJ 
war 1988 rückläufig. Gegenwärtig wird 
die Organisation auf etwa 400 Mitglie­
der geschätzt. In Niedersachsen sind ihr 
etwa 40 Mitglieder zuzurechnen. 

Die „34. Tage Volkstreuer Jugend", 
alljährliches Pfingsttreffen der Wiking-
Jugend, wurden vom 20. bis 25. Mai in 
Hetendorf/LK Celle durchgeführt. Un­
ter den 200 Teilnehmern waren auch 
Rechtsextremisten aus Spanien, Öster­
reich, Frankreich und der Schweiz. Den 
Schutz des Lagers hatten FAP-Angehö-
rige übernommen. Neben Kranznieder­

legungen auf dem Soldatenfriedhof in 
Bergen und einer Besichtigung der in­
nerdeutschen Grenze bei Hitzacker 
standen Aktionen zur „Körperertüchti-
gung" im Mittelpunkt des Pfingstlagers. 
Es wurden Schießübungen mit Luft-
und Kleinkalibergewehr durchgeführt, 
während eines Orientierungsmarsches 
mußten Stacheldrahtsperren und Hin­
dernisse überwunden werden. 

„Gesellschaft für 
biologische Anthropologie, 
Eugenik und Verhaltens-
forschung" (GfbAEV) 

Unter dem Namen „Deutsche Gesell­
schaft für Erbgesundheitspflege" 1972 
gegründet, wurde die Vereinigung 1982 
umbenannt. Sie ist Herausgeber und 
Verleger der Zeitschrift „Neue Anthro­
pologie (Erbe und Verantwortung)". Im 
Vorstand, unter den Ehrenmitgliedern 
und im „Wissenschaftlichen Beirat" der 
GfbAEV sind bis auf eine Ausnahme 
keine ausgewiesenen Wissenschaftler 
aus den Forschungsbereichen der An­
thropologie, der Humangenetik oder der 
Verhaltensforschung vertreten. Im Mit­
telpunkt des Interesses der GfbAEV ste­
hen auch nicht diese Naturwissenschaf­
ten und neuesten Erkenntnisse, sondern 
der Versuch, die eigene rassistische Ideo­
logie mit wissenschaftlichen und pseu­
dowissenschaftlichen Argumenten zu 
stützen: „Biopolitisch gesehen geschieht 
die Vernichtung des deutschen Volkes 
durch die bewußt gesteuerte Geburten­
verminderung . . . Durch Heirat mit 
Ausländern, Adoption fremder Kinder, 
Einströmen von Asylanten und Fami­
lienzusammenführung bei Ausländern 
wird die Vermischung des deutschen 
Volkes mit fremdem Erbgut planmäßig 
vollzogen . . . Für eine weitere Vermi­
schung der deutschen Substanz sorgten 
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die amerikanischen Besatzungssolda­
ten." („Neue Anthropologie", 
April/Juni 1988). 

Hetendorl — Treffpunkt 
von Rechtsextremisten 

In den letzten Jahren hat sich in der 
Südheide ein Treffpunkt verschiedener 
rechtsextremistischer Organisationen 
entwickelt. Es handelt sich um ein ehe­
maliges Kinderheimgebäude in Heten-
dorf, LK Celle, das zu 1/3 der rechts­
extremistischen „Gesellschaft für biolo­
gische Anthropologie, Eugenik und Ver­
haltensforschung" (GfbAEV) und zu 2/3 
dem „Freundeskreis Filmkunst" mit 
Sitz in Hamburg gehört. 

Der „Freundeskreis Filmkunst", 1962 
in Hamburg gegründet, widmet sich ins­
besondere der Pflege von Filmen aus der 
NS-Zeit. 

Auf dem Grundstück in Hetendorf 
fanden Veranstaltungen und Zeltlager 
rechtsextremistischer Jugendorganisa­
tionen wie z. B. der „Wiking-Jugend" 
(WJ) statt. Es wurde auch von den neo­
nazistischen Organisationen FAP und 
„Nationalistische Front" (NF) für Tref­
fen genutzt. 

Rechtsextremistisches 
Potential in der 
Skinhead-Subkultur 

Auch im Berichtszeitraum scheiter­
ten die ursprünglichen Erwartungen von 
Rechtsextremisten, Skinheads als neue 
Mitglieder zu gewinnen oder auf die 
Skinhead-Szene Einfluß auszuüben, im 
wesentlichen an der „Disziplinlosigkeit" 
der Skinheads. Dabei hat sich ihr äuße­
res Erscheinungsbild zunehmend ge­
wandelt. Zählten noch vor wenigen Jah­
ren kurzgeschorene Haare oder Glatze, 
eine Bomberjacke und Springerstiefel 

zum Erscheinungsbild der Skinheads, so 
haben sie sich äußerlich mehr und mehr 
anderen gleichaltrigen Jugendlichen an­
gepaßt. 

In der Innenstadt Hannovers gab es 
seit Mitte 1988 an mehreren aufeinan­
derfolgenden Wochenenden massive 
Auseinandersetzungen zwischen deut­
schen Jugendlichen, insbesondere Skin­
heads, und ausländischen Jugendlichen, 
zumeist Türken. Bis zu 150 Personen auf 
beiden Seiten beteiligten sich an den 
Schlägereien. Eine „Steuerung" der Kra­
walle durch Rechtsextremisten ist nicht 
bekanntgeworden. Angesichts der 
rechtsextremistischen Position und der 
erheblichen Gewaltbereitschaft eines 
Teils der Skinheads gegenüber „fremd-
rassigen" Ausländern wie Türken be­
durfte es wohl auch keiner Einflußnah­
me. Rechtsextremisten, insbesondere 
Neonazis, bewerteten die Vorgänge als 
Reaktion „normaler" deutscher Jugend­
licher auf die „Agressivität" der Türken, 
die das Steintorviertel der Innenstadt 
fest in ihrer Hand hätten. 

Die Frage nach den Ursachen derarti­
ger Auseinandersetzungen führt auf den 
Wandel der Erfahrungswelt von Jugend­
lichen, die in Großstadtbereichen mit 
einem hohen Ausländeranteil leben. Ein 
Teil von ihnen empfindet, daß sich „ge­
wachsene traditionelle Lebensräume, 
Wohngebiete, wo bereits Generationen, 
vom Urgroßvater über den Großvater 
und Vater, aufgewachsen sind, zu einem 
von überwiegend Ausländern bewohn­
ten Stadtviertel wandelten und mehr 
und mehr von den kulturellen Werten 
und Normen der Ausländer bestimmt 
wurden . . . " (Dr. Pilz, Gewalt von, un­
ter und an Kindern und Jugendlichen, 
Loccum 1988). Derartige Auffassungen 
von Jugendlichen dürfen nicht ohne 
weiteres als rechtsextremistische Ein­
stellungen bezeichnet werden. Auch die 
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Skinhead-Szene ist weit überwiegend als 
jugendliche Subkultur einzuordnen, die 
als eine radikale Antwort auf Erfahrun­
gen der Vereinzelung, der Vereinsamung 
sowie des Verlustes an Orientierung und 
Sinn angesehen werden muß. 

Skinheads traten nicht nur durch An­
griffe gegen Ausländer, sondern auch ge­
gen Punks und Besucher von Jugend­
zentren hervor: 
— Im Bereich des „Sprengel-Geländes" 

kam es am 19. Februar in Hannover 
zu einem schweren Zwischenfall zwi­
schen „Besetzern" und einer Gruppe 
von Rechtsextremisten und Skin­
heads. Im Verlauf dieser Auseinan­
dersetzungen, die von der Gruppe 
von Rechtsextremisten und Skin­
heads gesucht worden war, wurde 
ein „Besetzer" niedergestochen und 
lebensgefahrlich verletzt. 

— In Göttingen kam es im Zusammen­
hang mit dem Jugendzentrum „Juzi" 
mehrfach zu tätlichen Auseinander­
setzungen zwischen Juzi-Besuchern 
und Skinheads. 

— Im Juli 1988 wurden in Göttingen 
drei Skinheads wegen Brandstiftung 
zu Freiheitsstrafen verurteilt. Sie hat­
ten im Dachgeschoß eines Fachwerk­
hauses, in dem sich eine Discothek 
und zwei Kneipen befinden, Feuer 
gelegt. Eine Katastrophe wurde da­
durch verhindert, daß der Brand 
schnell entdeckt wurde. 

Verbreitung von 
Computerspielen mit 
rechtsextremistischem 
Bezug 

Seit 1987 ist die Zahl der Computer­
spiele mit rechtsextremistischem Inhalt 
angestiegen. In diesen überwiegend von 
Unbekannten vertriebenen Computer­

spielen wird Haß gegen Juden, Türken 
u. a. geschürt und nationalsozialisti­
sches Gedankengut propagiert. Auf die­
se Weise gelangen primitive Hitler-Ver­
herrlichung und üble Rassenhetze in die 
Hände meist jugendlicher Computerbe­
nutzer, die die Disketten dann im Wege 
des Tauschs und Kopierens oft weiterge­
ben. Es gibt keine zentralen Herstel-
lungs- oder Vervielfältigungsstellen, ge­
gen die ermittelt werden könnte. 

Zur Bekämpfung der weiteren Ver­
breitung derartiger Computerspiele 
wurden von der Bundesprüfstelle für ju­
gendgefährdende Schriften (BPS) z. B. 
folgende Spiele indiziert: 

1. „Anti-Türken-Test" 
Hersteller: unbekannt 

2. „Ariertest" 
Hersteller: unbekannt 

3. „Castle Wolfenstein" 
Hersteller: Muse Software, Anschr. 
unbekannt 

4. „Clean Germany" 
Hersteller: Menât Work Crew, Duis­
burg 

5. „Hitler Diktator" 
Hersteller: unbekannt 

6. „Sieg Heil" (Standbild) 
Hersteller: TCI, Anschr. unbekannt 

7. „Stalag I" 
Hersteller: Rabbit-Software K. A. 
Manghtin, Anschr. unbekannt 

8. „The first Nazi Demo" 
Hersteller: unbekannt 

9. „The Nazi" 
Hersteller: unbekannt 

Steht ein Computerspiel auf dem In­
dex, darf es Kindern und Jugendlichen 
nicht mehr zugänglich gemacht und 
nicht mehr dafür geworben werden. 
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Allgemeine Entwicklung 

Anhänger oder Mitglieder extremisti­
scher Ausländerorganisationen nahmen 
vor allem die politischen Entwicklungen 
in ihren Heimatländern zum Anlaß, von 
der Bundesrepublik aus mit Informati­
onsveranstaltungen, Flugblattaktionen, 
Kundgebungen und Aufzügen die nach 
ihrer Ansicht dort herrschenden Miß­
stände anzuprangern und zu bekämp­
fen. Bei Protesten wurden Hungerstreiks 
und die Besetzung von Konsulaten, Zei­
tungsredaktionen, Presseagenturen, Par­
teibüros, Geschäftsstellen von Gewerk­
schaften und Unternehmen durchge­
führt. 

Herausragendes Ereignis im Jahre 
1988 war die Entdeckung eines umfang­
reichen Waffenlagers der „Volksfront 
für die Befreiung Palästinas — General­
kommando" (PFLP-GC) in Frankfurt 
am Main und damit die Aufklärung von 
zwei Sprengstoffanschlägen gegen US-
Militärzüge bei Hedemünden im Land­
kreis Göttingen. 

Die „Arbeiterpartei Kurdistans" 
(PKK), deren Bedrohungspotential in 
den vergangenen Jahren immer deutli­
cher wurde, behinderte sich selbst durch 
anhaltende interne Auseinandersetzun­
gen und wurde zudem durch Ermitt­
lungsverfahren wegen Bildung einer ter­
roristischen Vereinigung (§ 129a StGB) 
verunsichert. 

Die islamisch-fundamentalistischen 
Gruppierungen befaßten sich zuneh­
mend mit dem palästinensischen „Be­
freiungskampf und griffen in ihren Pro­
pagandaschriften den Staat Israel an. 

Der leicht rückläufige Trend bei den 
Mitgliederzahlen der extremistischen 
oder extremistisch beeinflußten Auslän­

dergruppierungen in Niedersachsen 
setzte sich 1988 nicht fort. 

1985 
1986 
1987 
1988 

4 850 
4 590 
4 280 
4 325 

Die Steigerung gegenüber dem Vor­
jahr ist durch das zunehmende Engage­
ment extrem-nationalistischer Türken 
und schiitischer Palästinenser bedingt. 
Bei der Bewertung dieser Zahlen muß 
zwischen engagierten Mitgliedern und 
opportunistischen Mitläufern unter­
schieden werden, die oft die extremisti­
schen Gruppierungen nur als „Betreu­
ungsorganisation" verstehen, da sie dort 
gesellige Kontakte oder Unterstützung 
bei der Bewältigung von Alltagsproble­
men suchen, überdies aber auch dem 
ständigen nachdrücklichen Werben eini­
ger Organisationen entgehen wollen. 
Auch diese Mitläufer geraten im Laufe 
der Zeit oft unter den Einfluß der Agita­
toren und übernehmen deren extremi­
stische Auffassungen. 

Kurden 
Die Organisationen kurdischer 

Linksextremisten im Bundesgebiet er­
streben einen autonomen Kurdenstaat, 
der die von Kurden bewohnten Gebiete 
im Irak, im Iran, in Syrien und in der 
Türkei umfassen soll. In Niedersachsen 
betätigten sich einige orthodox-kom­
munistische Gruppen, von denen sich 
die „Arbeiterpartei Kurdistans" durch 
besondere Gewaltbereitschaft hervor­
hebt. 

„Arbeiterpartei 
Kurdistans" (PKK) 

Die marxistisch-leninistisch ausge­
richtete PKK fühlt sich allen sozialisti­
schen Ländern, besonders der Sowjet-
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union, nach den „Prinzipien des prole­
tarischen Internationalismus" verbun­
den und ist eine europaweit agierende 
Terrororganisation. Sie befürwortet und 
fordert den bewaffneten Kampf in der 
Türkei und versteht die von ihr propa­
gierte „Revolution Kurdistans" als „Teil 
der mit der Oktoberrevolution begonne­
nen und mit den nationalen Befreiungs­
bewegungen ständig verstärkten Revo­
lution des Weltproletariats". Sie hat sich 
in den vergangenen Jahren zu einer mili­
tanten Organisation entwickelt, deren 
„Bestrafungsaktionen" von Erpressung 
über Körperverletzung bis zum Mord 
reichen. Während sich im Jahre 1987 
Gewaltakte besonders gegen Mitglieder 
und Einrichtungen konkurrierender 
Kurdenorganisationen richteten, wur­
den solche Ausschreitungen 1988 nicht 
festgestellt. 

Als Organe der PKK erscheinen die 
Schriften „Kurdistan-Report", „SERX-
WEBUN" (Unabhängigkeit), „BERX-
WEDAN" (Widerstand) und seit Juli ein 
„Kurdistan-Rundbrief, der in Zusam­
menarbeit mit deutschen linksextremi­
stischen Organisationen herausgegeben 
wird. 

Der 1984 gegründete Dachverband 
„Föderation der patriotischen Arbeiter­
und Kulturvereinigungen aus Kurdistan 
in der Bundesrepublik Deutschland" 
(FEYKA-Kurdistan) mit Sitz in Köln, 
in der die örtlichen Mitgliedsvereine zu­
sammengeschlossen sind, vertritt die In­
teressen der PKK im Bundesgebiet. In 
Niedersachsen gehören dazu der 

— „Arbeiterverein der Patrioten Kurdi­
stans" in Celle und der 

— „Arbeiterverein aus Kurdistan" in 
Hannover. 

Nach der Festnahme von hochrangi­
gen PKK-Funktionären kam es ab Fe­

bruar zu zahlreichen Aktionen ihrer An­
hänger. Gegen 16 von ihnen erhob der 
Generalbundesanwalt Anfang Novem­
ber vor dem 5. Strafsenat des Oberlan­
desgerichts Düsseldorf Anklage wegen 
Mitgliedschaft in einer terroristischen 
Vereinigung. Davon betroffen sind auch 
zwei PKK-Funktionäre aus Celle und 
Hannover, die am 5. Februar versucht 
hatten, in Braunschweig ein abtrünniges 
Mitglied zu entführen, um es vor ein 
„Volksgericht" in Köln zu stellen. 

In Niedersachsen wurden folgende 
Aktionen durchgeführt: 

— 10. Februar: 
35 Kurden besetzten ein türkisches 
Reisebüro in Hannover; 

— 18. Februar: 
etwa 30 Kurden besetzten die Rat­
hausvorhalle in Hannover; 

— 22. Februar: 
25 Kurden besetzten das DGB-Haus 
in Göttingen und begannen in Han­
nover einen als „Todesfasten" be­
zeichneten Hungerstreik; 

— 27. Februar: 
etwa 300 PKK-Anhänger forderten 
während einer Demonstration in 
Hannover die Freilassung ihrer 
Landsleute; 

— 18. April: 
Solidaritätsveranstaltung für die in 
„U-Haft befindlichen PKK-Mitglie­
der" in Hannover zusammen mit 
deutschen Linksextremisten; 

— 22. Dezember: 
etwa 30 Kurden besetzten in Osna­
brück das SPD-Büro und forderten 
bessere Haftbedingungen für die in 
deutschen Gefängnissen einsitzen­
den PKK-Funktionäre. 

Durch massiven Plakateinsatz in vie­
len niedersächsischen Städten warnte 
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die „Nationale Befreiungsfront Kurdi­
stans" (ERNK), Unterorganisation der 
PKK, im Frühjahr deutsche Touristen 
vor einem Urlaub in der Türkei. Wört­
lich hieß es: 

„Achtung - Lebensgefahr!!! 
Reisen Sie nicht in die Türkei! 
Bombenanschläge auf touristische 
Einrichtungen stehen bevor! 
Wir weisen darauf hin, daß auch die 
USA ihre Landsleute davor gewarnt 
haben, in die Türkei zu reisen! 
Von den ansonsten zu entstehenden 
Folgen tragen wir nicht die Verant­
wortung!" 

In einem Flugblatt der FEYKA-Kur-
distan wurde der Tourismus als eine der 
Haupteinnahmequellen des türkischen 
Staates zur Finanzierung des Krieges ge­
gen das kurdische Volk bezeichnet, des­
sen „Lahmlegung" ein Ziel der Befrei­
ungsbewegung sei. 

„Wir sagen es offen: Wie schon 
heute das Blut unseres Volkes an den 
Händen all derer klebt, die, in wel­
cher Form auch immer, seine Unter­
drücker unterstützen, wird vielleicht 
schon morgen das Blut ihrer eigenen 
Bürger an den Händen der Kreise in 
der BRD kleben, die verhindern, daß 
diese frühzeitig davor gewarnt wer­
den, ihren Urlaub ausgerechnet in 
einem Kriegsgebiet zu verbringen." 

„Föderation der 
Arbeitervereine aus 
Kurdistan in der Bundes­
republik Deutschland 
e. V." (KOMKAR) 

Die orthodox-kommunistische 
KOMKAR mit Sitz in Köln veranstalte­
te am 28. März in Duisburg ihr kurdi­
sches Neujahrsfest „Newroz". Unter den 
etwa 5 000 Teilnehmern waren nur weni­

ge Mitglieder aus Niedersachsen vertre­
ten, da sich nach dem Mord an ihrem 
Bundesvorstandsmitglied Ramazan 
ADIGÜZEL am 3. Mai 1987 in Hanno­
ver der einzige niedersächsische Verein 
aus Furcht vor weiteren Anschlägen 
durch die PKK aufgelöst hatte. 

„Föderation der 
demokratischen 
Arbeitervereine 
Kurdistans" (KKDK) 

An einem zentralen Newroz-Fest der 
KKDK am 19. März in Bonn mit etwa 
1 200 Teilnehmern waren ebenfalls nur 
einzelne Mitglieder aus verschiedenen 
Orten Niedersachsens vertreten, da sich 
auch deren Vereine in Niedersachsen 
aus Angst vor Übergriffen durch die 
PKK aufgelöst hatten oder inaktiv sind. 
Die KKDK ist orthodox-kommuni­
stisch ausgerichtet und fordert ebenfalls 
einen autonomen kurdischen Staat. 

„Befreiungsbewegung 
Kurdistans" (TEVGER) 

Mitte 1988 bildeten acht kurdische 
Organisationen die TEVGER als ein 
kommunistisch ausgerichtetes Bündnis, 
für das in vielen niedersächsischen Städ­
ten durch Plakataktionen geworben 
wurde. Die TEVGER soll beabsichti­
gen, von der Bundesrepublik aus den 
bewaffneten Kampf in der Türkei vor­
zubereiten. Die „Arbeiterpartei Kurdi­
stans" (PKK) gehört dem Bündnis nicht 
an. 

Türken 
Die Aktivitäten extremistischer tür­

kischer Ausländerorganisationen und 
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-gruppen wurde besonders von der poli­
tischen Entwicklung in ihrem Heimat­
land geprägt. Die Haftbedingungen in 
der Türkei und der Besuch des türki­
schen Staatspräsidenten EVREN in der 
Bundesrepublik Deutschland im Okto­
ber waren Agitationsschwerpunkte. 

Die stark zersplitterten Gruppen hat­
ten Mühe, über ihren engen Anhänger­
kreis hinaus weitere „Aktivisten" zu fin­
den. Insbesondere die kommunisti­
schen Gruppierungen waren daher be­
müht, zu aktuellen Anlässen mit deut­
schen Linksextremisten Aktionsbünd­
nisse zu schließen. 

Im Bereich der orthodoxen Kommu­
nisten ergaben sich durch den Zusam­
menschluß der „Arbeiterpartei der Tür­
kei" (TIP) mit der „Kommunistischen 
Partei der Türkei" (TKP) zur „Vereinig­
ten Kommunistischen Partei der Tür­
kei" (TBKP) sowie die Vereinigung ihrer 
Hilfsorganisationen (FIDEF und DI-
BAF) in der Bundesrepublik Deutsch­
land zur „Föderation der Immigranten 
vereine aus der Türkei" (Göcmen Der-
neklerei Federasyonu = GDF) wichtige 
Veränderungen. 

Islamisch-extremistische türkische 
Gruppen unterstützen nach wie vor den 
bewaffneten Kampf palästinensischer 
Organisationen gegen den Staat Israel 
und veröffentlichen in ihren Publikatio­
nen zahlreiche Beiträge mit Angriffen 
gegen den Staat Israel. 

Im extrem-nationalistischen Lager 
waren die öffentlichen Aktivitäten ge­
ring. Gleichwohl ist bei diesen Gruppie­
rungen ein leichter Mitglieder- und 
Sympathisantenzuwachs zu verzeich­
nen. Der Mitgliederverlust bei den 
linksextremistischen Vereinigungen 
setzte sich nicht fort. 

Linksextremistische 
Organisationen 

„DEVRIMCIISCI" 
(Revolutionärer Weg) 
„GÖCMEN" (Emigrant) 

Seit ihrer Spaltung Anfang 1986 sind 
die militante „DEVRIMCI ISCI" und 
Anhänger der Gruppe „GÖCMEN" um 
eine Annäherung bemüht. 

Die Gruppe „DEVRIMCI ISCI" 
strebte ohne Erfolg den Zusammen­
schluß mit linksextremistischen türki­
schen und kurdischen Organisationen 
an. 

Schwerpunkte der Agitation waren 
der Besuch des Staatspräsidenten EV­
REN in der Bundesrepublik und die 
Aktivitäten anläßlich des internationa­
len Tribunals gegen die Regierung der 
Türkei. Das „Informationsbüro Tür­
kei", Hannover, das überwiegend von 
Anhängern der „DEVRIMCI ISCI" ge­
leitet wird, leistete Organisationshilfe. 
Es legte eine „Anklageschrift" zum The­
ma „Polizei- und Militärhilfe besonders 
der BRD und deren Bedeutung für das 
türkische Folterregime" vor. Darin wer­
den zahlreiche deutsche Firmen und die 
Bundesregierung einer fortgesetzten ak­
tiven Beihilfe zu Verbrechen des türki­
schen Regimes beschuldigt. Durch ihre 
Militärhilfe für die Türkei sei die Bun­
desregierung direkt an der Unterdrük-
kung des kurdischen Befreiungskampfes 
beteiligt. Mit Einrichtungen wie dem 
Ausländerzentralregister und dem Bun­
desamt für die Anerkennung ausländi­
scher Flüchtlinge verfüge die Bundesre­
publik über ein gewaltiges Unterdrük-
kungspotential. 
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„Türkische Kommuni­
stische Partei/Marxisten-
Leninisten" (TKPIM-L) 

Die Anhänger der gewaltorientierten 
TKP/M-L sind in drei Gruppierungen 
organisiert: 

— „Konföderation der Arbeiter aus der 
Türkei in Europa" (ATIK), 

— „Föderation der Arbeiter aus der 
Türkei in Deutschland e.V." (ATIF) 
und 

— „Bolsevik Partizan" (BP) - auch: 
TKP/M-L B. 

Die TKP/M-L ruft in der deutsch­
sprachigen Ausgabe ihres Organs „Kom­
munist" vom Februar zum bewaffneten 
Kampf in der Türkei auf. Nach Auffas­
sung der Partei habe sich die revolutio­
näre Situation in der Türkei verbessert. 
Die Angriffstaktik gewinne zunehmend 
an Bedeutung. Der Guerillakrieg als 
Hauptkampfmittel müsse in die Städte 
verlagert werden. Zur Verwirklichung 
der Revolution und zur Abrechnung mit 
den Volksfeinden seien blutige wie un­
blutige Kampfmethoden anzuwenden. 

In der Nacht zum 29. Januar wurde 
von bisher unbekannten Tätern die Aus­
gangstür des türkischen Generalkonsu­
lats in Hannover beschossen. Am Tatort 
wurde eine Selbstbezichtigung mit fol­
gendem Inhalt vorgefunden: 

„Der Genosse OMER ist unsterblich. 
Wir werden mit dem faschistischen 
türkischen Staat abrechnen . . . 
Die Volkskämpfer sterben nicht. . . 
Nieder mit dem Aga-Patronat-Staat. 
Nieder mit dem Druck auf die kurdi­
sche Rasse und die Staaten. Es lebe 
der Volkskampf. Es lebe die TKP/ 
M-L TIKKO". 

„ÖMER" ist der Deckname eines tür­
kischen Anarchisten, der am 24. Januar 
bei einem Schußwechsel in der Türkei 
getötet wurde. Die TIKKO („Türkische 
Arbeiter- und Bauernbefreiungsarmee") 
ist der militärische Zweig der TKP/ 
M-L; ihre „Kampfeinheiten" sind vor 
allem in ländlichen Gebieten der Türkei 
aktiv. 

„Vereinigte 
Kommunistische Partei 
der Türkei" ÇTBKP) 

Auf dem Gründungskongreß am 8. 
Oktober in Oberhausen schlossen sich 
die orthodox-kommunistischen Grup­
pierungen „Kommunistische Partei der 
Türkei" (TKP) und „Arbeiterpartei der 
Türkei" (TIP) zur „Vereinigten Kom­
munistischen Partei der Türkei" 
(TBKP) zusammen. 

Entsprechend bildeten die TKP-be-
einflußte „Föderation der Arbeiterverei­
ne aus der Türkei in der Bundesrepublik 
Deutschland e.V." (FIDEF) und die 
TIP-Hilfsorganisation „Föderation der 
Arbeiter aus der Türkei in Europa — 
Einigkeit für Demokratie" (DIBAF) den 
neuen Dachverband „Föderation der 
Emigrantenvereine aus der Türkei" 
(GDF). 

Rechtsextremistische 
Organisationen 

Nach wie vor ist von zwei Hauptrich­
tungen rechtsextremistischer Türken 
auszugehen, die sich durch ihre extrem­
nationalistischen und islamisch-extre­
mistischen Zielsetzungen unterschei­
den. 

Während sich die Mitgliederzahlen 
im islamisch-extremistischen Bereich 
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Devrimci Yol Mahkemesi'nde son sözler: 

Gerçek seçenek 
DEVRIMCI YOL'dur 

S.1VI 3.8 5 Mayis 1989 

Devrimci Yol 
Merkez Davasi'-

nin son 
durusmalan, 24-

26 Nisan'da 
yapildi. Bu 

durusmalarda 
arkadaslanmiz 

son sôzierini 
söylediler. 

Son Söller arka kapakta 

1 Mayis 1989: 

DÎRENENLER KAZANDff 
• • Istanbul, 1 Mayts'ta tarihi günlerinden 

birisini daha yasadt. ÖzaVin kimseyi yürütmeyiz 
demesine ragmen binlerce kisi 1 Mayts günüyürüdü. 
Özal'tn resti sökmedt. 1 Mayis't kutlamak Için 3 ayn 
koldan Taksim'e yürüyen devrimci gûçlerîe devlet 
kuvvetleri arasinda çattsma çtktu 

• • Yaklastk 8000 kisi ara sokaklarda ve 
degislk sekillerde polisin saldtnsma karst direndi. 
Çattsma saatlerce sürdü. Polisin kitlenin üzerine 
ates açmast yüzünden çok saytda yaralanan oldu. 
Yaralananlardan Mehmet Dalct (17) Öldü, 36 yara-
Itntn durumunun kritik oldugu bildirildi. 

BU AT 
BU ARABA YI 

ÇEKMEZ 
26 Mart Yerel Seçimleri. 83'ten buyana yaptlan seçlm 

ve referandumlar arasinda, sonuçlan itlbariyle, tekelcl 
sermayeyi ve emperyaiizmt enfazlo tedtrgln eden blrsureç 
oldu. Son seçimler, biryönüyte, oligarslntn iktiaadl ve alyasl 
açmaztanm tamatnen au yüzüne çikanr ve bu açmazlanm 
derinleatirirken, dlger yönüyle de laçl simflnin ve holkin 
sfyasa I bf r gfiç olabllme Imkanlarmt artirdt. 27 M art'tan bu 
yana TUrklye. artik baçka Mr havayi teneffiis etmeye bastadi. 
Seçlm sonuçlanntn ortaya çikardtgi siyasi table, Tûrkiye' 
ntn clddl ve onemll gellametere gebe oldugunu gösteriyor. 
Osai, kisa bit zaman dilltnl içerislnde çaptan öyle blr diiatii 
kl, kendlai hariç. hlç kitnse O 'nun bu arabayi çekebllecegine 
inantniyor. 

0 O O 

Geçen Mart aymda yapilan yerel seçlmterin aonuçlanm ikl 
ayn baahk hallnde Irdelemek mümkündür. Bunlardatt birtal, 
12 Eylüt-24 Ocak Dùtenlyle llgilldtr. Sôytekl: 

Deuami 2. Sayfoda 

Olaylar strastnda polis arabalan tahttp edlldl; 
polislerden de yaralananlar oldu. 

Yaklastk 10 ytldan buyana Tiirklye'de kutlanmasi 
devletçe yasaklanan 1 Mayts. bu yii hianbul'da degisik 
bir sekltde kutlandi, Günlerdir devtetin, hiikùmetin ve 
basinm sürdurdügü kampanyaya ragmen I Mayts'ta 

devrimdler ve Isçller sokaklara çtktilar, meydanlart 
zorladiiar ve polisin vahsice saldtnsma ragmen 

yüriidüler. Özal'tn "Inönü dahll kimseyiyürütemeyte" 
seklindekl tehdtdi sökmedt 

Deuami 14 Saufada 

fÇlNDEKÉLEB: 

Fédéral Aimanya'da 
Yerel Seçimler ve 

Yabancilar 
Sayfa 3 

• 
Avusturya'da 
Eyalet Meclisi 

Seçfmleri 
Sayfa 6 

• 
Fatsa Gerçegl 

Sayfa 8 
• 

Halfan Belediyesi 
Nedir? 

Sayfa 20 
• 

isçiter 
Meydaniarda... 

Sayfa 14 
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gegenüber dem Vorjahr nicht veänder-
ten, war bei den extrem-nationalisti­
schen Gruppen eine leichte Zunahme 
festzustellen. 

Extrem~ 
nationalistische 
Gruppen 
„Föderation der türkisch­
demokratischen 
Idealistenvereine in 
Europa e.V." (ADÜTDF) 

Die ADÜTDF ist die bekannteste ex­
trem-nationalistische Organisation -
auch „Türk-Fö'deration" genannt - in 
der Bundesrepublik Deutschland. 

Ideologisch lehnt sie sich an das Ge­
dankengut der in der Türkei verbotenen 
„Partei der Nationalen Bewegung" 
(MHP) an. 

Sie führte am 25. Juni in Iserlohn 
ihren elften Jahreskongreß durch. Etwa 
2 200 Personen aus dem Bundesgebiet 
und dem Ausland nahmen daran teil. 
Wie schon bei früheren Veranstaltun­
gen, waren wiederum ehemalige Funk­
tionäre der MHP als Gäste vertreten. 

islamische 
Extremisten 
„Vereinigung der neuen 
Weltsicht in Europa e.V." 
(AMGT) („AVRUPA MILLI-
GÖRÜS TESKILATLARI") 

Die AMGT besteht aus Anhängern 
der in der Türkei verbotenen „Nationa­
len Heilspartei" (MSP). 

Am 26./27. März führte sie in Hanno­
ver ihren Jahreskongreß durch, an dem 
mehr als 2 000 Personen aus dem gesam­

ten Bundesgebiet und dem benachbar­
ten Ausland teilnahmen. Als Gast war 
der bekannte türkische Fundamentali­
stenführer ERBAKAN angereist. 

„Verband der 
islamischen Vereine und u 
Gemeinden e.V." 

Der von dem türkischen Fundamen­
talisten Cemalledin KAPLAN geführte 
Verband wirkt im Gegensatz zur 
AMGT unvermindert auf die Umgestal­
tung der Türkei nach dem Vorbild der 
islamischen Republik des Ayatollah 
KHOMEINI im Iran hin. Die künftige 
Anwendung gewaltsamer und terroristi­
scher Methoden zur Durchsetzung der 
Ziele sind in die Überlegungen einbezo­
gen. 

KAPLAN - anerkannter Asylant - ist 
von der türkischen Regierung wegen sei­
ner politischen Aktivitäten ausgebürgert 
worden. In Köln unterhielt er das „Isla­
mische Internat für junge Muslime", das 
Ende 1987 geschlossen wurde. Anfang 
des Jahres erwarb einer seiner Vertrau­
ensmänner in Salzgitter ein bereits seit 
Jahren angemietetes und als Moschee 
benutztes Wohnhaus und im August ei­
nen in unmittelbarer Nähe gelegenen 
Wohnkomplex. Auf Grund von Äuße­
rungen der Anhänger KAPLANs ist da­
von auszugehen, daß ein Haus als Inter­
nat oder Koranschule genutzt werden 
soll. 

In der Zeitung seines Verbandes „TE-
BLIG" (Die Ankündigung) stellte KA­
PLAN heraus, daß seine Organisation 
durch Berichterstattung über die Inter­
natsschließung in der Öffentlichkeit erst 
richtig bekannt geworden sei. Darüber 
hinaus unterstrich er, daß die Schulung 
der Muslime nicht nur Glaubensfragen, 
sondern auch die militärische Ausbil­
dung umfasse. 
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yeni gun 
Turkjiçilerînin cebine atilan el: 

Büyük vergi vurgunu 
HSFAIman Hükümetl'nin 1985 yitin-

da çikardigi ve 1986 yilinm ilk a 
yinda yürürlüge koydugu yenl 
vergi kanunu'na göre; eçl ve ço-
cuklan F.Aimanya dtçinda yasa-
yan 130 bin civanndaki Ttirk iççisf 
bekar kabul edllmekte ve bu yüz-
den yilda ortalama 4-5 bin Mark 
fazia vergi ödemekte. 

mig Yeni uygulamanin yürürlüge gir- | 
digi tarthten bu yana Tùrk iççlleri g 
1,5 miiyar Mark fazia para ödedf- g 

VHI»r ln Dlfckatln» 1 
Nordrhein -Westfalen (Nttw) Eyaiet 
Pollsi'nin verdlgl bllgllere göre; son 
1kl yilda 25 bin genç insan clnsi 
sapiktann kurbant oimustur. Bllhas-
sa çocuklar bu tehllkeye daha çok 
maruz kalmaktadiriar Boyle blr 
tehllkeden çocuklannizi nasil koru-
yabillrslnlz?... wevami s. say/adai 

"Kim olursan 

of, yine gel. . ." 

Ya|adi{pi muddetçeKurao-
in köleilytm ben... Ht. Mu-
hammed(S.A.V.}'ln yolunun 
loiuyum ben. Blrlsi. benlm 
sözlerimden bundan bas*a 
blr nOt naklederse. o kimse-
den de, o sözden de bilan m 

Turk-islàm Birtigi Tekiif Etmi$ti 

Bafbakaa Turgal Özal, ilk basât toplannsim 

Araber 
Unabhängig von Einigungsbemühun­

gen des arabischen Lagers unter Füh­
rung des PLO-Chefs ARAFAT, der eine 
eher ausgleichende Politik vertritt, hiel­
ten im vergangenen Jahr terroristische 
Aktivitäten von Arabern in West-Euro­
pa und in der Bundesrepublik an. 

„Volksfront für die 
Befreiung Palästinas — 
Generalkommando" 
(PFLP-GC) 

Mitte des Jahres wurde bekannt, daß 
die prosyrisch ausgerichtete PFLP-GC 
terroristische Anschläge gegen israeli­
sche und amerikanische Ziele in der 
Bundesrepublik Deutschland plane. Die 
weiteren Ermittlungen führten im Okto­
ber zu Festnahmen von 14 Personen und 
Durchsuchungen mehrerer Wohnungen. 
In zwei Wohnungen in Frankfurt am 
Main wurden u. a. Gegenstände vorge­
funden, die zur Herstellung von unkon­
ventionellen Spreng- und Brandvorrich­
tungen geeignet sind. Ferner wurden 

große Mengen an Waffen, Spreng- und 
Zündmitteln sichergestellt. Aus den Un­
tersuchungen der aufgefundenen Gegen­
stände ergaben sich Tatzusammenhänge 
zu zwei Sprengstoffanschlägen auf US-
Militärzüge im Raum Hedemünden, 
Landkreis Göttingen. 

1. Am 31. August 1987 explodierte auf 
der Bahnstrecke Hann. Münden— 
Göttingen in der Nähe der Ortschaft 
Hedemünden Sprengstoff, als ein 
Güterzug einen Kontaktzünder über­
fuhr. Die Explosion beschädigte die 
Lokomotive und riß ein etwa 3,8 m 
langes Schienenstück aus dem Gleis­
körper. Der Anschlag galt mit großer 
Wahrscheinlichkeit einem dort regel­
mäßig zwischen Frankfurt und Ber­
lin verkehrenden US-Militärzug. 

2. Am 26. April 1988 wurde auf dersel­
ben Strecke nur 5 km entfernt ein 
Sprengstoffanschlag auf den US-Mi­
litärzug verübt. Durch die Explosion 
entstand am Führerhaus der Loko­
motive leichter Sachschaden, ein 5 m 
langes Gleisstück wurde aus der Ver­
ankerung gerissen. 
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Spionageabwehr 

Die Spionageaktivitäten östlicher 
Nachrichtendienste blieben von der 
Entspannungspolitik im Ost-West-Ver­
hältnis unberührt. Sie haben sich im 
vergangenen Jahr eher noch verstärkt. 
Es wurden - wie in den Jahren zuvor -
die meisten Spionagebemühungen ge­
gen Niedersachsen von Seiten der DDR-
Geheimdienste festgestellt. An zweiter 
Stelle rangierten diesmal die Geheim­
dienste der UdSSR. Anders als im Vor­
jahr waren von den Aufklärungsaufträ­
gen in erster Linie Wirtschaftsbereiche 
des Landes betroffen, während die Mili­
tärspionage und die politischen Aufklä­
rungsaufträge nahezu gleichwertig ne­
beneinander standen. 

Geheimdienste 
der DDR 

Die Zahl der Zuwanderer aus der 
DDR ist auf dem hohen Niveau der 
Vorjahre geblieben. Die Geheimdienste 
der DDR sind weiterhin bemüht, diese 
„legalen" Übersiedler für eine nachrich­
tendienstliche Tätigkeit zu gewinnen. So 
wurde eine im Chemiehandel tätige Frau 
in Frankfurt (Oder) von einem Angehö­
rigen des Ministeriums für Staatssicher­
heit (MfS) aufgesucht, nachdem sie ei­
nen Antrag auf Eheschließung mit ei­
nem Bundesbürger und anschließende 
Übersiedlung gestellt hatte. Zunächst 
wurde über die Gründe der angestrebten 
Übersiedlung gesprochen. Danach for­
derte sie der MfS-Angehörige auf, nach 
der Ausreise mit dem MfS zusammen­
zuarbeiten. Als sie dieses Ansinnen zu­
rückwies, wurden keine Versuche mehr 
unternommen, sie umzustimmen. 

Der Fall zeigt, daß bei eindeutiger 
Ablehnung keine Nachteile entstehen 
müssen. 

Die Geheimdienste der DDR versu­
chen insbesondere, die Kontakte von 

Bundesbürgern zu Verwandten, Bekann­
ten und Freunden in der DDR nachrich­
tendienstlich auszunutzen: 

a) Als ein Fernmeldebetriebsinspektor 
aus Niedersachsen seine Freundin 
auf der Insel Rügen besuchte, wurde 
er während seiner Anmeldung bei 
der Volkspolizei von zwei Angehöri­
gen des MfS erwartet, die ihn wegen 
eines Grenzzwischenfalls an der un­
garisch-tschechischen Grenze und 
wegen der Beziehung zu seiner 
Freundin ansprachen. 
Anschließend wurde nach seiner be­
ruflichen Tätigkeit im Fernmelde­
amt gefragt. Auf die Frage, ob er auch 
Telefongespräche abhören könne, er­
widerte er, er würde ein schlechter 
Fernmeldetechniker sein, wenn er 
dazu nicht in der Lage wäre. Weitere 
Auskünfte über seine berufliche Tä­
tigkeit lehnte er ab. Bei einer erneu­
ten Besuchsreise wurde er vom MfS 
zum selben Thema angesprochen. Er 
erklärte daraufhin, daß er eine Zu­
sammenarbeit mit dem MfS grund­
sätzlich ablehne. Abschließend wur­
de er zur Verschwiegenheit über die 
Kontakte ermahnt. 

b) Ein ehemaliger Schuldirektor in 
Dresden wurde von einem MfS-An-
gehörigen angesprochen, nachdem 
ihn sein Bruder, der als Chemieinge­
nieur bei einer großen Firma in Han­
nover tätig war, besucht hatte. Er 
sollte ihn noch einmal einladen, um 
ihn dann dem MfS zuzuführen. Da­
für sollte er eine Charakteristik seines 
Bruders erstellen, die vor allem fol­
gende Punkte enthalten sollte: 

— eventuelle Alkoholprobleme, 

— außereheliche sexuelle Beziehun­
gen, 

— genaue berufliche Tätigkeit, 
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— finanzielle Verbindlichkeiten 
(Schulden), 

— Hobbys, 

— Bekanntenkreis des Bruders, 

— Haus- und Grundbesitz. 

Nachdem der Angesprochene abge­
lehnt hatte, mußte er eine Schweige­
verpflichtung verfassen. 

c) Eine in Ost-Berlin im Gaststättenwe­
sen tätige Frau wurde nach der Über­
siedlung ihrer Tochter an ihrem Ar­
beitsplatz von einem MfS-Angehöri-
gen aufgesucht und zu den Lebens­
umständen ihrer Tochter und ihres 
Schwiegersohnes, eines Elektronik­
fachmannes, befragt. Gegen Ende 
des Gesprächs wurde sie aufgefor­
dert, den Schwiegersohn bei seinem 
nächsten Besuch dem MfS zuzufüh­
ren. Den MfS-Mitarbeiter sollte sie 
bei der geplanten Zusammenkunft 
als „Freund der Familie" vorstellen. 

Die Frau lehnte das ab und unterrich­
tete ihren Schwiegersohn bei seinem 
nächsten Besuch über den Vorfall. 
Der MfS-Angehörige versuchte dar­
aufhin, den Schwiegersohn telefo­
nisch zu erreichen. Dieser lehnte je­
doch jeden Kontaktwunsch des MfS 
ab. 

d) Ein Gefreiter der Bundeswehr wurde 
in einer Bar in Eisenach von einem 
MfS-Angehö'rigen angesprochen. Er 
verlangte von ihm, einen Stadtplan 
von Braunschweig mitzubringen, in 
den er die Standorte der Bundes­
wehrkasernen einzeichnen sollte. 
Andernfalls würde er seine Freundin 
in Thüringen, an der er sehr hing, 
nicht mehr wiedersehen. Er bekam 
dann Geld und mußte bei einem 
nächsten Treffen eine Mitarbeitsver­

pflichtung unterschreiben. Später er­
hielt er weitere Aufträge, die sich vor 
allem auf den Bereich der Bundes­
wehr bezogen. 

Geheimdienste der 
UdSSR 
Deutsch-sowjetische 
Handelsgeschäfte als 
Spionagebasis? 

Die deutsche Wirtschaft ist seit Jah­
ren bemüht, die Handelskontakte zur 
Sowjetunion auszubauen und zu intensi­
vieren. Verträge mit der sowjetischen 
Wirtschaft haben u. a. zum Inhalt, daß 
in der Bundesrepublik Deutschland pro­
duzierte Waren in die UdSSR exportiert 
und dort montiert werden. Deshalb hal­
ten sich in deutschen Produktionsstät­
ten sowjetische Abnahmeingenieure 
auf, die die Aufgabe haben, Gütekon­
trollen vor Ort vorzunehmen. 

Im April mußte einer dieser sowjeti­
schen Abnahmeingenieure ausgewiesen 
werden. Er hatte sich nachweislich we­
niger um Gütekontrollen, sondern mehr 
um nachrichtendienstliche Auftragser­
füllung bemüht. Sein Einsatz galt dem 
Bereich des sogenannten illegalen Tech­
nologietransfers. 

Hierbei versuchen die Ostblockstaa­
ten, oftmals unterstützt von ihren Ge­
heimdiensten, Ausfuhrsperren der west­
lichen Länder für Produktionsgüter, die 
unter Umständen für eine militärische 
Nutzung geeignet sind (enthalten in der 
sog. COCOM-Liste), zu umgehen. 

Nach Informationen westlicher 
Nachrichtendienste hat die Sowjetunion 
allein 1980 durch derartige Aktivitäten 
Entwicklungskosten in Höhe von etwa 
1,2 Milliarden DM gespart. Trotzdem 
sollen die Beschaffungsanforderungen 
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an ihre Geheimdienste gesteigert wor­
den sein. Auch der Hinweis des sowjeti­
schen Außenministers auf die „verfluch­
te COCOM-Liste" deutet darauf hin, 
daß der „Informationsbedarf des Ost­
blocks über westliche Produkte nach wie 
vor nicht gestillt ist. 

Anwerbung von 
Gaststudenten 

Mehr und mehr begeben sich junge 
Deutsche in Länder des Ostblocks, um 
dort für einen bestimmten Zeitraum zu 
studieren. Auch sie rücken in das Blick­
feld der dortigen Geheimdienste. Dies 
beweist der Fall der 27jährigen Monika 
S. aus Niedersachsen, die in der UdSSR 
mehrere Semester Biologie studierte. 
Nach einer fröhlichen Zecherei in einer 
Gaststätte kam es zwischen der jungen 
Studentin und dem Gastwirt zu Diffe­
renzen über die Zeche. Dieser holte die 
Miliz. 

Die junge Frau wurde zur Polizeiwa­
che gebracht. Sehr schnell erschien ein 
Angehöriger des KGB, der ihr klar 
machte, daß ihr Verhalten in der Gast­
stätte Anlaß sein könnte, sie aus dem 
Lande zu weisen. Wenn sie einverstan­
den wäre, Aufträge nachrichtendienstli­
cher Art zu erledigen, könne man die 
Angelegenheit sehr schnell bereinigen. 
Unter diesem Druck willigte die junge 
Frau in die Mitarbeit ein. Sie erhielt den 
Auftrag, sich bei ihren Heimfahrten in 
die Bundesrepublik in Kreisen von Exil­
russen aufzuhalten, um die Stimmungs­
lage zu erkunden und bestimmte Perso­
nen, die das Interesse des KGB gefun­
den hatten, auszuforschen. 

Geheimdienste 
Polens 
Pfarrer als Agent 

Wie skrupellos östliche Geheimdien­
ste jegliche Möglichkeit der Informati­
onsgewinnung nutzen, zeigt der Fall ei­
nes polnischen katholischen Geistli­
chen. Vor Genehmigung einer Besuchs­
reise in die Bundesrepublik Deutsch­
land hatte er sich dem polnischen Ge­
heimdienst gegenüber zu verpflichten, 
dort eigene Landsleute auszuforschen. 
Zur nachrichtendienstlichen Verbin­
dungsaufnahme war ihm eine Adresse in 
Polen genannt worden, zu der er zu­
nächst Kontakt zu halten und wohin er 
später Nachrichten zu übersenden hatte. 
Der Geistliche offenbarte sich unmittel­
bar nach seiner Einreise in das Bundes­
gebiet den Sicherheitsbehörden. Seel­
sorger erfahren oft vertrauliche Lebens­
sachverhalte und erhalten Informatio­
nen über menschliche Schwächen. Er­
kenntnisse darüber bieten den Ost­
block-Geheimdiensten seit jeher die 
Druckmittel, um Menschen zu einer 
Spionagetätigkeit zu zwingen. 

Spionage per 
Videokamera 

Auf einer Autobahn in Norddeutsch­
land fährt ein PKW mit polnischem Zu­
lassungskennzeichen. Auf der Rück­
bank dieses Kraftfahrzeuges ist eine Vi­
deokamera installiert. Das Objekt der 
Kamera weist schräg zum Heckfenster. 
Die Kamera filmt alle Bewegungen auf 
der Autobahn. Den Kraftfahrzeugführer 
interessieren dabei besonders Militär­
kolonnen, die sich auf der Autobahn 
bewegen, und militärische Anlagen, die 
sich unweit dieses Autobahnteilstückes 
befinden. Danach fährt der Fahrer nach 

88 



Travemünde, begibt sich auf die dortige 
Fähre und kehrt nach Polen zurück. Ei­
ne ausführliche Berichterstattung gegen­
über seinem Führungsoffizier erübrigt 
sich; das gewonnene Filmmaterial kann 
mit wenigen Worten kommentiert wer­
den. Einen ähnlichen Auftrag hatte der 
Fahrer zuvor in Skandinavien erledigt. 
Er hatte sich in einer schwedischen 
Kleinstadt gegenüber dem Eingang eines 
Lokals postiert, in dem sich Exilpolen 
trafen, und alle Personen, die sich in die 
Gaststätte begaben, mit Hilfe der Video­
kamera festgehalten. Für seine im Exil 
lebenden Landsleute hatte er eine Ge­
schichte zur Hand: Er halte sich als Tou­
rist in Schweden auf und mache dort 
Ferienaufnahmen. Außerdem bot er sei­
nen Landsleuten an, ihnen einen Video­
film, der anläßlich der letzten Papstreise 
nach Polen gedreht worden war, vorzu­
führen. Anläßlich seiner Übersiedlung 
in die Bundesrepublik offenbarte sich 
der Mann den Sicherheitsbehörden. 

Ausspähungsobjekt 
öffentlicher Dienst 

Seit Jahr und Tag betreiben die Ge­
heimdienste der Ostblockstaaten Spio­
nage gegen Einrichtungen und Angehö­
rige der öffentlichen Dienstes. Daß Auf­
träge dieser Art nicht nur generellen 
Charakter haben, zeigt die Schilderung 
eines kürzlich in die Bundesrepublik 
Deutschland geflüchteten polnischen 
Staatsangehörigen, der sich den Sicher­
heitsbehörden zur Verfügung stellte. Er 
sei beauftragt worden, in München, 
Düsseldorf und in Niedersachsen be­
stimmte Angehörige des öffentlichen 
Dienstes, u. a. Polizeibeamte und Bun­
deswehrsoldaten, zu kontaktieren und 
diese dann auszuforschen. Für den Auf­
trag hatte er ein Jahr Zeit. Nach dessen 
Ablauf hätte man sich im westlichen 

Ausland treffen sollen. Diese Offenba­
rung setzte die Spionageabwehr in den 
Stand, geeignete Gegenmaßnahmen zu 
ergreifen. 

Hinweise zur 
Spionageabwehr in 
Niedersachsen 
Die Landesbehörde für Verfassungs­
schutz mit ihrer 

Spionageabwehr 

ist keine Polizeibehörde. Sie ist nicht 
verpflichtet, einen Agenten, der sich ihr 
umfassend offenbart hat, den Strafver­
folgungsbehörden zu überstellen. 

Schon mancher in Spionage ver­
strickte Bürger hat durch ein vertrauli­
ches Gespräch mit der Spionageabwehr 
Erleichterung und Hilfe gefunden. Jeder 
von einer nachrichtendienstlichen An­
sprache eines Ostblockgeheimdienstes 
betroffene Bürger sollte sich daher ver­
trauensvoll wenden an: 

Niedersächsischer Minister 
des Innern 

Postfach 44 20 
3000 Hannover 

oder Tel. (05 11)31 14 19. 
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Geheim- und Sabotageschutz 

Die Auswertung von Erkenntnissen 
der Spionageabwehr belegt, daß gegneri­
sche Nachrichtendienste nach wie vor 
intensiv darum bemüht sind, in öffentli­
chem Interesse geheimzuhaltende Infor­
mationen aus Verwaltung und Wirt­
schaft zu erlangen und auszuwerten. Ge­
gen solche methodisch raffiniert ange­
legten Ausspähungsversuche müssen die 
Sicherheitsbehörden im Einvernehmen 
mit den zu schützenden Institutionen 
geeignete Vorkehrungen treffen. 

Hierzu zählen einmal technische und 
organisatorische Sicherheitsvorkehrun­
gen, zum anderen personelle Sicher­
heitsmaßnamen, d. h. die nach Art und 
Umfang durch Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften geregelte Überprü­
fung von Personen, die in sicherheits­
empfindlichen Bereichen tätig werden 
sollen. 

Sicherheitsempfindliche Funktionen 
werden meist freiwillig übernommen; 
dementsprechend erfolgt der mit einer 
Sicherheitsüberprüfung verbundene 
Eingriff in das Grundrecht auf informa­
tionelle Selbstbestimmung in der Regel 
mit ausdrücklich erklärtem Einver­
ständnis der Betroffenen. Nur in Aus­
nahmefällen, z. B. bei in besonders si­
cherheitsempfindlichen Bereichen täti­
gen Beamten, geht die Rechtsprechung 
von einer Verpflichtung des öffentlich 
Bediensteten aus, sich einer Überprü­
fung zu unterziehen. 

Selbstverständlich dürfen Maßnah­
men gerade des personellen Geheim­
schutzes nicht nach der Devise totalitä­
rer Staaten „Sicherheit um jeden Preis" 
getroffen werden. 

In einem freiheitlich-demokratischen 
Rechtsstaat müssen vielmehr die Inter­
essen der Allgemeinheit gegenüber den 
Grundrechten und sonstigen schutzwür­

digen Belangen des einzelnen abgewo­
gen und mit ihnen soweit wie möglich in 
Einklang gebracht werden. Die auf der 
gesetzlichen Grundlage des § 3 Abs. 2 
NVerfSchG erlassene „Verschlußsachen-
anweisung" (VSA) und die sie ergän­
zenden Bestimmungen tragen den An­
forderungen des Rechtsstaates ebenso 
Rechnung wie die Neufassung der 
„Richtlinien für die Sicherheitsüberprü­
fung von Personen im Rahmen des Ge­
heimschutzes" (Sicherheitsrichtlinien), 
die für den Bund seit 1. Mai 1988 Gel­
tung haben und auch für Niedersachsen 
demnächst in Kraft gesetzt werden sol­
len. Die Sicherheitsrichtlinien berück­
sichtigen Erkenntnisse der Spionageab­
wehr aus jüngerer Zeit und dienen damit 
dem Ziel, eine möglichst engbegrenzte 
Zahl von Überprüfungen so effektiv wie 
möglich durchzuführen. Damit wird 
den vom Bundesverfassungsgericht im 
sog. „Volkszählungsurteil" aufgestellten 
Anforderungen des Datenschutzes 
Rechnung getragen. 

Bei der Durchführung der Verschluß­
sachenanweisung berät die niedersäch­
sische Verfassungsschutzbehörde im 
Rahmen ihrer Mitwirkungsaufgaben an­
dere Dienststellen, die Verschlußsachen 
verwalten. Außerdem führt sie Sicher­
heitsüberprüfungen durch, die gewähr­
leisten sollen, daß nur zuverlässiges Per­
sonal Zugang zu geheimhaltungsbedürf­
tigen Angelegenheiten bekommt. 

Werden geheimhaltungsbedürftige 
Forschungs-, Entwicklungs- und Ferti­
gungsaufträge, z. B. in Rüstungsangele­
genheiten, an Wirtschaftsunternehmen, 
Forschungseinrichtungen oder Einzel­
personen vergeben, ist der Bundesmini­
ster für Wirtschft für das Geheimschutz­
verfahren zuständig. Hierbei wirkt die 
Verfassungsschutzbehörde mit. Grund­
lage des Verfahrens ist das Geheim-
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schutzhandbuch für die Wirtschaft, das 
die fur geheimschutzbedürftige öffentli­
che Aufträge zu beachtenden Vorschrif­
ten enthält. 

Gegnerische Nachrichtendienste nut­
zen vor allem den Aufenthalt von Bun­
desbürgern im kommunistischen 
Machtbereich, um sie dort für eine Mit­
arbeit anzuwerben. Der Anwerbung ge­
hen nicht selten briefliche oder telefoni­
sche Kontaktaufnahmen in der Bundes­

republik Deutschland voraus, die darauf 
abzielen, die Angesprochenen zu einem 
Besuch zu bewegen. 

Zu den Aufgaben des vorbeugenden 
Geheimschutzes gehört es deshalb auch, 
die an sicherheitsempfindlicher Stelle 
beschäftigten Bundesbürger bei Reisen 
in den kommunistischen Machtbereich 
zu beraten, um sie durch bestimmte 
Verhaltensregeln vor einer nachrichten­
dienstlichen Verstrickung zu bewahren. 
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Extremisten und öffentlicher Dienst 

Rechtslage 
Seit der Entscheidung des Bundesver­

fassungsgerichts vom 22. Mai 1975 ist es 
ständige höchstrichterliche und oberge­
richtliche Rechtsprechung, daß die aus 
Art. 33 Abs. 2 des Grundgesetzes herge­
leitete politische Treuepflicht eine be­
amtenrechtliche Kernpflicht ist; sie gilt 
für das Verhalten innerhalb und außer­
halb des Dienstes. Dem tragen die ge­
setzlichen Regelungen Rechnung und 
fordern von Bewerbern für die Beamten­
laufbahn die Gewähr, jederzeit für die 
freiheitlich-demokratische Grundord­
nung im Sinne des Grundgesetzes einzu­
treten. 

Die Pflicht zur Verfassungstreue ist 
nicht nur beamtenrechtliche Kern­
pflicht, sondern gilt kraft tarifvertraglicher 
Regelung auch für Arbeitnehmer im öf­
fentlichen Dienst. Bewerber, die nicht 
die Gewähr dafür bieten, jederzeit für 
die freiheitlich-demokratische Grund­
ordnung einzutreten, dürfen abgelehnt 
werden. Entsprechendes gilt für öffent­
lich Bedienstete, gegen die mit diszipli­
nar- und arbeitsrechtlichen Maßnah­
men vorgegangen werden kann. 

Mitwirkung des 
Verfassungsschutzes 

In diesem sachlichen Zusammenhang 
wird die Verfassungsschutzbehörde auf 
der Grundlage des § 3 Abs. 3 
NVerfSchG mitwirkend tätig. Sie teilt 
den Einstellungsbehörden auf Anfrage 
ihre Erkenntnisse nach folgenden 
Grundsätzen mit: 

— Den Einstellungsbehörden werden 
nur vor Gericht beweisbare Erkennt­
nisse mitgeteilt. 

— Für sich genommen oder in ihrer 
Gesamtheit müssen die Erkenntnisse 
von solchem Gewicht sein, daß sie 

Zweifel an der Verfassungstreue be­
gründen können. 

— Länger als drei Jahre zurückliegende 
und im Hinblick auf den Zeitablauf 
nicht mehr bedeutsame Erkenntnisse 
werden in der Regel nicht mitgeteilt. 

— Sogenannte „Jugendsünden" werden 
ebenfalls nicht weitergegeben. 

— Nur vorhandene Erkenntnisse wer­
den mitgeteilt; die Verfassungs­
schutzbehörde leitet aus Anlaß der 
Anfrage keine Ermittlungen ein. 

— Beim Verfassungsschutz wird nicht 
bei Bewerbungen für einfache und 
mittlere Funktionen angefragt; Aus­
nahmen gelten für bestimmte Sicher­
heitsbereiche. 

In der Zeit von 1972 bis zum 31. 
Dezember 1988 wurden insgesamt 
168 677 Anfragen bearbeitet. In 721 Fäl­
len hat die Verfassungsschutzbehörde 
Erkenntnisse mitgeteilt. Die Einstel­
lungsbehörden haben deshalb 141 Be­
werber abgelehnt. 103 Bewerbungen 
wurden zurückgezogen. 86 Bewerber ha­
ben gegen die Ablehnung der Einstel­
lung geklagt; 8 von ihnen haben sowohl 
Verwaltungs- als auch Arbeitsgerichte 
angerufen. Wegen Änderung der Lauf­
bahnvorschriften haben 2 Bewerber je­
weils zwei Verwaltungsstreitverfahren 
geführt. Bis zum 31. Dezember wurden 
insgesamt 85 Verfahren rechtskräftig 
abgeschlossen. In 15 Fällen wurde gegen 
die Einstellungsbehörde entschieden; 2 
Fälle wurden durch Vergleich beendet. 

Dienstpflicht­
verletzungen 

Wer als im öffentlichen Dienst Be­
schäftigter Aktivitäten entfaltet, aus de­
nen die Schlußfolgerung gezogen wer­
den kann, daß er damit gegen die politi-
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sehe Treuepflicht verstößt, sieht sich 
disziplinar- oder arbeitsrechtlichen 
Maßnahmen ausgesetzt. Danach muß­
ten 62 Bedienstete (35 Beamte und 27 
Arbeitnehmer) nach zum Teil langwieri­
gen Verfahren auf Grund von Gerichts­
urteilen aus dem Dienst ausscheiden, 
davon in 59 Fällen wegen linksextremi­
stischer, in 3 Fällen wegen rechtsextre­
mistischer Betätigung. 

Kampagne gegen die 
„Berufsverbote" 

Die Konsequenzen des sog. Extremi­
stenbeschlusses sind seit langem Gegen­
stand kontroverser politischer Diskussi­
on. Auch die „Deutsche Kommunisti­
sche Partei" (DKP) und von ihr beein­
flußte Organisationen wirken daran in­
tensiv mit. In zahlreichen bündnispoli­
tisch angelegten Aktionen haben ortho­
doxe Kommunisten versucht nachzu­
weisen, daß die Bemühungen um Fern­
haltung von Extremisten vom öffentli­
chen Dienst ein Beleg für „Menschen­
rechtsverletzungen in der BRD", für 
„faschistische" Traditionen in Recht­
sprechung und Verwaltung oder gar 
„Klassenjustiz" seien. 
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Extremisten und öffentlicher Dienst 

Mitwirkung des Verfassungsschutzes 
bei Einstellungen in den öffentlichen Dienst 

(§ 3 Abs. 3 Niedersächsisches Verfassungsschutzgesetz) 

Bewerbung 
A 

Bewerbung 
B 

Bewerbung 
C 

Bewerbung 
D 

Einstellungsbehörde 
prüft 

fachl. Geeignetheit 

Bewerbung 
C 

I Anfrage 

Verfassungsschutz-
Abteilung 

des 
Innenministeriums 

NADIS 

Antwort Erkenntnisse 
(nur: Az) 

Beiziehung 
der 

Akten 

Mitteilung: 
„keine Erkenntnisse" Erkenntnisse 

unerheblich 
Erkenntnisse 

erheblich 

Die Einstellungsbehörde prüft alle Bewerbungen und entscheidet sich für den geeignetsten Kandi­
daten. Nur zu dieser Person wird dann bei der Verfassungsschutzbehörde angefragt. Diese befragt 
NADIS, das „Nachrichtendienstliche Informationssystem" der Verfassungsschutzbehörden des 
Bundes und der Länder. Im NADIS sind nur die wichtigsten Personendaten einer Person (Name, 
Vorname, Geburtsdatum pp.) sowie die entsprechenden Aktenzeichen gespeichert. 

In den meisten Fällen liegen keine Erkenntnisse über den betreffenden Bewerber vor. Dann erhält 
die anfragende Dienststelle entsprechende Mitteilung und stellt den Kandidaten ein. 

Verweist NADIS auf Vorgänge, werden diese angefordert und geprüft. Unerhebliche Erkenntnis­
se bleiben unberücksichtigt; der Bewerber kann ebenfalls eingestellt werden. Damit sind mehr als 
99% aller Anfragen positiv für die Bewerber erledigt. 
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erhebliche 
Erkenntnisse 

«s* 

Einstellung 

Anhörung 

1 """' 
Einstellung 

> 

Mitteilung 

Anhör­
kommission 

Mitteilung 
an 

Bewerber 

Zweifel bleiben 

y 

Ablehnung 

+ 

. _ 

Beschluß: 
Anhörung 

Erkenntnisse 

Wenn gewichtige und gerichtsverwertbare Erkenntnisse vorhanden sind, die ernsthafte Zweifel an 
der künftigen Verfassungstreue des Bewerbers begründen, ergeht eine detaillierte Mitteilung an die 
Einstellungsbehörde. Der Bewerber wird darüber unterrichtet. Die Einstellungsbehörde entscheidet 
nicht selbst, sondern ruft die Interministerielle Anhörkommission an. Die Mitglieder dieser Kom­
mission sind höhere Beamte verschiedener Ministerien. Die Kommission ist mit richterlicher Unab­
hängigkeit ausgestattet. Sie prüft die Akten und lädt den Bewerber ggf. zu einer persönlichen Erör­
terung. Ein Rechtsbeistand ist zugelassen. In einer ausführlichen schriftlichen Entscheidung begrün­
det die Kommission schließlich, ob der Bewerber ungeachtet der ursprünglichen Zweifel eingestellt 
werden kann oder wegen fortbestehender Zweifel an der Verfassungstreue abgelehnt werden muß. 
Nunmehr steht dem Betroffenen noch der Weg zu den Verwaltungsgerichten offen. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Verfassungsschutz durch Aufklärung 
Der gesetzliche Auftrag und die Tätig­

keit des Verfassungsschutzes sind in den 
letzten Jahren zunehmend in die öffentli­
che Diskussion geraten. Eine sachliche 
Auseinandersetzung über diese Themen 
ist in einem demokratischen Rechtsstaat 
legitim und sogar erwünscht. Der Verfas­
sungsschutz muß sich, wie jede andere Be­
hörde auch, sachlicher Kritik stellen. So­
weit Geheimhaltung nicht zwingend gebo­
ten ist, sollte die Arbeit des Verfassungs­
schutzes so transparent wie möglich ge­
macht werden. Allerdings hat auch eine 
zunehmende, zum Teil gezielt und syste­
matisch betriebene Polemik manche Bür­
ger, gerade auch solche der jüngeren Ge­
neration, verunsichert. Hier fehlt es häu­
fig an den notwendigen Informationen, 
um sachliche Kritik von irreführender 
Agitation unterscheiden zu können. Auch 
die konkreten geschichtlichen Erfahrun­
gen aus der Weimarer Republik, der na­
tionalsozialistischen Diktatur und den er­
sten Jahren nach dem Zusammenbruch 
von 1945, die zum Prinzip der wehrhaften 
Demokratie im Grundgesetz und damit 
auch zur Einführung des Verfassungs­
schutzes geführt haben, sind der jüngeren 
Generation inzwischen weitgehend unbe­
kannt. 

Dies ist nach den Erkenntnissen sozio­
logischer Untersuchungen einer der ge­
wichtigsten Gründe dafür, daß die demo­
kratiefeindlichen Weltbilder links- und 
rechtsextremistischer Ideologien gerade 
auf junge Menschen Anziehungskraft ha­
ben. 

Aus diesen Gründen hat die Ständige 
Konferenz der Innenminister und -Senato­
ren des Bundes und der Länder schon vor 
einigen Jahren beschlossen, die Bemühun­
gen um entsprechende Unterrichtung der 
Öffentlichkeit (Verfassungsschutz durch 

Aufklärung) zu verstärken und dafür eige­
ne Organisationseinheiten bei den Verfas­
sungsschutzbehörden zu errichten. In Nie­
dersachsen ist von jeher großes Gewicht 
auf die Erfüllung dieser Aufgabe gelegt 
worden. Auch im Berichtszeitraum haben 
Mitarbeiter des Verfassungsschutzes in 
zahlreichen Vorträgen, Diskussionsveran­
staltungen und Seminaren einige tausend 
Zuhörer über Notwendigkeit, gesetzlichen 
Auftrag und Arbeit des Verfassungsschut­
zes sowie über die Ideologien und die ver­
fassungsfeindlichen Zielsetzungen des 
Rechts- und Linksextremismus infor­
miert. Im Vordergrund stand dabei das 
Bestreben, junge Menschen (in Schulen, 
Ausbildungsstätten und Einrichtungen für 
staatsbürgerliche Bildung) und wichtige 
Multiplikatoren (u. a. Ausbildende und 
Führungskräfte) zu erreichen. 

Auch dieser Jahresbericht ist ein Stück 
Öffentlichkeitsarbeit. Die Erfahrung der 
Weimarer Republik lehrt, daß Feinde der 
Demokratie die auch ihnen gewährte Frei­
heit und Toleranz dazu mißbrauchen, ein 
System der Unfreiheit und Intoleranz zu 
errichten. Darüber gilt es aufzuklären. In­
toleranz ist von einer freiheitlichen Demo­
kratie nicht hinzunehmen. 

„In der Tat, hier hat die Toleranz 
ihre Grenzen. Wenn wir der Into­
leranz den Rechtsanspruch zuge­
stehen, toleriert zu werden, dann 
zerstören wir die Toleranz und den 
Rechtsstaat. Das war das Schick­
sal der Weimarer Republik. " (Karl 
POPPER: Duldsamkeit und intel­
lektuelle Verantwortlichkeit, in: 
Auf der Suche nach einer besseren 
Welt, München 1984, S. 250) 
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Teil der Öffentlichkeitsarbeit 
des niedersächsischen Verfas­
sungsschutzes: 
Ausstellung zu Extremismus, 
Terrorismus und Spionage 



Verfassungsschutzgesetz 

Gesetz über den 
Verfassungsschutz im Lande 
Miedersachsen 
(Niedersächsisches 
Verfassungsschutzgesetz -
MVerfSchG -) 
Vom 12. Juli 1976 
(Nieders. GVB1. S. 181) 
in der Fassung vom 24. März 1980 
(Nieders. GVB1. S. 67) 

§1 
Zweck des 
Verfassungsschutzes 

Der Verfassungsschutz dient dem Schutz 
der freiheitlichen demokratischen Grund­
ordnung, des Bestandes und der Sicher­
heit des Bundes und der Länder. 

§2 
Zuständigkeit 
(1) Für die Aufgaben des Verfassungs­
schutzes ist ausschließlich die Verfas­
sungsschutzbehörde zuständig. Verfas­
sungsschutzbehörde ist der Minister des 
Innern. 
(2) Verfassungsschutzbehörden anderer 
Länder dürfen im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes nur im Einvernehmen mit dem 
Minister des Innern tätig werden. 

§3 
Aufgaben der 
Verfassungsschutzbehörde 

(1) Aufgabe der Verfassungsschutzbehör­
de ist die Sammlung und Auswertung von 
Auskünften, Nachrichten und sonstigen 
Unterlagen über 
1. Bestrebungen, die gegen die freiheitli­

che demokratische Grundordnung, 
den Bestand oder die Sicherheit des 
Bundes oder eines Landes gerichtet 
sind oder eine ungesetzliche Beein­
trächtigung der Amtsführung von Mit­
gliedern verfassungsmäßiger Organe 
des Bundes oder eines Landes zum Zie­
le haben, 

2. sicherheitsgefährdende oder geheim­
dienstliche Tätigkeiten im Geltungsbe­
reich des Gesetzes über die Zusammen­
arbeit des Bundes und der Länder in 
Angelegenheiten des Verfassungs­
schutzes vom 27. September 1950 
(Bundesgesetzbl. I S. 682), geändert 
durch Gesetz vom 7. August 1972 
(Bundesgesetzbl. I S. 1382), für eine 
fremde Macht, 

3. Bestrebungen im Geltungsbereich des 
Gesetzes über die Zusammenarbeit des 
Bundes und der Länder in Angelegen­
heiten des Verfassungsschutzes, die 
durch Anwendung von Gewalt oder 
darauf gerichtete Vorbereitungshand­
lungen auswärtige Belange der Bundes­
republik Deutschland gefährden. 
(2) Die Verfassungsschutzbehörde 
wirkt mit 
1. bei der Überprüfung von Personen, 

denen im öffentlichen Interesse ge­
heimhaltungsbedürftige Tatsachen, 
Gegenstände oder Erkenntnisse an­
vertraut werden, die Zugang dazu 
erhalten sollen oder ihn sich ver­
schaffen können, 

2. bei der Überprüfung von Personen, 
die an sicherheitsempfindlichen 
Stellen von lebens- und verteidi­
gungswichtigen Einrichtungen be­
schäftigt sind oder beschäftigt wer­
den sollen, 

3. bei technischen Sicherheitsmaßnah­
men zum Schutz von im öffentli­
chen Interesse geheimhaltungsbe­
dürftigen Tatsachen, Gegenständen 
oder Erkenntnissen gegen die 
Kenntnisnahme durch Unbefugte. 

(3) Die Verfassungsschutzbehörde er­
teilt auf Anfrage von Behörden, denen 
die Einstellung von Bewerbern in den 
öffentlichen Dienst obliegt, nach 
pflichtgemäßem Ermessen Auskunft 
aus vorhandenen Unterlagen gemäß 
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Absatz 1. Die Auskunft ist auf solche 
gerichtsverwertbaren Tatsachen zu be­
schränken, die Zweifel daran begrün­
den können, daß der Bewerber jeder­
zeit für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung eintreten wird. 

§4 
Befugnisse der 
Verfassungsschutzbeörde 

(1) Bestehen Anhaltspunkte für den Ver­
dacht von Bestrebungen oder Tätigkeiten 
im Sinne des § 3 Abs. 1, so ist die Verfas­
sungsschutzbehörde befugt, bei der Wahr­
nehmung ihrer Aufgaben nachrichten­
dienstliche Mittel anzuwenden. Bei der 
Anwendung nachrichtendienstlicher Mit­
tel ist die Verfassungsschutzbehörde an 
die allgemeinen Rechtsvorschriften ge­
bunden. 
(2) Der Verfassungsbehörde stehen poli­
zeiliche Befugnisse nicht zu. 

§5 
Amtshilfe und Auskunfts­
erteilung 
(1) Die Behörden des Landes, die Ge­
meinden, die Landkreise, die sonstigen 
der Aufsicht des Landes unterstehenden 
juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts, die Gerichte des Landes und die 
Verfassungsschutzbehörde leisten sich ge­
genseitig Rechts- und Amtshilfe. 
(2) Die Verfassungsschutzbehörde kann 
über alle Angelegenheiten, deren Aufklä­
rung zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
erforderlich ist, von den in Absatz 1 ge­
nannten Stellen Auskünfte und die Über­
mittlung von Unterlagen verlangen, so­
weit nicht gesetzliche Vorschriften entge­
genstehen. 
(3) Die in Absatz 1 genannten Stellen un­
terrichten von sich aus die Verfassungs­
schutzbehörde über alle Tatsachen, die ge­
heimdienstliche Tätigkeiten für eine frem­
de Macht oder Bestrebungen erkennen 

lassen, die durch Anwendung von Gewalt 
oder dahingehende Vorbereitungshand­
lungen gegen die freiheitliche demokrati­
sche Grundordnung, den Bestand oder die 
Sicherheit des Bundes oder eines Landes 
gerichtet sind. 

§6 
Weitergabe von Erkenntnissen 
an Dritte 
Die Verfassungsschutzbehörde darf ihre 
Erkenntnisse grundsätzlich nicht an ande­
re als staatliche Stellen weitergeben. Über 
Ausnahmen entscheidet im Einzelfall der 
Minister oder sein ständiger Vertreter, so­
weit dies zum Schutz der freiheitlichen de­
mokratischen Grundordnung, des Bestan­
des oder der Sicherheit des Bundes oder 
eines Landes erforderlich ist. 

§7 
Parlamentarische Kontrolle 
Unbeschadet der Rechte des Landtages 
und seiner Ausschüsse unterliegt die 
Landesregierung hinsichtlich der Tätigkeit 
der Verfassungsschutzbehörde der beson­
deren Kontrolle durch die vom Landtag 
zu bildende Parlamentarische Kontroll­
kommission. 

§8 
Mitgliedschaft In der Parlamen­
tarischen Kontrollkommission 
(1) Der Landtag wählt zu Beginn jeder 
Wahlperiode die Mitglieder der Parlamen­
tarischen Kontrollkommission aus seiner 
Mitte. 
(2) Er bestimmt die Zahl der Mitglieder, 
die Zusammensetzung und die Arbeitswei­
se der Parlamentarischen Kontrollkom­
mission. 
(3) Gewählt ist, wer die Stimmen der 
Mehrheit der Mitglieder des Landtages 
auf sich vereinigt. 
(4) Scheidet ein Mitglied der Parlamenta­
rischen Kontrollkommission aus dem 

99 



Verfassungsschutzgeset 

Landtag oder seiner Fraktion aus oder 
wird es Mitglied der Landesregierung, so 
verliert es seine Mitgliedschaft in der Par­
lamentarischen Kontrollkommission; § 9 
Abs. 4 bleibt unberührt. Für dieses Mit­
glied ist unverzüglich ein neues Mitglied 
zu wählen; das gleiche gilt, wenn ein Mit­
glied aus der Parlamentarischen Kontroll­
kommission ausscheidet. 

§9 
Verfahrensweise 

(1) Die Beratungen der Parlamentari­
schen Kontrollkommission sind geheim. 
Die Mitglieder sind zur Geheimhaltung 
der Angelegenheiten verpflichtet, die ih­
nen bei ihrer Tätigkeit in der Parlamenta­
rischen Kontrollkommission bekanntge­
worden sind. Dies gilt auch für die Zeit 
nach ihrem Ausscheiden aus der Parla­
mentarischen Kontrollkommission. 

(2) Die Parlamentarische Kontrollkom­
mission tritt mindestens einmal im Viertel­
jahr zusammen. Sie gibt sich eine Ge­
schäftsordnung. 
(3) Jedes Mitglied kann die Einberufung 
und die Unterrichtung der Parlamentari­
schen Kontrollkommission verlangen. 
(4) Die Parlamentarische Kontrollkom­
mission übt ihre Tätigkeit auch über das 
Ende einer Wahlperiode des Landtages 
solange aus, bis der nachfolgen Landtag 
die Parlamentarische Kontrollkommis­
sion nach § 8 gebildet hat. 

(2) Zeit, Art und Umfang der Unterrich­
tung der Parlamentarischen Kontrollkom­
mission werden unter Beachtung des not­
wendigen Schutzes des Nachrichtenzu­
gangs durch die politische Verantwortung 
der Landesregierung bestimmt. 
(3) Die Kontrolle der Durchführung des 
Gesetzes zu Artikel 10 Grundgesetz bleibt 
den auf Grund von Artikel 10 Abs. 2 Satz 
2 des Grundgesetzes von der Volksvertre­
tung bestellten Organen und Hilfsorganen 
vorbehalten. 

§11 
Verantwortung der 
Landesregierung 
Die politische Verantwortung der Landes­
regierung für die Verfassungsschutzbe­
hörde bleibt unberührt. 

§12 
Inkrafttreten 
Dies Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver­
kündung in Kraft. 

§ 10 
Umfang der Kontrolle 

(1) Die Landesregierung unterrichtet die 
Parlamentarische Kontrollkommission 
nach Maßgabe des Absatzes 2 umfassend 
über die allgemeine Tätigkeit der Verfas­
sungsschutzbehörde und über Vorgänge 
von besonderer Bedeutung. Die Parla­
mentarische Kontrollkommission hat An­
spruch auf entsprechende Unterrichtung. 
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Senden Sie mir bitte Exemplar/e des Verfassungsschutzberichtes 
1988 an die umseitige Anschrift. 

Ich bin an einem Vortrag über 

(~\ Verfassungsschutz (Gesetzliche Grundlagen, Organisation, 
^-^ Arbeitsweise, Kontrolle) 

o Extremismus (Links- oder Rechtsextremismus. Terrorismus) 

o Spionageabwehr 

interessiert (Veranstalter: 

Tel.: ( ) 

Senden Sie mir bitte Exemplar/e des Verfassungsschutzberichtes 
1988 an die umseitige Anschrift. 

Ich bin an einem Vortrag über 

f~\ Verfassungsschutz (Gesetzliche Grundlagen. Organisation, 
^ ^ Arbeitsweise, Kontrolle) 

o Extremismus (Links- oder Rechtsextremismus. Terrorismus) 

o Spionageabwehr 

interessiert (Veranstalter: 

Tel.: ( ) 



• Linksextremismus 

• Rechtsextremismus 

• Ausländerextremismus 

• Spionage 


